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Beginn: 10:01 Uhr

Präsidentin Kristina Herbst: 
Einen wunderschönen guten Morgen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es ist eineinhalb Mi-
nuten nach zehn. Ich begrüße alle sehr herzlich. Ich 
hoffe, alle sind frisch und munter, und ich eröffne 
die heutige Sitzung.

(Unruhe)

Wenn das Gerede aufhört, dann kann man mir auch 
zuhören. Dafür wäre ich sehr dankbar. – Lassen 
Sie uns gemeinsam die besten Genesungswünsche 
an unsere Kollegin Sandra Redmann von der SPD-
Fraktion geben, die heute weiterhin erkrankt ist.

(Beifall)

Wegen auswärtiger Verpflichtungen sind heute von 
der Landesregierung abwesend und entschuldigt 
Ministerpräsident Daniel Günther, Minister Dirk 
Schrödter, Ministerin Karin Prien und Minister 
Claus Ruhe Madsen.

Wir haben heute ein Geburtstagskind unter uns. 
Von Herzen wünsche ich alles Gute und das Bes-
te für das neue Lebensjahr, liebe Kollegin Sophia 
Schiebe. Wir hoffen, dass wir heute einen schönen 
Geburtstag bereiten können.

(Beifall)

Begrüßen Sie mit mir gemeinsam Besucherinnen 
und Besucher auf der Tribüne, und zwar Schülerin-
nen und Schüler der Friedrich-Paulsen-Schule aus 
Niebüll.

(Beifall)

Dann ist auch unser Landeskirchlicher Beauftragter, 
Herr Dr. Teifke da, und wir begrüßen auch Mitar-
beiter des Flüchtlingsbüros.

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 28 und 34 c) auf:

Gemeinsame Beratung

a) Irreguläre Migration deutlich reduzieren und 
Kommunen besser unterstützen

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/1475

Die Ergebnisse des Migrationsgipfels zeigen 
Geschlossenheit und Handlungsfähigkeit
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Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1520 (neu)

b) Bericht zum Migrationsgipfel vom 9. Oktober 
2023

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1510

(Unruhe)
– Ich bitte um ein bisschen Aufmerksamkeit. Danke 
schön!
Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Mit dem Antrag zu b) wird ein 
Bericht in dieser Tagung erbeten. Ich lasse zunächst 
darüber abstimmen, ob der Bericht in dieser Tagung 
gegeben werden soll. Wer dafür ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das ist einstimmig, dann 
verfahren wir so.
Ich erteile das Wort für die Landesregierung der 
Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, 
Integration und Gleichstellung, Aminata Touré.

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Ob Menschen Vertrau-
en in uns als politisch Verantwortliche haben, ent-
scheidet maßgeblich darüber, ob unsere Demokra-
tie funktioniert. Ich bin davon überzeugt, dass ein 
entscheidender Gradmesser hierfür die Handlungs-
fähigkeit des Staates in Krisenzeiten ist.
Am Montag fand der Migrationsgipfel statt. Ich 
möchte damit beginnen, mich bei den kommunalen 
Vertretern und Vertreterinnen für diese ausgespro-
chen konstruktive und zielführende Sitzung zu be-
danken.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 
SSW und vereinzelt SPD)

Mehr noch, ich möchte anerkennen, welch großarti-
ge Arbeit vor Ort geleistet wird, um die Unterbrin-
gung und Integration zu gewährleisten, denn das ist 
keine Selbstverständlichkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und FDP)

Es ging bei dem Gipfel um Folgendes:
Erstens. Schnellere Umsetzung der Forderungen 
der Kommunen, die wir nahezu vollständig erfüllt 
haben.

Zweitens. Strukturen, die eine Integration möglich 
machen – unsere Integrationsstruktur und -strategie. 
Bevor wir uns mit diesen beiden konkreten Punkten 
auseinandergesetzt haben, habe ich dargestellt, mit 
wie vielen Menschen wir dieses Jahr noch rechnen, 
und das möchte ich Ihnen auch einmal darstellen.

Bundesweit wird mit 350.000 Asylsuchenden 
gerechnet. Das bedeutet für Schleswig-Holstein 
11.900 Personen. Wir haben in Schleswig-Holstein 
bereits rund 6.600 Asylsuchende aufgenommen und 
rechnen demnach mit weiteren 5.300 Personen. Da-
zu kommen Schutzsuchende aus der Ukraine, denn 
seit Ausbruch des Krieges sind in Schleswig-Hol-
stein rund 35.000 Personen hier angekommen. Für 
die Planungssicherheit habe ich für jeden Kreis und 
jede kreisfreie Stadt einmal dargestellt, mit wie vie-
len Personen sie bei der Kreisverteilung bis Ende 
des Jahres rechnen können.

Dann sind wir die einzelnen Forderungen durchge-
gangen.

Die erste Forderung – mehr Kapazitäten auf Lan-
desebene schaffen – erfüllen wir. Wir werden 
die Kapazitäten in den Landesunterkünften auf 
10.000 Plätze erhöhen, durch neue Liegenschaften 
wie in Kiel und durch die Verdichtung bestehender 
Landesunterkünfte. Darüber hinaus bleiben wir bei 
der Zusage, dass wir, wenn notwendig, noch weite-
re Kapazitäten ausbauen werden.

Auch der zweiten Forderung – Menschen mit 
schlechter Bleibeperspektive nicht in die Kreise 
zu verteilen –, entsprechen wir. Seit Montag wer-
den keine Menschen mehr mit schlechter Bleibe-
perspektive in die Kommunen verteilt. Ausgenom-
men sind davon diejenigen, bei denen absehbar 
ist, dass eine Rückführung nicht vollzogen werden 
kann.

Die dritte Forderung – die Ankündigungsfrist wie-
der anzupassen – erfüllen wir. Wir werden die An-
kündigungsfrist ab dem 1. Dezember 2023 wieder 
auf vier Wochen verlängern. Zwischen Weihnach-
ten und Neujahr werden keine Verteilungen stattfin-
den.

Die vierte Forderung lautet, die Richtlinie zu tem-
porären Gemeinschaftsunterkünften fertigzustellen 
und den Kommunen finanziell noch weiter entge-
genzukommen. Dieser Forderung entsprechen wir.

Die fünfte Forderung war eine Krisenmanagement-
struktur. Ich habe darüber aufgeklärt, was es bereits 
an Strukturen gibt, und ich möchte Ihnen diese auch 
einmal darstellen, damit Sie im Bild sind. Wir ha-
ben tägliche Sonderlagen bei mir im Sozialminis-
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terium zu der aktuellen Fluchtsituation, und die 
werden wir weiter fortführen. Wir haben eine wö-
chentliche Befassung des Themas bei der Staatsse-
kretärsbesprechung und auch im Kabinett. Auch da-
bei bleiben wir natürlich. Ich habe eine monatliche 
Sitzung mit den Landräten, den Oberbürgermeistern 
und den kommunalen Landesverbänden.

Abseits dessen gibt es eine wöchentliche Abtei-
lungsleiterrunde mit den zuständigen Ministerien 
und ab dieser Woche auch mit den Geschäftsfüh-
rungen der kommunalen Spitzenverbände. Außer-
dem haben wir vereinbart, dass es in der Verant-
wortung der Landräte und Oberbürgermeister liegt, 
dass eine vernünftige und solidarische Verteilung in 
den Kreisen erfolgt. Forderungen wie der aus Pin-
neberg nach einer neuen quotalen Verteilung seitens 
des Landes wurde unisono eine Absage erteilt.

Der zweite Schwerpunkt der Sitzung war: Die 
Kommunen haben sich gewünscht, dass es eine 
gemeinsame Integrationsstrategie gibt. Sie wissen, 
dass wir selbst eine Integrationsstrategie haben, die 
wir im Rahmen unserer interministeriellen Arbeits-
gruppe erfüllen und in der wir an dem Integrations-
gesetz arbeiten. Aber die Kommunen haben sich 
gewünscht, dass wir diese gemeinsam mit ihnen 
entwickeln. Dieser Bitte kommen wir nach.

Die Schwerpunkte dieser Strategie umfassen die 
Themen Wohnen, Bildung, Kita, Arbeitsmarktinte-
gration und Gesundheit. Wir haben vereinbart, dass 
wir eine monatliche Sitzung zu diesen Themen ha-
ben werden. Die erste wird am 7. November 2023 
stattfinden. Dies wird bis zum April gehen. All die-
se Ergebnisse sollen in unser politisches Handeln 
einfließen. Am Ende des Prozesses werden wir eine 
ganzheitliche Integrationsstrategie für dieses Land 
haben. Das Ergebnis dieses Gipfels lässt sich sehen, 
und wir werden weiterhin gemeinsam an den He-
rausforderungen arbeiten.

So viel zu meinem Bericht. Jetzt komme ich zu 
einigen Punkten der Fraktionsanträge.

Erstens. Zu der Forderung, Sachleistungen statt 
Geldleistungen auszuzahlen, möchte ich sehr deut-
lich sagen: Diese Möglichkeit steht den Kommunen 
bereits heute zur Verfügung, das heißt, sie können 
– im Rahmen des Asylgesetzes – bereits Sachleis-
tungen auszahlen. Der Grund, warum die Kommu-
nen das nicht machen, ist der hohe Verwaltungsauf-
wand; es ist ein Irrsinn, das Ganze auszugestalten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD 
und SSW)

Wir als Land werden die Kommunen also nicht 
dazu verpflichten, das auf den Weg zu bringen, und 
der Bund plant nicht, das Asylgesetz an dieser Stel-
le zu verschärfen.

Zweitens sage ich zu dem Ansinnen, Sozialleistun-
gen für Asylsuchende abzusenken: Das Bundesver-
fassungsgericht stellt klar, dass sich das Existenz-
minimum für Menschen in Deutschland nur an 
den Gegebenheiten in Deutschland orientieren darf. 
Auch ich finde, daran muss man sich orientieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Thomas Losse-Müller [SPD])

Drittens sage ich zur Rückführung und zur Zusam-
menarbeit der Behörden bei straffällig gewordenen 
Asylsuchenden: Das Landesamt ist bereits mit Stel-
len aufgestockt worden – allein um 15 für Vollzugs-
kräfte und um vier für das Rückführungsmanage-
ment. Bei straffällig gewordenen Ausländer_innen 
wird alles darangesetzt, die Abschiebung aus einer 
Straf- oder Untersuchungshaft durchzuführen. Man 
muss feststellen: Nicht immer gelingt das, zum Bei-
spiel, weil Dokumente fehlen, die Ausreisepflicht 
noch nicht vollziehbar ist oder aus vielen anderen 
Gründen. Wenn es notwendig ist – das wissen Sie 
auch –, wirkt hier in Schleswig-Holstein das Instru-
ment der Abschiebehafteinrichtung.

Bei der Aufenthaltsbeendigung hat die freiwillige 
Rückkehr grundsätzlich Vorrang vor staatlichem 
Zwang.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Haushaltsansatz für die freiwillige Rückkehr 
wird kontinuierlich erhöht; ich habe dazu im In-
nen- und Rechtsausschuss berichtet. Im Vergleich 
zu 2021 sind es 35 Prozent mehr.

Das Landesamt baut aktuell ein AMIF-Projekt zur 
Stärkung der Rückkehrberatung; der Ausbau rück-
kehrvorbereitender Maßnahmen wird auf den Weg 
gebracht.

Sie alle wissen, dass abseits dessen der Bund ak-
tuell im Rahmen der Beschlüsse der MPK, aber 
auch der Regierung selbst an weiteren Maßnahmen 
arbeitet, was die Rückführung angeht. Unter ande-
rem werden gerade Regelungen, die Rückführun-
gen verhindern oder erschweren, angepasst.

Viertens – zum Thema Beschleunigung und Digita-
lisierung der Asylverfahren –: Die Registrierung – 
weil das in der Zuständigkeit der Länder liegt – ist 
natürlich Voraussetzung dafür, dass Asylverfahren 
vom BAMF durchgeführt werden können. Hier in 
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Schleswig-Holstein haben wir einen Stau; das muss 
man offen und ehrlich sagen.

Was tun wir dagegen? – Wir haben weitere Kräfte 
eingesetzt, um den Registrierungsstau abzubauen. 
Wir setzen Zeitarbeits- und Nachwuchskräfte ein. 
Auch bei den unterschiedlichen Ressorts wurde ab-
gefragt, was noch unterstützend beim Landesamt 
stattfinden kann.

Zu den Punkten „gemeinsames europäisches Asyl-
verfahren“ und „sichere Herkunftsstaaten“: Ja, wir 
brauchen eine gesamteuropäische Lösung. Dafür 
setzen wir uns alle gemeinsam sein. Dabei müssen 
Menschenrechte im Fokus stehen; sie dürfen nicht 
ausgehöhlt werden.

Zu den sicheren Herkunftsstaaten werden wir uns 
verhalten, wenn es einen konkreten Vorschlag der 
Bundesregierung gibt. Sie kennen unsere jeweiligen 
Positionen dazu.

Was ich aber außerdem, das heißt abseits dieses 
Aspektes, noch betonen möchte – –

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Ministerin, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
oder eine Anmerkung des Abgeordneten Vogt?

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Ja.

Christopher Vogt [FDP]: Frau Ministerin, 
vielen Dank. – Der Presseberichterstattung 
habe ich entnommen, dass der Ministerprä-
sident sich auf der Ministerpräsidentenkonfe-
renz, die, wenn ich es richtig gelesen habe, 
heute und morgen stattfindet, dafür einsetze, 
dass nicht nur Tunesien, Algerien und Ma-
rokko als sichere Herkunftsstaaten eingestuft 
werden – was die Koalition in der vergange-
nen Tagung abgelehnt hat und heute offen-
bar wieder ablehnen wird –, sondern dass er 
sich gemeinsam mit seinen Unionskollegen 
dafür einsetze, dass auch Indien und Arme-
nien entsprechend eingestuft werden. Macht 
der Ministerpräsident das als Privatperson, 
als CDU-Landesvorsitzender oder als Minis-
terpräsident dieses Landes? Und: Ist die Posi-
tion, die er offenbar vertritt, abgestimmt oder 
unabgestimmt?

– Sie müssen sich keine Sorgen machen. Wir stim-
men uns immer sehr intensiv ab, auch zu dieser 
Ministerpräsidentenkonferenz. Ich habe es gerade 

in meiner Rede gesagt: Wir als Koalitionspartner 
haben zu dieser Frage unterschiedliche Positionen.
Im Rahmen der MPK wird dieses Thema eben auch 
bearbeitet. Wir werden uns ansehen, wie das Er-
gebnis ist. Wir Grüne haben gesagt: Wir möchten 
nicht, dass es im Rahmen dieser MPK-Beratung 
einen festen Beschluss gibt. Nichtsdestotrotz ist es 
so, dass es unterschiedliche Länder mit unterschied-
lichen Ministerpräsidenten gibt, die sich für dieses 
Thema politisch einsetzen. Sie wissen ja, wie das 
Verhältnis in der Ministerpräsidentenkonferenz ist: 
Wir haben dort sehr viele CDU-Ministerpräsiden-
ten, viele SPD-Ministerpräsidenten, einen linken 
und dann auch einen grünen.
Natürlich vertreten die Ministerpräsidenten ihre Po-
sitionen – gemeinsam mit dem, was sie in ihren je-
weiligen Koalitionen besprochen haben. Am Ende 
des Tages kommt es aber darauf an – das ist auch 
das, was wir politisch besprochen haben –, dass 
ein konkreter Gesetzentwurf vorliegt, über den man 
dann beraten kann.
Die Bundesregierung hat bislang nicht vor – das ist 
mein Kenntnisstand –, die Liste der sicheren Her-
kunftsstaaten zu erweiteren. Nichtsdestotrotz ver-
weigern wir uns der Debatte nicht. Wir haben aber 
einen kritischen Blick darauf und werden kollegial 
und solidarisch, wie wir es in der Koalition immer 
tun, einen Entschluss zu dieser Frage finden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Ministerin, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage oder eine Anmerkung des Abgeordneten 
Harms?

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Sehr gern.

Lars Harms [SSW]: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. Jetzt noch einmal ganz kon-
kret: Der Ministerpräsident vertritt dort das 
Land Schleswig-Holstein und macht den Vor-
schlag, diese fünf Länder als sichere Her-
kunftsländer zu deklarieren. Ist dieser Vor-
schlag mit dem grünen Koalitionspartner ab-
gestimmt oder nicht? Stimmt der grüne Ko-
alitionspartner dieser Vorgehensweise zu, ja 
oder nein?

– Wir haben folgendes Verfahren: Zeitgleich findet 
die Konferenz und damit auch die Beratung über 
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dieses Thema statt. Deswegen kennt noch niemand 
das Ergebnis. Uns Grünen ist es wichtig, dass es 
keine finale Beschluss– –

(Christopher Vogt [FDP]: Ist das die Position 
der Regierung, Frau Ministerin?)

– Darf ich das vielleicht zu Ende führen?

(Christopher Vogt [FDP]: Ja!)

– Okay.

(Christopher Vogt [FDP]: Ist das die Position 
der Koalition?)

Der entscheidende Punkt, den wir mit Blick auf die 
Ministerpräsidentenkonferenz mitgegeben haben, 
ist: Wir möchten nicht, dass es eine Festlegung gibt, 
sondern es soll, was das angeht, höchstens einen 
Prüfauftrag geben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – An-
nabell Krämer [FDP]: „Prüfauftrag“? – Hei-
terkeit FDP und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Ministerin, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage oder eine Anmerkung des Abgeordneten 
Harms?

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Ja.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Bitte sehr.

Lars Harms [SSW]: Frau Ministerin, das 
war aber keine Antwort auf meine Frage. 
Ich hatte gefragt, ob der Vorschlag, den 
der Ministerpräsident des Landes Schleswig-
Holstein für das Land Schleswig-Holstein 
dort vorträgt, auch von den Grünen so getra-
gen wird.

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Ich habe schon einmal gesagt, dass wir unterschied-
liche Positionen dazu haben. Wir möchten nicht, 
dass es eine Vorfestlegung gibt. Wir möchten nicht, 
dass es final dazu kommt, dass diese Liste erweitert 
wird. Nichtsdestotrotz werden wir uns – wie mit al-
len Beschlüssen von Fachministerkonferenzen und 
der MPK – mit dem Beschluss beschäftigen.

Ich möchte trotzdem an dieser Stelle noch einmal 
deutlich machen, dass die Ministerpräsidentenkon-
ferenz nicht das Organ ist, das final über diese 
Frage entscheidet. Wir brauchen dazu ein Gesetz-
gebungsverfahren im Bundestag und parallel ein 
Bundesratsverfahren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist deswegen entscheidend und maßgeblich, ob 
sich die Bundesregierung auf den Weg machen 
wird. Laut Artikel 16 des Grundgesetzes braucht 
sie für die Aufnahme weiterer Staaten in diese Liste 
die Zustimmung der Bundesländer. Im Bundesrats-
verfahren werden wir uns zu dieser Frage positio-
nieren.

Sie kennen meine Antwort darauf: Wir Grünen ha-
ben einen kritischen Blick darauf; die CDU hat 
einen positiven Blick darauf. Wir wünschen uns – 
darauf haben wir uns geeinigt –, dass es einen Prüf-
auftrag und keine Vorfestlegung gibt. – Herzlichen 
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Was ich mit Blick auf die aktuellen Debatten noch 
betonen möchte – –

(Beate Raudies [SPD]: Was macht der MP 
denn dort?)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Nun hat die Ministerin wieder das Wort; vielen 
Dank.

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Was ich außerdem mit Blick auf die aktuellen 
Debatten betonen möchte: Gestern ist abseits des 
Punktes der Rückführung ein weiteres Thema be-
arbeitet worden. Robert Habeck ist es gestern ge-
lungen, dass Geflüchtete und Geduldete künftig 
schneller und unkomplizierter Arbeit aufnehmen 
können. Das ist ein Riesenerfolg.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
ruf: Wow! Was der alles kann!)

Das ist wichtig, auch für die Menschen selbst, weil 
sie es mehrheitlich wollen. Es war übrigens der 
Staat, der es jahrelang gesetzlich verhindert hat. 
Die neue Regelung ist ein Quantensprung. Damit 
wird ein Problem gelöst, das wir gesellschaftlich 
schlichtweg haben: den Fach- und Arbeitskräfte-
mangel.
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Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich 
zum Schluss Folgendes festhalten: Die Landesre-
gierung und die Kommunen ziehen an einem 
Strang. Während wir im vergangenen Jahr über 
30.000 Menschen aus der Ukraine und nur verhält-
nismäßig wenige Menschen aus anderen Ländern 
aufgenommen haben, ist es in diesem Jahr genau 
andersherum. In diesem Jahr sind rund 4.000 Men-
schen aus der Ukraine angekommen – wir rechnen 
mit weiteren 1.500 Personen –, während wir rund 
6.500 Asylsuchende aufgenommen haben und mit 
weiteren 5.000 rechnen.

Die Handlungsfähigkeit des Staates zeichnet sich 
meiner Meinung nach nicht dadurch aus, zu meinen 
oder zu wissen, was in der Zukunft passiert. Die Si-
tuation ist volatil. Wir wissen nicht, was in der Welt 
passiert und wie viele kriegerische Auseinanderset-
zungen oder Katastrophen noch kommen werden. 
Das zeigt uns die jetzige Weltlage auf dramatische 
Art und Weise.

Die Handlungsfähigkeit des Staates zeichnet sich 
dadurch aus, bereit zu sein, in Szenarien zu den-
ken, nachzusteuern, aus Fehlern zu lernen, es beim 
nächsten Mal besser zu machen und offen für den 
Austausch um die besten Lösungen zu sein. Lassen 
Sie uns – –

(Wortmeldung Annabell Krämer [FDP])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau – –

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Nein, ich lasse keine weitere Zwischenfrage zu. – 
Lassen Sie uns die Debatte nicht so führen, als ob 
es leicht sei, dieser Situation gerecht zu werden. 
Lassen Sie uns nicht vermeintlich einfache Antwor-
ten auf komplexe Fragen geben. Niemand macht es 
sich leicht, niemand lehnt sich zurück. Alle arbeiten 
nonstop auf Hochtouren, immer mit dem Anspruch, 
die besten Lösungen zu finden – im Sinne der Ge-
flüchteten, im Sinne der Kommunen, im Sinne des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts.

Wir setzen gemeinsam mit den Kommunen auf 
pragmatische und nachhaltige Lösungen für Schles-
wig-Holstein, und wir tun das aus einem gemein-
samen Verantwortungsbewusstsein dafür, dass die 
Handlungsfähigkeit des Staates maßgeblich für den 
Zusammenhalt der Gesellschaft ist. Lassen Sie uns 
weiter daran arbeiten! – Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Die Ministerin hat die vereinbarte Redezeit um fünf 
Minuten und 40 Sekunden überschritten. Diese Zeit 
steht jetzt auch allen Fraktionen zur Verfügung. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die FDP-
Fraktion hat der Abgeordnete Dr. Bernd Buchholz.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lassen Sie mich eines vorneweg sagen: Bei der 
Aufnahme und der Versorgung zu uns kommender 
Menschen haben wir alle eine humanitäre Verant-
wortung, der wir alle nachkommen wollen – hier in 
diesem Hause, im Land, im Bund und in den Kom-
munen. Wenn der eine oder andere Vorschläge dazu 
macht, dann sollte er deswegen nicht in die inhu-
mane Ecke gestellt werden. Ich bedanke mich ins-
besondere bei den Kommunen des Landes Schles-
wig-Holstein, die in den letzten Monaten Herausra-
gendes bei der Unterbringung und dem Versuch der 
Integration von vielen Menschen in diesem Land 
geleistet haben. Dafür gebührt ihnen Dank, Respekt 
und Anerkennung.

(Beifall ganzes Haus)
Frau Ministerin, die Entlastung der Kommunen 
nach der kollektiven Überlastanzeige, die vor ei-
nigen Wochen auch hier im Landtag Gegenstand 
der Debatte war, insbesondere die Aufstockung 
der Erstaufnahmekapazitäten, ist und war überfäl-
lig und bitter nötig. Sie ist mit dem Migrationsgip-
fel am vergangenen Montag zumindest in Teilen 
erfolgt. Das begrüßen wir als richtigen Schritt in 
die richtige Richtung. Er hätte allerdings viel früher 
erfolgen müssen, als er erfolgt ist.

(Beifall FDP und SPD)
Real stocken Sie die tatsächlichen Kapazitäten da-
mit auf etwas mehr als 8.500 Plätze im Lande auf. 
Die 10.000 Plätze – das wissen wir – sind die theo-
retische Belegbarkeit. Wir wussten schon bei den 
7.200 Plätzen, die vorher einmal angegeben worden 
sind, dass es in Wirklichkeit nur 6.500 waren.
Wir sind also in einer Situation, in der bei den Erst-
aufnahmeeinrichtungen der richtige Schritt gemacht 
wird. Wir sind aber auch in einer Situation, in der 
wir alle nur hoffen können, dass wir mit dieser 
Maßnahme über den Winter kommen. Denn wir al-
le wissen, dass die Migrationsaktivitäten gerade im 
Mittelmeerbereich über den Winter etwas zurückge-
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hen, aber im nächsten Frühjahr wieder in selber Art 
und Weise nach oben schießen können und werden.

Deshalb ist es jetzt Ihre Aufgabe, Frau Ministerin, 
nicht dabei zu verharren, was Sie gemacht haben, 
sondern Planungen dergestalt aufzunehmen, dass 
man sich versichert, was im Frühjahr nächsten Jah-
res in welcher Größenordnung tatsächlich notwen-
dig sein könnte. Ich sage Ihnen: Es geht jetzt dar-
um, die Planungen für Standorte und für Erstauf-
nahmeeinrichtungen so zu schaffen, dass man min-
destens 5.000 weitere Plätze im Lande avisiert. Die 
muss man nicht heute beschließen, aber die muss 
man in der Schublade haben. Man muss es heute 
planen, und nicht wie Sie immer der Entwicklung 
hinterherlaufen, sondern einmal vorneweg gehen.

(Beifall FDP und SPD)

Die Forderung nach Nichtverteilung von Menschen 
ohne Bleibeperspektive erneuern wir, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen der Koalition, insoweit, als 
Sie die zwar auch in ihren Antrag reinschreiben, 
allerdings mit einer deutlichen Relativierung. Da 
steht immer „soweit rückführbar“, und genau dar-
um geht es. Im Wesentlichen geht es bei den Men-
schen ohne Bleibeperspektive natürlich um solche, 
die nach dem Dublin-Verfahren irgendwo anders 
einen Erstantrag gestellt haben. Die können nicht 
mehr zurückgeführt werden, wenn sie länger als 
sechs Monate in diesem Land sind. Deshalb geht es 
im Wesentlichen um die Frage der Beschleunigung 
dieser Verfahren,

(Beifall FDP)

damit man tatsächlich zu Rücküberstellungen nach 
dem Dublin-Abkommen kommen kann. Auf meine 
Fragen im Innen- und Rechtsausschuss antworten 
Sie dann immer: Wir separieren das nicht, wir ma-
chen da nichts, das ist alles Sache des BAMF. – 
Nein, Frau Ministerin! Es ist auch Sache Ihrer Lan-
desbehörden, dafür zu sorgen, dass diese Verfahren 
schnell passieren und Rücküberstellungen gemäß 
Dublin überhaupt möglich sind.

(Beifall FDP und SPD)

Ich sage an dieser Stelle ganz deutlich: Die Maß-
nahmen werden langfristig nicht ausreichen. Es be-
darf einer stärkeren Steuerung der Zuwanderung, so 
ungern manche Leute das hören. Das geht auf der 
einen Seite sicherlich durch Maßnahmen des Bun-
des, insbesondere was die Außengrenzen und auch 
was die Frage der frühzeitigen Aufnahme von Ar-
beit angeht – das hat die Ministerin gerade gesagt. 
Da hat der Bund gestern geliefert. Das ist übrigens 
nicht nur in der Form von Robert Habeck gewesen, 

sondern von vielen anderen. Auch ich habe das vor 
vier Wochen hier im Landtag gesagt. Es ist richtig, 
dass sich der Bund in diese Richtung bewegt hat.

Aber die Steuerung der Zuwanderung ist nicht nur 
Sache des Bundes, sondern es gibt auch Dinge, die 
im Lande passieren können und passieren müssen, 
um Zuwanderung zu begrenzen. Ich sage das hier, 
weil es in diesem Land ein funktionierendes Rück-
führungsmanagement in Wahrheit nach wie vor 
nicht gibt. In Wahrheit setzen Sie allein und aus-
schließlich auf die freiwillige Ausreise von Men-
schen, die in einer Größenordnung von 400 bis 500 
Menschen pro Jahr tatsächlich gelingt.

Es ist auch gut, dass man in diese Richtung geht. 
Aber wenn jedes Jahr 14.000 oder 15.000 kom-
men und 500 gehen, dann werden wir die Überlas-
tung auf diese Art und Weise nicht in den Griff 
bekommen. Deshalb sage ich: Wir brauchen ein 
vernünftiges und neu strukturiertes Rückführungs-
management. Dafür, Frau Ministerin, hat der Bund 
Ihnen gestern in einem Kabinettsbeschluss eine 
Latte von Möglichkeiten aufgezeigt. Ihre Kommen-
tierung war: Wir werden das prüfen. – Nein, Frau 
Ministerin! Sie werden es anwenden und umsetzen 
müssen.

(Beifall FDP)

Schleswig-Holstein muss aus meiner Sicht seinen 
Beitrag dazu leisten, dass Deutschland nicht Anrei-
ze zur Einreise gerade in unser Land mitgibt. Diese 
sogenannten Pullfaktoren können wir schlicht und 
ergreifend nicht negieren; es gibt sie ja.

(Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In diesem ersten Halbjahr des Jahres 2023, Kollege 
Petersdotter, haben in Europa 30 Prozent aller Asyl-
bewerber ihren Erstantrag in Deutschland gestellt. 
Das Land mit der zweithöchsten Aufnahmemenge 
ist Spanien mit 17 Prozent, und in Frankreich wa-
ren es 16 Prozent. Warum haben wohl so viele 
ihren Antrag bei uns gestellt? – Man muss sich 
doch wenigstens die Frage stellen, warum alle die 
Bundesrepublik Deutschland wie einen Magneten 
anziehend finden. Die Antwort ist relativ einfach: 
weil bei uns die Höhe der Leistungen, die man 
bekommt, eine andere als in anderen Ländern ist. 
Das ist jetzt kein Vorwurf, und ich negiere auch 
überhaupt nicht, dass das Bundesverfassungsgericht 
Grundlagen für das Existenzminimum setzt. Aber 
wir müssen doch wenigstens zur Kenntnis nehmen, 
dass dies einen Anreizfaktor schafft.

Es sind 410 Euro, die man in Deutschland be-
kommt, während man in anderen Ländern weniger 

2910 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 39. Sitzung – Donnerstag, 12. Oktober 2023

(Dr. Bernd Buchholz)



bekommt. In Schweden bekommt man 180 Euro, 
in Großbritannien 210 Euro, in Griechenland 
150 Euro und in Ungarn nur 60 Euro im Monat. 
Das ist die europäische Realität, und wer die so be-
lässt, wird damit leben müssen, dass die Menschen 
alle in die Bundesrepublik Deutschland wollen.

(Beifall FDP – Zuruf Beate Raudies [SPD])

Machen wir uns nichts vor, meine Damen und Her-
ren: Auch das Auszahlen eines Teils dieser Leistun-
gen in Bargeld ist ein Faktor für Menschen, hier-
herzukommen. Auch wenn es von den 410 Euro 
nur die berühmten 182 Euro sind – der persönlich 
notwendige Bedarf –, die man in Geld ausgezahlt 
bekommt, muss man doch einfach zur Kenntnis 
nehmen, dass dies für einen Syrer ungefähr vier-
einhalb Monatsgehälter sind und für jemanden aus 
Afghanistan ein halbes Jahresgehalt.

(Serpil Midyatli [SPD]: Afghanistan!)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter!

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Wenn man davon 50 Euro an Schlepper oder nach 
Hause überweisen kann, dann meine Damen und 
Herren, setzen wir damit einen Anziehungsmagne-
ten für die Bundesrepublik Deutschland.

Ich bin dankbar, meine Damen und Herren, dass die 
CDU-Ministerpräsidenten in ihrer Vorlage für die 
heutige Ministerpräsidentenkonferenz genau diesen 
Punkt adressieren.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung der Abgeordneten von Kalben?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Jederzeit gern.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Buchholz, zu Ihrer Argumentati-
on habe ich zwei Fragen:

Erstens. Was nützt bitte der Vergleich zu ei-
nem Einkommen in Syrien, wenn der Syrer 
oder die Syrerin in Deutschland in den Su-
permarkt gehen muss? Akzeptieren Sie, dass 
es vielleicht ein etwas schräger Vergleich ist, 
wenn man sagt, das sei ein höheres Einkom-

men, weil es ihm gar nichts nützt, wenn er 
hier lebt?
(Zuruf FDP: Er kann es überweisen!)
Zweitens. Sie sind Gott sei Dank jemand, der 
immer wieder darauf hinweist, dass wir ver-
fassungskonform handeln sollen. Die Minis-
terin hat ausgeführt, dass es Rechtsprechun-
gen gibt, auch vom Verfassungsgericht, zum 
Mindeststandard, den man in Deutschland 
braucht, um armutsfest überleben zu können. 
Auf welche Höhe sollte denn bitte Ihres Er-
achtens der Tagessatz oder der Monatssatz 
für Menschen, die hier einkaufen müssen, ge-
senkt werden?

– Frau Kollegin von Kalben, ich finde, die Frage 
ist berechtigt. Im Übrigen ist auch keine einfache 
Antwort darauf zu geben. Deshalb muss es darum 
gehen, zunächst einmal zu akzeptieren, dass wir 
hier etwas wie einen Anreiz schaffen. Jetzt müssen 
wir auf europäischer Ebene klären, wer was wohin 
mit anpassen muss.
Natürlich gibt es Kaufkraftunterschiede in den 
unterschiedlichen Ländern. Diese Kaufkraftunter-
schiede wollen wir auch gar nicht negieren. Wir 
wollen den Menschen, die hier sind, ein menschen-
würdiges Leben ermöglichen.
Bedenken Sie bitte freundlicherweise: Bei den 
280 Euro, die den notwendigen Bedarf darstellen, 
geht es nicht um den Supermarkt, sondern es geht 
um den tatsächlichen persönlichen zusätzlichen Be-
darf. Das ist der Bereich des Taschengeldes in Höhe 
von 182 Euro, die jeder Asylbewerber und jede 
Asylbewerberin obendrein bekommt.
Wenn man das in Cash bekommt, dann ist es doch 
naheliegend, dass der eine oder andere sagt: Das 
brauche ich nicht alles. Da schicke ich etwas nach 
Hause. – Wenn er zudem von Schleppern unter 
Druck gesetzt wird, dann nutzt er dieses Geld zu-
dem zur Finanzierung dieser illegalen Strukturen. 
Das passiert. Das ist die Realität. Wenn wir sie 
nicht eindämmen, dann wird sie weiter so stattfin-
den.

(Beifall FDP)
Frau Ministerin, ein Weiteres ist mir auch noch 
wichtig. Die Ausländerbehörden in diesem Land 
sind unterbesetzt und in Wahrheit völlig überfor-
dert. Das wissen wir alle. Das kann man jetzt 
den Kommunen überlassen und darauf hinweisen, 
dass die Kommunen für die Ausländerbehörden 
verantwortlich sind. Man kann aber auch die Frage 
stellen, ob das Land nicht etwas dafür tun kann, 
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dass die Überforderung der Ausländerbehörden ein 
Stück zurückgeht. Jeder, der einmal bei einem Kreis 
oder bei der Stadt Kiel war, der weiß, dass die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in alle Abteilungen 
drängen, aber nicht in die Ausländerbehörde, weil 
das so ein Thema ist. Deshalb haben wir zurzeit 
diesen Missstand. Deshalb dauert die Erteilung von 
Erlaubnissen so lange. Deshalb dauern Verfahren so 
lange. Hinzu kommt, dass es in diesem Bereich kei-
ne Digitalisierung gibt, noch nicht einmal Standard-
formulare. Insofern muss alles immer neu gemacht 
werden.

Frau Ministerin, Sie hätten allerdings die Möglich-
keit, auch etwas zu tun, indem Sie einmal schauen, 
ob es nicht über alle Ausländerbehörden hinweg 
gemeinsame Dinge gibt, die man zentral bearbeiten 
kann.

(Beifall FDP)

Weshalb bündeln Sie nicht Kompetenzen, um in 
bestimmten Bereichen dafür zu sorgen, dass diese 
Kompetenzbündelung zum schnelleren Ablauf von 
Verfahren führt?

Ich sage Ihnen das noch einmal: Bei den straffällig 
gewordenen Ausländerinnen und Ausländern macht 
uns Hamburg vor, wie man Kompetenzen bündelt 
und gemeinsame Einrichtungen schafft. Das geht 
noch in vielen weiteren Bereichen. Dazu sehe ich 
von Ihnen keinerlei Aktivitäten. Das ist schade. Das 
ist schlecht. Das wird den Themen nicht gerecht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es gibt 
viele Möglichkeiten, auch im Land, dafür zu sor-
gen, dass eine Begrenzung stattfindet oder zumin-
dest keine Pull-Faktoren mehr entstehen. Sie wer-
den in den nächsten Wochen und Monaten erle-
ben – das habe ich hier schon vor vier Wochen 
gesagt –, dass die aktuelle Situation es von uns er-
fordern wird, noch ganz andere Entscheidungen zu 
treffen. Natürlich wollen wir das auf europäischer 
Ebene einheitlich machen. Wenn Sie aber über Ih-
ren Antrag so fett schreiben müssen, dass das die 
Handlungsfähigkeit ausdrückt, zeigen Sie bitte auch 
Handlungsfähigkeit, indem Sie als Landesregierung 
wenigstens zu bestimmten Fragen eine gemeinsame 
Haltung und einen gemeinsamen Weg haben. Den 
erkennen wir hier nicht.

(Beifall FDP)

Deshalb sind Sie nicht diejenigen, die in der Bun-
desrepublik Deutschland dafür sorgen, dass etwas 
vorangetrieben wird. Sie sind vielmehr Getriebene 
dieses Prozesses. – Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall FDP)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die CDU-Fraktion hat die Abgeordnete Seyran 
Papo das Wort.

Seyran Papo [CDU]: 
Verehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ministerpräsidentenkonferenzen, Deutschland-
Pakt zwischen Regierung und Opposition, Migrati-
onsgipfel. Wer in Deutschland heute Kommunal-, 
Landes- oder Bundespolitik macht, kommt um die-
ses Thema nicht herum. Auch die Bürgerinnen und 
Bürger treibt die Frage nach Migration und Integra-
tion um, und zwar zu Recht.

Hier in Kiel, in unmittelbarer Nähe zu uns, im Nie-
mannsweg, wird eine neue Landesunterkunft mit 
800 Plätzen eingerichtet. Natürlich machen sich 
Anwohnerinnen und Anwohner Gedanken. Das ist 
doch klar und wenig überraschend. Unsere Aufga-
be als Politikerinnen und Politiker ist es, den Men-
schen zuzuhören und Ängste wahrzunehmen, aber 
auch Desinformationen und Vorurteilen klar und 
konsequent entgegenzutreten.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vor allem aber ist es unsere Aufgabe, Lösungen für 
die Herausforderungen und Probleme in unserem 
Land zu entwickeln. Nicht zuletzt bei den Land-
tagswahlen in Bayern und Hessen haben Umfragen 
gezeigt, dass 80 Prozent der dortigen Wählerinnen 
und Wähler eine andere Migrationspolitik wollen. 
In beiden Bundesländern war Migrationspolitik das 
Top-Thema, noch vor Inflation und Klima. Mit an-
deren Worten: Das Thema bewegt die Menschen 
mehr als alles andere.

(Beifall CDU)

Das sollten wir uns auch hier in Schleswig-Holstein 
zu Herzen nehmen und das Signal an die Menschen 
im Land senden, dass wir dem Thema und dem 
Ausmaß der Situation mit einer großen Ernsthaftig-
keit begegnen und die Augen vor Problemen nicht 
verschließen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Uns hat die Botschaft erreicht, dass dringender 
Handlungsbedarf besteht. Diesem kommen wir 
nach.

(Zuruf SPD: Immerhin!)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, ich dan-
ke Ihnen herzlich für den Aufschlag zum Thema, 
der sicherlich den einen oder anderen richtigen Im-
puls setzt. Wir sind aber doch schon viel weiter.

(Zuruf SPD: Was?)
Am vergangenen Montag hat ein Migrationsgipfel 
zwischen Land und Kommunen stattgefunden, bei 
dem sich Landesregierung, Kommunen, kreisfreie 
Städte und kommunale Landesverbände an einen 
Tisch gesetzt und ohne Scheuklappen darüber ge-
sprochen haben, wie die Situation ist, was passieren 
muss und wie wir das gemeinsam angehen können.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Ergebnisse können Sie unserem umfangreichen 
Antrag entnehmen. Ganz besonders wichtig ist mir 
Folgendes: Als Landespolitik müssen wir weitere 
Anstrengungen für eine konsequente und unverzüg-
liche Rückführung von Personen unternehmen, die 
nicht in Deutschland bleiben können.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen die freiwillige Rückkehr von Personen 
ohne Bleibeperspektive fördern. Ausländerrechtli-
che Verfahren müssen unbedingt beschleunigt und 
konsequent digitalisiert werden.
Als Land tun wir, was wir können. In unserem 
föderalen System sind wir aber drei im Bunde, 
nämlich die Kommunen, das Land und der Bund. 
Von Letzterem brauchen wir deutlich mehr Unter-
stützung.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])
Wo wir gerade beim Bund sind, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der FDP: Sie haben Ihre Forde-
rung nach der Einstufung weiterer Länder als si-
chere Herkunftsstaaten in Ihrem Antrag wiederholt. 
Ich wiederhole gern, was ich bereits sagte: Werben 
Sie bei Ihrer Partei, die im Bund mitregiert, doch 
gern dafür und auch darüber hinaus, zum Beispiel 
für ein Mehr an finanzieller Unterstützung und ein 
dynamisches System. So kommen wir gemeinsam 
voran. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Beate Raudies [SPD]: Ukraine-Not-
kredite!)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
die Abgeordnete Catharina Nies das Wort.

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ab-
geordnete! Ich danke zunächst unserer Ministerin 
Touré für den ausführlichen Bericht über den Lan-
desmigrationsgipfel am Montag mit den Kommu-
nen und im Übrigen nicht nur für den Bericht, 
sondern auch dafür, dass dieses Spitzengespräch so 
schnell organisiert wurde.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
rufe SPD: So schnell?)

Das Gipfelergebnis sendet aus meiner Sicht ein 
wichtiges Zeichen: Wir zeigen demokratische Ge-
schlossenheit in der Flüchtlingsfrage und bieten 
ganz konkrete Lösungen für bestehende Probleme 
vor Ort. Ich glaube, dass es auch ein wichtiges 
Zeichen an unsere Kommunen ist, dass wir die Be-
lastungsgrenzen vor Ort sehen und gemeinsam nach 
Auswegen suchen.

Dass die Aufnahme weiterer Geflüchteter eine Her-
ausforderung, ist derzeit fast überall zu spüren. Wir 
zeigen hier und heute mit unserem Antrag noch 
einmal ganz deutlich: Wir stehen an der Seite der 
Kreise, Städte, Ämter und Gemeinden in Schles-
wig-Holstein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Die Gespräche am Montag und auch im Vorfeld 
haben sehr deutlich gemacht, dass die konkreten 
Probleme vor Ort unterschiedlich sind. Bei den 
einen fehlen Kita- und Schulplätze, dann gibt es 
vielerorts belastete Zuwanderungsbehörden, die mit 
den Anträgen nicht mehr hinterherkommen, und in 
vielen Städten und Gemeinden ist es der fehlende 
Wohnraum.

Das Problem ist vielschichtig, deshalb kann die 
Lösung nicht die eine einfache Antwort sein. Wir 
brauchen mehrere pragmatische Maßnahmen als 
Lösungen, und diese müssen ganz genau zu den 
jeweiligen Problemen passen. Jede dieser einzelnen 
Herausforderungen muss für sich ernst genommen 
werden. Deshalb begrüße ich sehr, dass am Montag 
auch das Bildungsministerium, das Arbeitsministe-
rium und auch das Gesundheitsministerium mit am 
Tisch saßen.

(Wortmeldung Martin Habersaat [SPD])

Deswegen ist es genau richtig, jetzt sowohl kurz- 
als auch mittelfristige Maßnahmen einzuleiten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge?

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Ich würde gerne fortfahren. – Wir müssen die Un-
terbringungsfrage lösen und gleichzeitig Integrati-
onszugänge in den Bereichen Wohnen, Arbeit, Bil-
dung, Kita und Gesundheit absichern. Beides greift 
ineinander, nur beides zusammen genommen wird 
unsere Kommunen, unser System nachhaltig ent-
lasten. Schleswig-Holstein stockt die Landesunter-
künfte weiter auf 10.000 Plätze auf und wird sehr 
schnell eine gemeinsame Integrationsstrategie von 
Land und Kommunen auf den Weg bringen. Wir 
müssen jetzt ganz pragmatisch abarbeiten.
Ein wichtiger Teil der Lösung ist aus meiner Sicht, 
endlich allen geflohenen Menschen zu erlauben, 
hier zu arbeiten und ihr eigenes Geld zu verdie-
nen. Das würde sehr viele Menschen seelisch und 
finanziell entlasten, die endlich ein selbstbestimm-
tes Leben nach der Flucht führen möchten. Dadurch 
würden auch die Sozialsysteme und kommunalen 
Unterbringungsplätze entlastet, weil Familien sich 
selbst versorgen und eine eigene Wohnung mieten 
können.

(Beate Raudies [SPD]: Wo denn?)
Das ist der Knoten, der auch in der bundesweiten 
Debatte endlich gelöst werden muss; und wenn ich 
höre, was jetzt auf Bundesebene verhandelt wird, 
glaube ich, dieser Knoten ist gerade auch ein Stück 
weit geplatzt.

(Beate Raudies [SPD]: Es sind trotzdem kei-
ne Wohnungen da!)

Die von der Ampel angekündigten Arbeitserleichte-
rungen gehen genau in die richtige Richtung. In der 
Regel soll die Beschäftigungserlaubnis nun asylsu-
chenden Menschen erteilt werden, es sei denn, ei-
ne Abschiebung ist absehbar umsetzbar, also termi-
niert oder ein Flug gebucht. Das ist ein Kompro-
miss, der Vieles erleichtern wird.
Gleichzeitig wird im Kontext der Ministerpräsiden-
tenkonferenz gerade von einigen Seiten darüber 
diskutiert, gegebenenfalls eine Arbeitspflicht zur 
gemeinnützigen Arbeit einzuführen. Mich und viel-
leicht auch einige andere erinnert das an die ehema-
ligen Arbeitsgelegenheiten, die damals im Übrigen 
einen sehr hohen Verwaltungsaufwand mit sich ge-
bracht haben. Aber man wird sehen, was genau 
damit gemeint ist. Aus meiner Sicht sollte es jetzt 

keinen Schlagabtausch über die stärksten Begriffe 
werden. Wenn es „Arbeitspflicht“ heißen soll und 
damit aber am Ende endlich das Recht zu Arbeiten 
verbunden ist, ist mir das gleich. Das Entscheiden-
de ist, dass die vielen geflohenen Menschen, die 
seit Monaten und Jahren versuchen, eine Arbeitser-
laubnis zu bekommen, diese auch endlich erhalten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Man darf nicht suggerieren, dass geflohene Men-
schen nicht arbeiten wollen, denn das Gegenteil ist 
der Fall. Ich bitte darum, bei den Fakten zu bleiben. 
Den Menschen wird die Arbeitserlaubnis von den 
Zuwanderungsbehörden leider sehr oft nicht oder 
viel zu spät erteilt. Deswegen brauchen wir aus 
meiner Sicht primär auch eine Lösung für die vie-
len Leute, die rechtlich eigentlich nach drei Mona-
ten arbeiten dürften, aber faktisch bei den Behörden 
monatelang darauf warten, dass sie für den konkre-
ten Arbeits- oder Praktikumsplatz eine formale Zu-
stimmung bekommen und die immer und immer 
wieder diese formale Zustimmung zu spät erhalten.
Der Arbeitsplatz ist dann aber nun mal weg, wenn 
man drei, sechs oder gar neun Monate auf eine 
Zusage warten muss.

(Martin Habersaat [SPD]: Neun Monate sind 
lang! Genau! – Es war nicht schnell mit dem 
Gipfel!)

Kein Unternehmen in Schleswig-Holstein kann es 
sich leisten, so lange zu warten und Stellen unbe-
setzt zu lassen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Menschen stehen bei den Behörden Schlange, 
um arbeiten zu dürfen. Hier ist aber in den letz-
ten Jahren ein echtes Bürokratiemonster entstanden, 
das wir abschaffen müssen. Dieser Verwaltungsauf-
wand ist in einem Land mit Fachkräftemangel nicht 
zu rechtfertigen. Deswegen war es so wichtig, dass 
Robert Habeck gestern sagte, dass das Ermessen 
der Zuwanderungsbehörden an dieser Stelle einge-
schränkt werden soll. Das wird unsere Behörden 
enorm entlasten und muss schnellstens umgesetzt 
werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich halte das für ganz entscheidende Punkte, um die 
aktuelle Lage endlich zu lösen und mehr Akzeptanz 
zu erreichen.
Das Problem am FDP-Antrag – zu dem komme ich 
jetzt – ist, dass hier keine Lösungen vorgeschlagen 
werden, die zur Entlastung der Kommunen führen, 
sondern nur Punkte, die entweder schon durch die 
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Landesregierung umgesetzt werden oder zu zusätz-
lichen Belastungen führen.

(Christopher Vogt [FDP]: Nein!)

Die Ausweitung der sicheren Herkunftsstaaten ist 
asylrechtlich problematisch. Sie wissen, dass ich 
das denke. Das Entscheidende ist aber: Die Men-
schen aus diesen Ländern bekommen alle ein abso-
lutes Arbeitsverbot. Das bedeutet zusätzliche Büro-
kratie und Belastungen für Sozialsysteme und für 
die Menschen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Da hat Robert 
Habeck gestern auch schon zugestimmt!)

Asylverfahren und Rückführungen beschleunigen 
sich nicht dadurch, falls das die Hoffnung der FDP 
wäre. Das hilft also nicht wirklich weiter. – Ich bin 
jetzt gerade bei Ihrem Antrag.

Die Umstellung auf noch mehr Sachleistungsprin-
zip wäre ein enorm hoher Verwaltungsaufwand. 
Jeder Ort bräuchte Kleiderkammern, Lebensmittel-
kammern und so weiter. Das hilft auch nicht weiter. 
Bezahlkarten müssten nicht nur mit der Lebensmit-
telindustrie, sondern mit dem ganzen Einzelhandel 
abgestimmt werden und dort ja dann auch ange-
nommen werden.

(Beate Raudies [SPD]: Das hat es doch alles 
schon gegeben!)

Außerdem können die Kommunen schon jetzt 
selbst entscheiden, fast alles als Sachleistung auszu-
bezahlen. Lassen wir sie weiter selbst entscheiden.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist natürlich 
einfacher, wenn die Kommunen das selbst 
machen!)

Zu dem FDP-Vorschlag, die Asylbewerberleistun-
gen an europäische Standards anzugleichen: Wie 
soll denn das genau funktionieren? Sollen die Men-
schen hier genauso wenig Leistungen wie in einem 
Land mit viel geringeren Löhnen, Lebensmittel‑, 
Energie- und Mietpreisen erhalten?

(Christopher Vogt [FDP]: Nein, das hat 
der Kollege erklärt! – Dr. Bernd Buchholz 
[FDP]: Sie müssen zuhören, nicht nur able-
sen, Frau Nies!)

Selbst der Wissenschaftliche Dienst des Bundesta-
ges schreibt in seinem Gutachten aus dem März 
2023, dass die Sozialleistungssysteme der EU-Staa-
ten kaum miteinander vergleichbar sind und des-
wegen auch die Höhe der Asylbewerberleistungen 
nicht in Bezug zueinander gesetzt werden kann.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Deswegen ist es 
alles kein Problem, und wir lassen es, wie es 
ist!)

Die Sozialleistungen müssen laut Bundesverfas-
sungsgericht ausreichen, um das Existenzminimum 
einer Person zu sichern, und zwar in Deutschland 
und nicht in Bulgarien.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Exakt!)

– Herr Buchholz, das ist unser Sozialstaatsprinzip 
und kein Pull-Faktor, den es abzuschaffen gilt.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung des Abgeordneten Vogt?

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Ich würde fortführen.

(Christopher Vogt [FDP]: Klar!)
Rückführungsmanagement: Unser schleswig-hol-
steinisches Rückführungsmanagement ist genau so 
effizient, wie es sein kann. Ihr FDP-Kollege Joa-
chim Stamp ist als Sonderbevollmächtigter für Mi-
grationsabkommen dafür verantwortlich, auf Bun-
desebene die Rahmenbedingungen zu erleichtern 
und Verhandlungen mit Herkunftsländern über Mi-
grationsabkommen zu führen. Das kann ihm die 
Landesregierung nicht abnehmen.
Noch mal, Herr Buchholz, weil Sie diesen Punkt 
der Dublin-Überstellung immer so herausstellen:

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Ja!)
Ich frage mich, ob Sie das Verfahren kennen und 
würde das Verfahren gern noch einmal erklären.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Widerspruch FDP)

Natürlich wird versucht, die Rücküberstellungsfrist 
von sechs Monaten einzuhalten. Das ist aber sehr 
schwierig. Erst einmal muss die BAMF-Entschei-
dung da und zugestellt sein, dann die zusätzli-
chen Überstellungsmodalitäten durch das BAMF. 
Danach bleiben meist noch zwei Monate oder viel-
leicht ein bisschen mehr für das Landesamt, um 
einen Flug zu buchen oder eine Landüberstellung 
zu organisieren, am besten ab Hamburg, am besten 
einen Direktflug, weil man sonst auch noch die 
Durchbeförderung durch das Zwischenland orga-
nisieren muss. Viele Linienfluggesellschaften neh-
men keine Abzuschiebenden mit, und es gibt Vor-
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gaben der Dublin-Überstellungsländer. Die sagen 
meistens: Ankunft nur bis 12 Uhr oder bis 14 Uhr, 
nur bestimmte Überstellungstage, und es gibt dann 
noch die Ankündigungsfrist des Überstellungslan-
des, die einzuhalten ist. Die liegt in der Regel bei 
zehn Tagen.

(Annabell Krämer [FDP]: Ist das Ihr Ernst, 
was Sie da gerade erzählen?)

– Ja, ich möchte das einfach einmal erklären, weil 
das die Fakten sind.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie bringen das Beispiel Österreich. Wissen Sie, 
dass Österreich seine Ankünfte pro Tag und pro 
Grenzübergang auf 20 bis 25 Personen beschränkt 
hat?

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

– Danach gibt es Sperrtage, Herr Buchholz. Bun-
desländer und andere EU-Länder stehen hier also in 
Konkurrenz zueinander. Nein, das Landesamt und 
das Land entziehen sich hier nicht ihrer Aufgabe 
durch die Kreisverteilung, denn das ist der Punkt. 
Es geht nämlich um Amtshilfe für die Ausländerbe-
hörden, wenn dann die Dublin-Überstellung bei den 
Ausländerbehörden liegt. Die Arbeit landet am En-
de eben wieder beim Landesamt. Deswegen finde 
ich das wichtig, das hier einmal klarzustellen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
ruf Beate Raudies [SPD])

– Ja, genau, aber es hört sich so an, als sei das alles 
so einfach.

Abschließend möchte ich sagen – dann komme ich 
zum Ende –, dass ich den Pragmatismus sehr begrü-
ße, der bei dem Gipfel am Montag gezeigt wurde. 
Schleswig-Holstein packt an, und das müssen wir 
auch. Ich glaube, dass wir in Schleswig-Holstein 
auf einem guten Weg sind, beides zu schaffen, die 
Kommunen durch kluge Maßnahmen zu entlasten 
und gleichzeitig das Asylrecht zu wahren. Dafür 
danke ich allen Beteiligten für ihre großen Anstren-
gungen und sage herzlichen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Marion Schiefer [CDU])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die SPD-Fraktion hat die Abgeordnete Serpil 
Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Der Ton in der Asyldebatte wird 
seit Wochen immer schärfer. Manche scheuen auch 
nicht davor zurück, Dinge zu behaupten, die gar 
nicht der Wahrheit entsprechen. Auch das Darlegen 
und vor allem auch das Widerlegen dieser Behaup-
tungen führen nicht zu einer Versachlichung der 
Debatte. Ganz im Gegenteil: Immer härter, immer 
schärfer, und dann ist der Weg zur Hetze, insbeson-
dere von Rechtspopulistinnen und ‑populisten, auch 
nicht mehr weit.
Ich bin aber davon überzeugt, wir hätten es in 
Schleswig-Holstein wirklich besser machen kön-
nen.

(Beifall SPD und Dr. Bernd Buchholz [FDP])
Wir hätten aufgrund der Erfahrungen, des guten 
Netzwerks, der großen Bereitschaft der Kommu-
nen, der Zivilgesellschaft und der Unternehmens-
verbände wie auch der Wohnungsunternehmen un-
seren Pakt für Geflüchtete erneuern können.

(Zuruf: So ist es!)
Unseren Antrag und unsere Forderung, die Lan-
desunterkünfte deutlich auszubauen, haben Sie in 
Bausch und Bogen abgelehnt. Seit mehr als einem 
Jahr drängen wir schon darauf; jetzt endlich reagie-
ren Sie, Frau Touré. Ich sage Ihnen aber auch deut-
lich: Der Preis dafür war zu hoch,

(Beifall SPD und Dr. Bernd Buchholz [FDP])
Die Stimmung im Land ist dahin, die Kommunen 
sind frustriert. Die Kommunen mussten bis an ih-
re Belastungsgrenzen gehen und immer wieder auf 
die Landesregierung, auf Sie zukommen, um eine 
Lösung zu erarbeiten. Versprechen wurden nicht 
eingehalten, sie wurden vertröstet. Wenn sie gar 
nicht mehr weiterkamen – das haben gerade meine 
beiden Vorrednerinnen bewiesen –, dann wurde ein-
fach auf den Bund verwiesen.
Ich werde Sie heute auch zu dieser Einigung nicht 
abfeiern, denn nach Aussagen der Gemeinden und 
der Städte wird diese Atempause maximal bis zum 
Jahresende halten. Allein schon das Wort Atempau-
se sagt, dass überhaupt gar kein langfristiges Kon-
zept dahintersteht oder eine Weitsicht in Ihren Pla-
nungen besteht. Wie gesagt, das ist das, was immer 
wieder in der Berichterstattung und auch von den 
Kommunen und der Ministerin dargelegt wurde.
Ich kann mir sehr gut vorstellen, was Sie jetzt den-
ken, vielleicht sogar auch, was Frau Touré denkt: 
Wie kann man es denn besser machen? – Darum 
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geht es auch heute. Keine Belehrungen darüber, wie 
die Rechtslagen sind, denn die kennen wir, zumin-
dest diejenigen, die sich schon seit Jahren damit 
beschäftigen.

Das mache ich sehr gern. Eine verantwortungsvolle 
Ministerin, Frau Touré würde die Anzahl der Lan-
desunterkunftsplätze auf 15.000 erhöhen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Eine verantwortungsvolle Ministerin, Frau Touré 
hätte die Geflüchteten mit geringer Bleibeperspekti-
ve erst gar nicht in die Kommunen umverteilt.

(Beifall SPD und FDP)

Eine verantwortungsvolle Ministerin würde eine 
unabhängige Verfahrensberatung in den Landesun-
terkünften einführen, die dabei unterstützt, die Ver-
fahren zu beschleunigen, damit klar ist, wer bleiben 
darf, aber auch, wer wieder gehen muss. Denn klar 
ist: Wir werden die Akzeptanz für unser Asylrecht 
nur beibehalten, wenn diejenigen, die kein Recht 
auf Asyl haben, auch wieder gehen.

(Beifall SPD und FDP)

Eine verantwortungsvolle Ministerin, Frau Touré, 
würde die Anzahl der freiwillig ausgereisten Ge-
flüchteten einmal genauer anschauen: Deutschland-
weit haben wir die höchste Anzahl derjenigen, die 
erst gar nicht teuer in langwierigen Verfahren und 
am Ende von der Bundespolizei abgeschoben wer-
den mussten, weil sie freiwillig ausgereist sind. Ei-
ne verantwortungsvolle Ministerin Frau Touré wür-
de dann alles daransetzen, genau diese Arbeit der 
Diakonie stärker zu unterstützen. Ein kleiner Tipp: 
Die neue Flüchtlingsbeauftragte könnte Ihnen sogar 
dabei helfen, die weiß nämlich, wie es geht.

Eine verantwortungsvolle Ministerin, Frau Touré, 
würde darauf drängen und den Bund dazu bringen – 
meine Unterstützung dazu hätten Sie –, diejenigen, 
die eine hohe Bleibeperspektive haben, durch ein 
beschleunigtes Asylverfahren anerkennen zu lassen. 
Das haben wir 2015 und 2016 auch gemacht.

Eine verantwortungsvolle Ministerin, Frau Touré, 
würde dann – dazu würde ich Ihnen auch raten – 
das machen, was wir bei den Ukrainerinnen zum 
Beispiel auch gemacht haben, den Geflüchteten, die 
eine hohe Bleibeperspektive haben, die Möglichkeit 
geben, auch privat unterzukommen. Das würde zu-
mindest den Druck auf die Kommunen vermindern.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Eine verantwortungsvolle Ministerin, Frau Touré, 
würde die Herkunftsländer der Geflüchteten einmal 
ganz genau anschauen und fragen, wo die gerade 
herkommen. Dann würde eine verantwortungsvolle 
Ministerin vielleicht einen Vorwegerlass auf den 
Weg bringen, um das Fachkräfteeinwanderungsge-
setz bereits jetzt schon anzuwenden. Dann sagen 
wir ihnen: Sucht euch einen sozialversicherungs-
pflichtigen Job, dann dürft ihr bleiben, wenn nicht, 
dann müsst ihr wieder gehen!

(Wortmeldung Eka von Kalben [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete!

Serpil Midyatli [SPD]: 
Nein, danke schön.
Eine verantwortungsvolle Ministerin, Frau Touré, 
würde nicht die Mitarbeitenden der Staatskanzlei 
und fast aller anderen hier genannten Ministerien 
fast das ganze Wochenende durcharbeiten lassen, 
würde es nicht zulassen, dass andere ihren Job ma-
chen.

(Beifall SPD und FDP)
Eine verantwortungsvolle Ministerin Frau Touré 
würde ihren Job selbst machen.

(Beifall SPD – Zuruf Lasse Petersdotter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Es wäre lächerlich, wenn es nicht stimmen würde, 
Herr Kollege Lasse Petersdotter. Es wäre lächer-
lich, wenn es nicht stimmen würde.
Sie wurden und mussten im vergangenen Jahr 
mehrmals getrieben werden, um hier endlich einen 
Plan vorzulegen, der, wie wir alle schon ausdrück-
lich gesagt haben, nur kurzfristig die Probleme löst.

(Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie viele Jahre ist die Ministerin 
denn schon im Amt?)

Den Punkt und das, was Sie so mit Halbsätzen 
immer wieder angebracht haben, eine langfristige 
Integrationsstrategie, haben Sie jetzt vereinbart. Sie 
wollen sich jetzt mit den Kommunen hinsetzen, 
um über Krippenplätze, Kitaplätze, Arbeitsmarktin-
tegration und DaZ-Klassen zu sprechen – nach über 
einem Jahr! Nach über einem Jahr! Was haben Sie 
denn das ganze vergangene Jahr getan? Wir reden 
ja nicht das erste Mal darüber und haben genau auf 
diese Probleme aufmerksam gemacht.
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Uns liegen heute mehrere Anträge vor. Ich will auf 
den Antrag von CDU und Grünen gar nicht so sehr 
im Detail eingehen, weil vieles von dem nur Wie-
derholungen von dem sind, was sowieso gemacht 
wird – übrigens nicht von Ihnen, sondern von an-
deren. Aber das können Sie ja am besten. Deswe-
gen werden wir auch diesen Antrag ablehnen, weil 
vieles davon bereits auf den Weg gebracht ist. Es 
braucht keine Begrüßung von der CDU und von 
den Grünen.

Ich möchte auf den FDP-Antrag in Gänze eingehen. 
Sie wissen genau, dass es einige Punkte gibt, de-
nen wir als SPD-Fraktion nicht zustimmen können. 
Aber das ist Ihnen auch bewusst.

(Zuruf Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] – Weitere Zurufe)

Mir wäre es wichtig, in die Debatte ein Stück 
weit mehr Sachlichkeit und Transparenz hineinzu-
bekommen.

Wir haben der Presse entnehmen können, dass die 
Erweiterung der Liste der sicheren Herkunftsländer 
wieder thematisiert wird. In der Tat gibt es dazu 
eine Bundesratsinitiative. Die anderen Ministerprä-
sidenten waren wenigstens so fair oder so voraus-
schauend, Armenien aus dieser Initiative wieder 
herauszunehmen, nachdem es in Aserbaidschan und 
in Armenien so einiges an Konflikt gibt. Vielleicht 
können Sie dem Ministerpräsidenten einmal über-
mitteln, dass mit der Bundesratsinitiative Armenien 
nicht mehr als sicheres Herkunftsland erklärt wer-
den soll.

Das würde aber auch bedeuten, man hätte sich vor-
her einmal mit der Thematik auseinandergesetzt – 
was man nicht macht.

(Widerspruch CDU)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von der FDP, 
ich kenne Ihren Wunsch, was Sachleistungen an-
geht. Ich habe mich mit den Kolleg_innen aus 
Hamburg verständigt. Ich habe mich ein wenig ge-
wundert, dass das von Ihnen als Beispiel aufgelistet 
wird. In der Tat ist es so, dass es eine Geldkarte 
gibt. Das soll entbürokratisieren und schneller ge-
hen. Kollege Buchholz, die Geflüchteten können 
sich das Geld aber auch auszahlen lassen, wenn 
sie wollen. Es ist eine Möglichkeit, eine Karte zu 
haben, auf der ein Guthaben ist. Wenn sie das nicht 
wollen, können sie aber auch gern sagen: Nee, ich 
will das Geld ausgezahlt bekommen. – Das ist also 
etwas anderes als das – was ich vermute –, was Sie 
wohl gemeint haben.

Wenn ich – ich mache schon sehr lange Integra-
tions- und Geflüchtetenpolitik in diesem Land – 
mit verschiedenen Organisationen, mit Migranten-
selbstorganisationen, aber auch mit dem Flücht-
lingsbeauftragten und den Ausländerbehörden spre-
che, stelle ich fest: Es gibt Personen und Menschen, 
die das System ausnutzen. Das weiß ich. Herr 
Buchholz, wir kommen, weil übergeordnet immer 
so viel im Raum steht, gar nicht erst dazu, sich 
einmal hinzusetzen und das sachlich zu besprechen. 
Wir wollen den meisten, die fliehen, Schutz gewäh-
ren. Gibt es einige wenige, die das System ausnut-
zen, geht in der Bevölkerung Akzeptanz verloren. 
Wir kommen aber gar nicht erst dazu, uns diese 
Fälle einmal genauer anzuschauen und Maßnahmen 
zu treffen, um das zu verhindern.

Mir ist Folgendes wichtig zu sagen: Immer wieder 
steht im Raum, alle kämen nach Deutschland. Das 
stimmt nicht. Die meisten Geflüchteten zum Bei-
spiel aus der Ukraine sind in Polen, weil sie in der 
Nähe ihres Herkunftslands bleiben wollen.

(Zuruf FDP)

Von den weltweit 70 Millionen Menschen, die sich 
auf der Flucht befinden, sind nicht alle in Deutsch-
land. Das gehört zur Ehrlichkeit dazu.

(Beifall Beate Raudies [SPD])

Ich wünsche mir wirklich,

(Annabell Krämer [FDP]: Wir reden von 
Asyl!)

dass wir uns die Schwachstellen, die das System 
hat, einmal genauer anschauen. – Dahin kommen 
wir aber wohl nur dann, wenn wir unsere Humani-
tät nicht infrage stellen. Das machen nicht Sie, aber 
andere außerhalb dieses Parlaments. Wir müssen 
schauen, wer diejenigen sind, die das System aus-
nutzen.

Dazu bin ich bereit. Ich strecke meine Hand aus. 
Das habe ich schon immer getan. Ich wünsche mir, 
dass wir gemeinsam gute Lösungen finden. Lassen 
Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass, wenn die 
Kommunen an die Tür der Ministerin klopfen, sie 
sie nicht jedes Mal fast eintreten müssen, damit 
endlich gehandelt wird.

Dann bleibt es dabei, dass Schleswig-Holstein das 
Vorzeigeland in der gesamten Republik bleibt, das 
immer gezeigt hat: Wir können Humanität. Wir 
können Unterbringung. Wir können Integration. – 
Die Gesellschaft in Schleswig-Holstein 
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Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete!

Serpil Midyatli [SPD]: 
– ist dazu bereit. Ich erwarte von der Landesregie-
rung, dass sie diesen Weg endlich geht. – Vielen 
Dank.

(Beifall SPD und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die SSW-Fraktion hat der Abgeordnete Lars 
Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich gehe zunächst einmal kurz auf den Ko-
alitionsantrag ein, und zwar grundsätzlich. Ich finde 
es ein bisschen schwierig für uns alle, die wir die-
sen Antrag nicht geschrieben haben, das heißt die 
Opposition, am heutigen frühen Morgen einen mehr 
als fünfseitigen Antrag vorgelegt zu bekommen,

(Beifall SSW, SPD und FDP)
und dann sollen wir uns blitzschnell dazu verhalten. 
– Keine Angst, wir werden dem Antrag zustimmen. 
Das meiste, was darin steht, ist richtig. Dass wir toll 
finden, was die Kommunen machen, und das gut 
funktioniert, finde ich auch. In dem Antrag stehen 
auch ein paar alte Forderungen.
Es wäre trotzdem schön, wenn wir solche Anträge 
etwas früher bekommen könnten. Dann könnten wir 
uns etwas besser darauf vorbereiten. Das ist nicht 
böse gemeint; es geht einfach darum, dass wir uns 
gegenseitig respektieren.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder ‑anmerkung des Herrn Abgeordneten Pe-
tersdotter?

Lars Harms [SSW]: 
Selbstverständlich gern.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Vielen Dank. – Mir geht es nur 
um eine Anmerkung. Ich kann Ihre Einbrin-
gung sehr gut nachvollziehen. Wir werden 
weiterhin darum bemüht sein, das schneller 
hinzubekommen – auch bei anderen Anträ-
gen. Es ist immer wieder eine Herausforde-
rung, alles in diesen kurzen Fristen hinzu-

bekommen. Gerade bei einem sechsseitigen 
Antrag kann ich Ihre Kritik sehr gut nach-
vollziehen. Das wollte ich einmal zurückge-
spiegelt haben, weil Sie das angesprochen 
haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD 
und SSW)

– Das ist gut. Dann haben wir das Thema geklärt. 
Das finde ich in Ordnung.

Sie mögen mir verzeihen, dass ich nicht auf jeden 
einzelnen Punkt Ihres Antrags eingehe. Ich werde 
aber versuchen, das eine oder andere, das in diesem 
Antrag steht, in meine Rede einzubinden.

Ich finde, es ist noch viel zu wenig über den FDP-
Antrag gesprochen worden. Es gibt einen Unter-
schied zwischen einem Koalitionsantrag, der sich 
rein auf die Landesebene beschränkt – abgesehen 
von ein paar kleinen Forderungen an den Bund – 
und dem großen Rundumschlag der FDP, der sagt: 
Das ist unsere Haltung zu den und den Themen. 
– Das finde ich in Ordnung; daran kann man sich 
ganz gut abarbeiten. Ich sage schon jetzt: Wir fin-
den den Antrag der FDP etwas unausgewogen. Wir 
können ihm nicht zustimmen. Er ist es dennoch 
wert, dass wir in der Debatte die Themen einmal 
durchgehen, um zu gucken: Was steckt dahinter? 
Wo kann man mitgehen? Wo kann man nicht mitge-
hen? Ich bin nämlich fest davon überzeugt: Irgend-
wann kommt der Tag, an dem wir Demokraten uns 
in irgendeiner Art und Weise zumindest im Groben 
einig werden müssen, um dem Rechtsradikalismus 
Einhalt zu gebieten.

(Beifall SSW, SPD, FDP und vereinzelt 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb sollte man einfach einmal darauf gucken, 
was in dem Antrag steht. Gehen wir den Antrag 
einmal Punkt für Punkt durch.

Hierin wird das Land aufgefordert, die Plätze in den 
Landesunterkünften auszubauen. Meine Damen und 
Herren, das ist eine wirklich richtige Geschichte. Es 
geht nicht nur um die 10.000 Plätze, die wir da ha-
ben. Die sind richtig gut, und kurzfristig helfen sie 
sicher. Aber wir müssen uns jetzt schon im Klaren 
sein, dass das nicht das Ende der Fahnenstange ist.

(Beifall SSW, SPD und FDP)

Wir wissen schon jetzt, dass man sich auf EU-Ebe-
ne nicht im Nu auf ein großes Asylsystem einigen 
wird. So schnell wird es nicht gehen, auch wenn 
man auf dem Weg dorthin langsam voranschreitet. 
Deswegen wissen wir, dass wir in den nächsten 
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Monaten, vielleicht sogar noch in den nächsten 
Jahren relativ viele Menschen haben werden, die 
zu uns kommen. Sie haben ein Anrecht darauf, ver-
nünftig aufgenommen zu werden. Das setzt voraus, 
dass wir mehr als diese 10.000 Plätze zur Verfü-
gung stellen können.
Man muss ehrlicherweise auch sagen, dass wir lan-
ge versucht haben, die Menschen dezentral unter-
zubringen. Aber der Wohnraum ist so nicht mehr 
da. So ehrlich müssen wir sein. Bei allem guten 
Willen und allen Anstrengungen der Kommunen 
muss man einfach feststellen, dass das schon län-
ger nicht mehr geht. Aus Sicht des SSW müssen 
wir wieder so denken wie 2015, nämlich kurzfris-
tig alles mobil machen, was irgendwie geht, damit 
wir die Menschen unterbringen können, damit wir 
die Menschen betreuen können. Damit meine ich 
auch, dass wir ganz klar wieder über Kasernen, 
über größere Gebäude und möglicherweise auch 
über Container sprechen müssen, um die Situation 
zu entschärfen. Nichts ist schlimmer, als wenn wir 
das nicht schaffen, dass wir die Menschen wieder 
in Turnhallen unterbringen müssen, dass wir sie 
wieder in Zelten unterbringen müssen, und das im 
kalten Winter. Das dürfen wir nicht zulassen. Des-
halb jetzt schon der Appell. 10.000 Plätze sind gut. 
Weiterarbeiten, mehr Plätze schaffen, damit wir al-
len einen vernünftigen Platz anbieten können!

(Beifall SSW, SPD und Marion Schiefer 
[CDU])

Meine Damen und Herren, die meisten dieser Men-
schen werden bleiben. Deshalb sollten sie sich inte-
grieren können. Deshalb finde ich es ein bisschen 
schwierig – damit sind wir bei dem Punkt, der 
den Koalitionsantrag betrifft –, dass wir Menschen 
mit formalrechtlich schlechter Bleibeperspektive 
längerfristig, vielleicht auch dauerhaft in Erstauf-
nahmeeinrichtungen oder anderen gesonderten Ein-
richtungen unterbringen wollen. Ich glaube, das ist 
definitiv der falsche Weg. Die Menschen werden 
nämlich bleiben, wenn ich sie nicht rückführen 
kann, weil kein Rückführungsabkommen da ist, 
weil das Dublin-Abkommen nicht funktioniert – 
weiß der Geier warum –, wenn sie also formalrecht-
lich nicht die Kriterien erfüllen, dableiben zu kön-
nen. Das führt nämlich nur dazu, dass ich Leute von 
Arbeit abhalte, dass ich sie von Integration abhalte. 
Das ist eigentlich nicht der richtige Weg. Deswegen 
müssen wir dringend noch einmal darüber nachden-
ken, ob wir das wirklich so machen wollen.
Jetzt gucke ich mir Punkt 2 des Antrags an. Da 
habe ich mir mehrfach ein Fragezeichen an den 
Rand gemalt oder auch einmal das Wort „nein“ 

notiert. Ich verstehe diesen Ansatz nicht. Solange 
die Bundesregierung keine weiteren Rückführungs-
abkommen mit anderen Staaten hat – und das ist 
derzeit der Fall –, müssen die Leute weiter verteilt 
werden. Es ist davon auszugehen, dass sie über lan-
ge Zeiträume hier sind. Rücküberstellungen nach 
Dublin III geschehen da, wo es möglich ist. Aber 
da, wo sich Staaten wehren – wie es zum Beispiel 
Italien oder Polen momentan tun –, muss man rea-
listisch bleiben.
Ein absolutes No-Go ist für uns der letzte Satz 
unter Punkt 2 des FDP-Antrags. Wir lehnen Ab-
schiebehafteinrichtungen ab. Denn es gehören kei-
ne Menschen in Abschiebehafteinrichtungen, die 
nichts verbrochen haben. Dabei bleibt es.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und Beifall 
Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Punkt 3 des FDP-Antrags erschließt sich mir noch 
weniger. Es gibt keine europäischen Standards, an 
denen man sich orientieren kann. Es gibt viele 
nationale Standards. Wir handeln nach deutschem 
Recht, und es gibt keinesfalls die einfache Rech-
nung: Wir nehmen rumänische Standards plus deut-
sche Standards, teilen das Ganze durch zwei, und 
dann haben wir etwas geschaffen. Das funktioniert 
so nicht. Wir handeln nach deutschem Recht und 
deutschen Standards. Es verbietet sich der Ver-
gleich mit anderen Ländern, die wirtschaftlich nicht 
so gut gestellt sind wie wir.
Bei Punkt 4 wird es spannend, da wären wir kom-
promissbereit. Guthabenbasierte Kreditkarten kön-
nen eventuell sinnvoll sein, und zwar dann, wenn 
man Bürokratie abbaut. In den Erstaufnahmeein-
richtungen sitzen Menschen, die die ganze Zeit 
Bargeld auszahlen. Da kann man sich schon fragen, 
ob es nicht besser ist, dass man mit einer Kredit-
karte entsprechende Auflagen macht. Das macht 
Sinn. Im Antrag wird allerdings gefordert, dass 
grundsätzlich auf Sachleistungen umgestiegen wer-
den soll. Wir sind dagegen. Denn das würde zu 
einem Bürokratieausbau sondergleichen führen.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich erinnere mich – ich bin ja älteren Semesters – 
noch gut an das Geächze der Verwaltung, als wir so 
etwas hatten. Damals war ich Kommunalpolitiker. 
Die wussten damals weder ein noch aus, die haben 
gearbeitet wie die Pferde, um das irgendwie hin-
zukriegen mit diesen blöden Gutscheinen und den 
ganzen Verteilaktionen. Das brauchen wir nicht. 
Wir brauchen weniger Verwaltung, damit sich die 
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Leute, die damit beschäftigt sind, um andere Dinge 
kümmern können.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Gehen wir einmal davon aus, dass es eine Geldkarte 
gibt, die man nur als Geldkarte benutzen und mit 
der man kein Geld abheben kann. Dann passiert 
genau das Gleiche wie vor 30 Jahren. Dann geht 
man als Asylbewerber zu einem Enthusiasten, zum 
Beispiel zu Lars, und sagt: „Lars, ich habe hier für 
182 Euro eine Karte. Wie ist es, willst du nicht zu-
fälligerweise bei Karstadt oder Famila einkaufen?“ 
Dann würde ich antworten: „Ja, komm, du gehst 
mit der Karte mal mit. Ich kaufe für 80 Euro ein, 
und du bekommst 80 Euro in bar von mir zurück. 
Hallelujah, lauf los!“ – Genauso ist es gewesen.

(Zurufe)

Wenn man über eine solche Karte diskutiert, kann 
man darüber nur unter dem Aspekt des Bürokra-
tieabbaus diskutieren. Natürlich soll es dann auch 
möglich sein, mit solchen Karten ganz normal Geld 
am Bankautomaten abzuheben.

Punkt 5 des FDP-Antrags, der eine Zentralisierung 
und Digitalisierung von Leistungen und Verfahren 
der Ausländerbehörden sowie die Einrichtung der 
GERAS vorschlägt, können wir zustimmen. Dieser 
Punkt steht ja auch im Antrag der Koalition. Die 
Erfahrungen mit der Tötung in Boostedt zeigen, 
dass wir uns auch in Schleswig-Holstein neu auf-
stellen müssen. Deshalb ist es schön, dass sich die 
Koalition darauf auf dem Migrationsgipfel geeinigt 
hat.

Die weiteren Maßnahmen, die im zweiten Ab-
schnitt des FDP-Antrags aufgelistet werden, lehnen 
wir ab. Weitere sogenannte sichere Herkunftslän-
der, wie sie momentan gestaltet sind, sind für uns 
keine Option, schon gar nicht, wenn dies wie der-
zeit zu unterschiedlichen Fristen im Asylverfahren 
und zu Arbeitsverboten führt, sie sind absolut inak-
zeptabel. Davon wollten wir eigentlich weg; wir 
wollten doch, dass die Leute arbeiten können.

Wir finden es befremdlich, dass der Ministerpräsi-
dent auf Bundesebene eine Position vertritt und 
einen konkreten Vorschlag macht, der mit seinem 
grünen Koalitionspartner nicht abgestimmt ist; das 
konnten wir gerade merken. Gerade in dieser Frage 
hätten wir mehr Rückgrat vom grünen Koalitions-
partner erwartet. Ich hoffe, dass Sie in der Lage 
sind, da noch etwas zum Guten zu ändern. Denn 
dieser Weg ist falsch. Wir brauchen unter solchen 

Bedingungen keine neuen sicheren Herkunftsstaa-
ten.

Punkt 2 des zweiten Abschnitts des FDP-Antrags 
mutet aktuell illusorisch an. Die Asylverfahren dau-
ern oft zu lange; dafür gibt es natürlich Gründe. 
Der Hauptgrund ist, dass die Verfahren in unserem 
Bundesland nicht zentral gebündelt sind, wodurch 
die Kommunalverwaltungen entlastet werden könn-
ten. Das ist das Problem. Es ist eine administrative 
Frage. Frau Nies hat eben angesprochen, dass eini-
ge Ausländerbehörden hoffnungslos überlastet sind. 
Wenn sie hoffnungslos überlastet sind, können sie 
keine Entscheidungen treffen. Das führt dazu, dass 
die Menschen für sich keine Entscheidungen treffen 
können. Es gibt keine Entscheidung, damit gibt es 
auch keinen Ausbildungsplatz, damit gibt es keinen 
Praktikumsplatz. Deshalb ist es wichtig, dass die 
Verfahren zentral gestaltet werden.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter.

Lars Harms [SSW]: 
Ich komme zum Schluss. – Punkt 3 mit „einheitli-
chen europäischen Standards“ ist Tinnef: Die gibt 
es nicht.

Meine Damen und Herren, bei allen Kompromis-
sen, die wir schließen müssen, gibt es für uns einen 
Grundsatz, der wichtig ist und unsere Asyl- und 
Zuwanderungspolitik weiter ausmachen sollte: Das 
ist Menschlichkeit. Die Verfahren dürfen sich gern 
verbessern, aber sie müssen für die Menschen, die 
zu uns kommen, fair bleiben.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Wir kommen jetzt zu einer Reihe von Kurzbeiträ-
gen. Als Erstes hat der Abgeordnete Martin Haber-
saat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich ein bisschen ge-
gen einen autosuggestiven Politikansatz bei diesem 
Thema wehren. Diese Autosuggestion ist mir heute 
Morgen an einigen Stellen aufgefallen.

Frau Nies, der Integrationsgipfel ist nicht schnell 
zustande gekommen. Die ersten Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister haben sich – jedenfalls in 

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 39. Sitzung – Donnerstag, 12. Oktober 2023 2921

(Lars Harms)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3331&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3331&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3058&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3058&format=WEBVOLLLANG


meinem Wahlkreis – letztes Jahr im Sommer über 
die Lage beklagt, letztes Jahr im Sommer!

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Sie können sich doch nicht ernsthaft hier hinstellen 
und sagen, neun Monate auf ein Praktikum zu war-
ten, sei empörend lange, aber 15 Monate auf einen 
Migrationsgipfel zu warten, sei verblüffend schnell!

(Beifall SPD und FDP)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Habersaat, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage oder Anmerkung der Abgeordneten 
Nies?

Martin Habersaat [SPD]: 
Ich lasse gern Zwischenfragen zu.

(Beifall FDP und SSW)
Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Das ist sehr nett von Ih-
nen. – Sie sprechen von 15 Monaten Warte-
zeit. Hat Ministerin Touré zwischenzeitlich 
nicht mit Landräten, Bürgermeister_innen 
und kommunalen Landesverbänden immer 
und immer wieder zusammengesessen? Es 
gab zu der Frage im September 2023 die 
fünfte und jetzt die sechste Vereinbarung 
mit den kommunalen Landesverbänden, seit 
Ministerin Touré ihr Amt angetreten hat. Im 
April dieses Jahres wurde die Grundlage ge-
legt. Letztes Jahr gab es eine Vereinbarung, 
um die Herrichtungsrichtlinie auf den Weg 
zu bringen. Vor sechs Wochen gab es ein gro-
ßes Treffen, um über das 34-Millionen-Euro-
Paket zu sprechen. Dazu gab es jetzt den 
Gipfel am Montag. Das ist die Antwort auf 
einen Brief der Oberbürgermeister_innen und 
Landräte gewesen, der vor wenigen Wochen 
verschickt wurde.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete, formulieren Sie bitte Ihre Frage.

– So oft und so schnell zu reagieren, finde 
ich bewundernswert.
(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Martin Habersaat [SPD]: 
Dann haben wir offenbar unterschiedliche Defini-
tionen zu der Frage, was eine schnelle Reaktion ist.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Es wäre auch folgendes Denkmodell möglich: Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister stoßen vor Ort 
auf Schwierigkeiten, die Landesregierung nimmt 
diese Schwierigkeiten wahr und kümmert sich. 
Wenn das so wäre, müssten diese Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister keine Brandbriefe an das 
Land schreiben.

(Beifall SPD und SSW)

– Das war die Antwort auf die Frage.

Ich komme zum zweiten Punkt der Autosuggestion: 
Die Regierung sei in besonderem Maße handlungs-
fähig. Dazu rate ich, sich die Rede der Sozialminis-
terin noch einmal anzuhören. In jedem einzelnen 
Punkt, Frau Touré, haben Sie gesagt, Sie seien auf 
Druck der Kommunen zu einem Ergebnis gelangt. 
Zu keinem einzigen Punkt haben Sie eine eigene 
Initiative vorgestellt.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Frau Nies, meine Zwischenfrage an Sie hätte einen 
dritten Punkt der Autosuggestion betroffen, näm-
lich die große Unterschiedlichkeit der Probleme 
vor Ort. Mir ist keine größere Kommune in Schles-
wig-Holstein bekannt, keine – und an der Stelle 
hätte ich Sie gebeten, mir eine zu benennen –, die 
kein Problem mit ausreichenden Kitaplätzen hat. 
Mir ist keine Kommune bekannt, die kein Problem 
an den Schulen damit hätte, die Basisstufe ausrei-
chend darzustellen. Mir ist auch keine Kommune 
bekannt – obwohl ich zugeben muss, dass sich mein 
Tätigkeitsbereich auf den Hamburger Rand konzen-
triert –, die kein Problem damit hätte, Menschen 
unterzubringen und genug Wohnraum zu schaffen. 
Diese Probleme sind nicht unterschiedlich über 
das ganze Land verteilt, sondern das sind die Big 
Points, die auf dem Tisch liegen.

(Vereinzelter Beifall SPD und FDP – Lasse 
Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das liegt nicht an Frau Touré, Herr Kollege!)

Man kann sich hier hinstellen und sagen, es sei 
leicht, als Opposition alles zu kritisieren und im-
mer alles schlecht zu finden, was die Regierung 
mache. Aber wir hatten für „Schleswig-Holstein 
packt an“ schon einmal eine Blaupause und sogar 
höhere Zahlen in den Jahren 2015 und 2016. Da 
hat es doch auch funktioniert, und da waren die 
Grünen doch dabei. Warum nehmen Sie das nicht 
zum Maßstab Ihres Handelns?

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da war die SPD dabei! – Zurufe SPD: 
Ja!)
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– Ja, wir waren gemeinsam dabei. Dann machen 
Sie das doch auf dem Niveau! Machen Sie es doch, 
und tun Sie nicht so, als ob ein Bruchteil dessen 
heute eine gute Idee wäre, Frau von Kalben!

(Anhaltender Beifall SPD)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Als nächster hat der Abgeordnete Dr. Bernd Buch-
holz das Wort.

(Unruhe – Glocke Präsidentin)

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich will hier nicht in ein Klein-Klein verfallen, 
wenn es darum geht, auf das eine oder das andere 
zu reagieren, sondern ich möchte gern wissen, wo 
denn tatsächlich die Lösungen liegen, die Sie – ins-
besondere Sie, Frau Nies – vorzuschlagen haben. 
Welche Lösungen schlagen Sie denn vor?

(Beifall FDP und vereinzelt SPD)

Sich hier hinzustellen und zu sagen, warum alles 
nicht geht, löst das Problem nicht, Frau Nies.

(Beate Raudies [SPD]: Genau, das habe ich 
gestern gesagt!)

Und ehrlicherweise frage ich mich, warum zum 
Beispiel das Thema „Umstellung auf Sachleistun-
gen“ nicht nur in Bayern, sondern auch in einem 
SPD-geführten Hamburg, in einem SPD-geführten 
Niedersachsen und in einem SPD-geführten Saar-
land derzeit angegangen wird, aber in Schleswig-
Holstein unmöglich ist. Warum ist das so? Weil es 
nur hier diese Bürokratiegeschichten gibt?

(Zurufe)

Warum ist das so? – Ich verstehe das nicht.

(Lars Harms [SSW]: Die haben genügend 
Beamte dafür! – Weitere Zurufe)

Liebe Frau Nies, dass Sie versuchen, mir das Dub-
lin-Verfahren zu erklären, finde ich interessant. Ich 
versuche, Ihnen einmal etwas anderes zu erklären. 
Schauen Sie einmal in § 18 Absatz 2 Nummer 2 
des Asylgesetzes. Da steht drin, was eigentlich die 
Idee von Dublin war, nämlich sogar schon nur bei 
Anhaltspunkten unmittelbar an der Grenze Leute 
sofort in das Land zurückschicken, in dem das 
Asylverfahren stattfinden muss, und zwar nicht erst 
nach Prüfung und nach Abstimmung, sondern be-
reits dann, wenn Anhaltspunkte vorliegen, dann 
darf sofort jemand zurückgebracht werden.

Sie reden immer von der gleichmäßigen Belastung 
in Europa. Wie wollen wir denn zu einer gleichmä-
ßigen Belastung mit Zureisenden in Europa kom-
men, wenn wir nicht dafür sorgen, dass wenigstens 
da, wo die entsprechenden Asylverfahren laufen 
müssen, diese auch stattfinden? Also muss es doch 
auch eine Veränderung dieses Verfahrens geben.

(Beifall FDP)
Da können Sie sich nicht einfach hinstellen und 
sagen: Ja, das tut uns leid, dann hat man nur noch 
zwei Monate, und dann bekommt man keinen Flug 
gebucht. – Also ich bekomme immer noch einen 
Flug gebucht, auch innerhalb von zwei Tagen. Das 
sollten die Anstrengungen sein.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch absurd! Das ist doch 
wirklich absurd, was Sie hier vortragen! 
– Weitere Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

– Ja, das ist jetzt Polemik, aber – 
(Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter!

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Wir können doch nicht ernsthaft mit solchen For-
malien auf die Probleme der Zeit antworten.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung der Abgeordneten Nies?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Ich jederzeit.

(Beifall FDP)
Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Ganz herzlichen Dank, 
Danke für diesen Applaus. – Herr Buchholz, 
das, was Sie gerade gesagt haben, entspricht 
nicht dem, was ich in meiner Rede gesagt 
habe. Ich habe versucht, darauf hinzuweisen, 
dass der Einflussbereich der Landesbehör-
den, unter anderem bei Dublin-Rücküberstel-
lungen, so dezidiert eingeengt ist, wie ich 
das dargestellt habe. Aber der Einflussbe-
reich Ihres FDP-Kollegen Joachim Stamp auf 
Bundesebene, der als Sonderbevollmächtig-
ter dafür verantwortlich ist, dass genau sol-
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che Rahmenbedingungen bei den Überstel-
lungsländern, bei den Ländern, die die Leute 
aufnehmen sollen, geändert oder ausgeweitet 
werden können, ist sehr viel größer. Darauf 
habe ich hingewiesen.
(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Das erste ist: Joachim Stamp ist unser gemeinsa-
mer Beauftragter, denn wir bilden doch immer noch 
eine gemeinsame Bundesregierung in Berlin.

(Beifall FDP)
Das Zweite ist: Herr Stamp soll sich gerade um Ab-
kommen mit Drittstaaten kümmern, nicht mit euro-
päischen Staaten. Dublin ist Europa, Drittstaaten 
sind die anderen. Immer schön auseinanderhalten! 
Das eine hat mit dem anderen leider gar nichts zu 
tun.

(Beifall FDP)
Aber Sie sagen zu Recht: Ja, das eine ist so notwen-
dig wie das andere. Ich sage Ihnen: An all diesen 
Fronten müssen wir arbeiten. Ich sage Ihnen auch: 
Es gibt auch Möglichkeiten, hier im Land etwas zu 
tun, indem man diese Verfahren beschleunigt, man 
muss es nur wollen.

(Beifall FDP)
Wissen Sie was: Ich habe den Eindruck, Sie wollen 
das nicht. Sie wollen es in Wahrheit nicht, liebe 
Koalitionäre. Das frage ich jetzt auch einmal: Sie 
formulieren in Ihrem Antrag – ich finde es erstaun-
lich, dass Sie sich dazu hinreißen lassen –, dass der 
Landtag „weitere Anstrengungen des Landes für 
eine konsequente und unverzügliche Rückführung 
bei Personen“ erbittet, „die nicht in Deutschland 
bleiben können“. Welche meinen Sie denn? Sagen 
Sie hier doch einmal als Koalition, was Sie meinen!

(Beifall FDP)
Sie haben noch nicht einmal eine Einigkeit über 
das, was der liebe Robert gestern in Berlin mit ver-
handelt hat – und was man sich einmal auf der Zun-
ge zergehen lassen muss, liebe Frau Nies: Da wird 
ein Haftgrund durch Einreiseverstöße geschaffen; 
das schafft demnächst einen Abschiebehaftgrund. 
Das ist das, was der Bund gestern beschlossen hat. 
Da werden drakonische Maßnahmen beschlossen, 
die Haftgründe schaffen, und wir im Land nutzen 
nicht einmal eine Ausreiseeinrichtung, die Abschie-
behafteinrichtung nutzen wir schon gar nicht. Das 
ist nicht das Rückführungsmanagement, was man 
erwarten darf. – Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall FDP)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Als nächstes hat der Abgeordnete Lasse Petersdot-
ter das Wort.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Um auf einzelne Inhalte einzugehen, ist 
die Zeit zu kurz. Mir ist aber wichtig zu sagen, dass 
es klar ist, dass wir unterschiedliche Auffassungen 
haben können. Bei Sachleistungen, sicheren Her-
kunftsländern und so weiter müssen wir die Debatte 
sicherlich auch führen. Ich werbe aber sehr dafür – 
und das adressiere ich, wenn auch ungern, klar an 
die SPD –, sich darüber Gedanken zu machen, in 
welchem Stil, in welcher Rolle und mit welchem 
Ziel man diese Debatte führt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Ich finde es bemerkenswert, wie man mit Ihren 
eigenen Regierungserfahrungen eine Rhetorik an 
den Tag legen kann, in der Sie sagen, man tue 
nichts, man arbeite nicht, man übernehme keine 
Verantwortung. Geht es irgendwo noch eine Num-
mer drunter, oder geht es nur noch eine Nummer 
drüber?
Dass das Ganze mit vielen realen Entwicklungen 
nichts zu tun hat, sehen wir, wenn wir uns an 
die zweite Kommunalvereinbarung erinnern, die im 
September letzten Jahres entwickelt worden ist. Im 
Juli 2022 ist diese Regierung gewählt worden, der 
erste Gipfel war im November letzten Jahres. Jetzt 
sich hier hinzustellen und zu sagen, „Das hat jetzt 
neun Monate, soundso lange gedauert, und Sie ma-
chen ja gar nichts!“, finde ich wirklich übel.
Im September letzten Jahres wurden beschlossen: 
10 Millionen Euro für die Jugendhilfe, 3 Millionen 
Euro für die Schulsozialarbeit, 6,5 Millionen Euro 
für die Vorhaltekosten, 9 Millionen Euro für die 
Herrichtung von Wohnraum, die Fortsetzung der 
Aufnahmepauschale, 10 Millionen Euro für die Be-
treuung von Kindern. – Und Sie gefallen sich hier 
in einer Rhetorik von: Da passiert nichts!
Was glauben Sie denn, wem das etwas bringt? 
Wem, glauben Sie, bringt es etwas, eine Rhetorik 
zu fahren, dass der Staat nicht handelt, dass der 
Staat zu nichts in der Lage ist?

(Anhaltender Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU)

Da streite ich mich gern den ganzen Tag mit der 
FDP darüber, was richtig und was falsch ist, und 
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mit dem SSW tue ich das auch gern. Aber man 
sieht wenigstens, dass man unterschiedliche Auffas-
sungen hat.
Und das bei einer SPD, dessen Bundesinnenminis-
terin in dieser Phase nichts Besseres zu tun hat, als 
einen Landtagswahlkampf zu führen, die sich seit 
Mai – –

(Anhaltender Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU – Thomas Hölck [SPD]: 
Das ist ja wohl unglaublich! – Weitere Zuru-
fe SPD)

Eine Bundesinnenministerin, die sich seit Mai die-
sen Jahres nicht mit den Kommunen und nicht mit 
den Ländern getroffen hat,

(Zurufe SPD)
die sich seit Mai nicht einmal mit den Menschen 
unterhalten hat und in keinem Austausch war! 
Wenn Sie sagen, das Land habe so viel Geld, man 
brauche gar nichts zu machen, dann frage ich mich, 
warum Sie so isoliert sind in der SPD. Jedes SPD-
regierte Bundesland fordert eine strukturelle Entlas-
tung. Man kann auch so kritisch gegenüber einer 
eigenen Regierung sein.
Die finanzielle Unterstützung in einer schwarz-ro-
ten Bundesregierung war besser als jetzt, und das 
ist ein Problem. Man hatte wenigstens Pauschalen, 
man hatte wenigstens Möglichkeiten, pro Kopf zu 
rechnen, weil man eine Reaktion auf die Realität 
hatte und nicht ein ewiges: beim nächsten Mal re-
den wir wirklich darüber, außerdem gibt es jetzt 
1 Milliarde Euro. Das genügt nicht, und das kann 
man auch so ehrlich sagen, wenn das der eigene 
Laden ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich würde gern auf viele Aspekte 
eingehen, das kann ich jetzt nicht. Aber ich will 
ganz grundlegend sagen: Das Thema Migration ist 
seit vielen Jahren schon eines der herausragendsten 
Themen in Deutschland, aber auch in ganz Europa. 
Man merkt, fast alle europäischen Staaten haben 
ihre Migrationspolitik in den letzten Jahren teilwei-
se radikal geändert. Das gehört zur Wahrheit dazu. 

Das machen diese aus guten Gründen. Mich treibt 
das zumindest sehr um, und ich glaube, wir müssen 
gucken, wie wir die Debatten führen. Mich treibt 
sehr um, dass nicht nur die Zukunft unseres Landes 
von dieser Frage stark abhängt, sondern auch die 
des Kontinents sowie der Zusammenhalt in der EU 
und auch der Zustand unserer Demokratie. Wir ha-
ben im nächsten Jahr Wahlen in Ostdeutschland. 
Mich besorgt in diesen Tagen vor allem, dass un-
sere Demokratie droht, nachhaltig Schaden zu neh-
men, und dass Populisten und Rechtsradikale in 
unserem Land auf dem Vormarsch sind.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir müssen immer mit im Kopf haben, dass es um 
die Akzeptanz leider nicht gut bestellt ist. Wir müs-
sen Humanität und Ordnung in Einklang bringen. 
Das Ziel muss doch sein, die irreguläre Migration 
zu reduzieren, und genau das ist der Kern unse-
res Antrags, ebenso natürlich auch, die Kommunen 
besser zu unterstützen, als die Landesregierung es 
bisher tut. Deshalb stellen wir seit vielen Monaten 
entsprechende konkrete Forderungen. Der Migrati-
onsgipfel war dahin gehend gut, dass man sich zu-
sammengesetzt und an einer Lösung gearbeitet hat, 
aber wir alle wissen: Das wird nur für die nächsten 
Monate reichen. Es wird weitere Maßnahmen brau-
chen. Deswegen machen wir dazu Vorschläge, und 
das werden wir auch weiterhin machen. Aber, mei-
ne Damen und Herren, wir machen auch Vorschläge 
dazu, wie man die irreguläre Migration reduzieren 
kann.

Sie haben uns als Koalition heute Morgen oder ges-
tern Abend einen Antrag vorgelegt. Da steht: Hand-
lungsfähigkeit. Das ist ein ganz wichtiger Punkt. 
Für die nächsten Monate haben wir jetzt Lösungen, 
aber es wird weitere Aufgaben geben.

Sie haben allerdings auch „Geschlossenheit“ in den 
Titel geschrieben. Ich finde, wenn man das The-
ma Geschlossenheit schon im Antragstitel betonen 
muss, dann zeigt das in der Debatte: Es gibt diese 
Geschlossenheit der Landesregierung nicht.

Meine Damen und Herren. Ich bin dankbar, dass 
man jetzt in Berlin und in vielen Bundesländern die 
Signale verstanden hat, dass man sich zusammen-
setzen und dass man an Lösungen arbeiten muss – 
SPD, Grüne und FDP jetzt im Bundeskabinett, ge-
meinsam mit der Union, gemeinsam mit den Län-
dern. Es findet gerade eine MPK statt. Wir kennen 
doch die Papiere. Wir lesen das doch in der Zeitung 
und bekommen es zugeschickt, was die Unionsleute 
und die Sozialdemokraten vorschlagen.
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Wir müssen uns nichts vormachen, zwei Dinge 
werden kommen: Das eine ist, es wird mehr sichere 
Herkunftsstaaten geben.

(Beifall FDP)
Das zweite ist, es wird wahrscheinlich bundesweit 
Sach- statt Geldleistungen geben.
Ich habe Respekt vor anderen Meinungen. Man 
kann darüber streiten, aber wir müssen jetzt nicht 
so tun, als wenn die Vorschläge, die wir machen, 
völlig irre Themen oder Vorschläge sind. Union und 
SPD werden das auf der Ministerpräsidentenkonfe-
renz beschließen. Sie machen das aus guten Grün-
den. Es wird diese und weitere Lösungen brauchen, 
damit wir die Akzeptanz in unserem Land wieder 
hinbekommen.
Das will ich deutlich sagen: Dieses Klein-Klein, 
das wir heute wieder aufgeführt haben, holt nie-
manden ab und löst keine Probleme, sondern wir 
müssen uns ehrlich machen und fragen: Was brau-
chen wir jetzt? Wir können gern darüber streiten, 
aber wirklich nicht in diesem Klein-Klein, sondern 
wir müssen das gemeinsam lösen.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter!

Christopher Vogt [FDP]: 
Wir müssen das gemeinsam lösen in der Koalition, 
im Bund, in den Ländern, damit die Akzeptanz in 
unserem Land wieder besser wird. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Bevor wir fortfahren, würde ich gern gemeinsam 
mit Ihnen auf der Tribüne die zweite Gruppe von 
Schülerinnen und Schülern der Friedrich-Paulsen-
Schule aus Niebüll herzlich begrüßen. – Herzlich 
willkommen!

(Beifall)
Der nächste auf der Rednerliste ist der Abgeordnete 
Dr. Kai Dolgner.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lieber Kollege Petersdotter, anderen Populismus 
vorzuwerfen und dann mit populistischen Sujets zu 
kommen, dass Minister alles allein regeln müssten 
und sonst nichts machen dürften, ist nicht gerade 

förderlich. Ihre Minister waren auch in Wahlkämp-
fen.

(Beifall SPD)
Zum Thema, ein träges Bild über Politik zu geben: 
Ich könnte jetzt alle Ihre Minister aufzählen, die 
gleichzeitig für andere Sachen kandidierten, aber 
ihr Ministeramt nicht zurückgegeben haben. Ich 
glaube, das schenken wir uns mal.
Zum Thema, was man – auch in Bezug auf die 
Monate – besser machen kann: Wir hatten im Früh-
jahr 2015 unter 1.000 Plätze in den Erstaufnah-
meeinrichtungen. Nun raten Sie einmal, wie viele 
Plätze wir ein Jahr später in den Erstaufnahmeein-
richtungen hatten. Na? Keine Zahlen? – Eigentlich 
müsste der geschätzte Kollege Peter Lehnert das 
wissen. Dem habe ich das nämlich zu verdanken. 
Er hat ja die Zahlen zu Containern scharf abge-
fragt. Ein Jahr später hatten wir 20.000 Plätze, die 
wir innerhalb kürzester Zeit durch Verdichten der 
Wohncontainerbelegung auf 28.000 hätten erhöhen 
können. Dass sich dann nach einer längeren Vor-
bereitungszeit die Zahl von 10.000 Plätzen nicht 
ausreichend anfühlt, ist nach der Erfahrung, die wir 
damals gemacht haben, glaube ich, selbstverständ-
lich.

(Zuruf Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

– Ich kann dir die Drucksache nachher geben, Las-
se. Das brauchst du nicht zu googeln.
Ein weiterer Punkt: Wir haben uns damals auch 
mit dem Bund gestritten. Der Bund wollte damals 
500 Millionen Euro geben – 1 Milliarde Euro, aber 
500 Millionen Euro als Darlehen. Frau Heinold 
wird sich noch daran erinnern. Torsten Albig hat 
das öffentlich kritisiert.

(Zuruf Lukas Kilian [CDU)]
– Sie waren damals noch gar nicht dabei! – Er 
hat das an der Stelle öffentlich kritisiert. Wenn wir 
schon daran erinnern: Wir haben damals trotzdem 
alle zusammen gesagt: Wir warten nicht darauf, 
dass das finanziert wird, wir bauen die Kapazitäten 
jetzt.

(Beifall SPD und SSW)
Deshalb haben wir innerhalb von zwei Monaten 
Tausende von Plätze geschaffen. Wir haben im Wo-
chentakt Berichte darüber gekriegt, wo welche Plät-
ze sind. Natürlich haben wir nicht alle umverteilt, 
Frau von Kalben. Das hätten wir gern gewollt. 
– Wo ist sie denn jetzt? Sie wollte doch wissen, 
wofür wir als SPD stehen. – Natürlich finden wir 
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nach wie vor die dezentrale Unterbringung richtig. 
Aber es geht einfach nicht mehr. Das mussten wir 
damals auch einsehen. Da hatten wir in der Zentrale 
nämlich 12.500 Plätze belegt. Wir haben da übri-
gens auch nach Bleibeperspektive sortiert. Nun soll 
Frau von Kalben nicht so tun, als ob wir unsere 
Auffassung geändert hätten. Das haben wir nicht. 
Aber wir waren immer dafür, dass wir nicht den 
Menschen vor Ort die Probleme hinkarren, sodass 
da dann Menschen sind, die wir nicht unterbringen 
können. Genau das stärkt nämlich die Populisten. 
Deshalb haben wir damals in Kauf genommen, 
auch leerstehende Container zu haben und zu viel 
Geld ausgegeben zu haben. Das wurde uns ja auch 
vorgeworfen, wir hätten viel zu viel Geld für die 
Container bezahlt.

Das haben wir damals als Konsolidierungsland ge-
macht und nicht mit noch 1 Milliarde Euro im 
Ukraine-Notkredit.

Genau das ist es, was wir Ihnen vorwerfen, näm-
lich, dass Sie das nicht als Top-Thema sehen, son-
dern so nebenbei behandeln und sich treiben lassen.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter!

Dr. Kai Dolgner [SPD]: 
Dass man Finanzverhandlungen mit dem Bund füh-
ren muss, ist doch vollkommen normal. Das ma-
chen übrigens auch alle SPD-geführten Länder.

Aber unsere Aufgabe hier ist es nicht, Verhandlun-
gen mit dem Bund zu führen. Wir sind die Opposi-
tion. Wir gucken, was Sie machen und was damals 
gemacht worden ist, und da ist ein deutliches Defi-
zit zu erkennen.

(Beifall SPD)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Beate Raudies das Wort.

(Beate Raudies [SPD]: Frau Präsidentin, ich 
verzichte!)

– Das ist gut. – Entschuldigung.

Dann hat jetzt zur Verwendung der Restredezeit, 
die die Ministerin mit der Überziehung ihrer Re-
dezeit von sechs Minuten zur Verfügung gestellt 
hat, die Abgeordnete Birte Glißmann von der CDU-
Fraktion das Wort.

Birte Glißmann [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich glaube, es waren unter-
schiedliche Kernthemen, die wir diskutiert haben, 
und die Diskussionen zeigen, dass wir alle gemein-
sam gefordert sind, dass wir – ohne Frage – als 
Land gefordert sind, dass wir aber auch die europä-
ische Ebene und den Bund fordern müssen. Wir 
alle wissen nur zu gut, dass die Kommunen oh-
nehin am stärksten gefordert sind. Ich glaube, da 
hilft auch keine Vergangenheitsbewältigung, son-
dern vielmehr der Blick nach vorn, und die Frage, 
wie wir mit konkreten Lösungen die vielfältigen 
Probleme und Herausforderungen lösen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf Beate Raudies [SPD]: Es gibt 
gute Beispiele aus der Vergangenheit! Das ist 
keine Bewältigung!)

An dieser Stelle möchte ich auf die vorliegenden 
Anträge zurückkommen, insbesondere auf unseren 
Antrag. Soeben ist wieder das Thema „irreguläre 
Migration“ angesprochen worden, und Sie haben 
uns vorgeworfen, wir hätten insoweit keine Ant-
worten.
Dem ist nicht so. Wenn Sie unseren Antrag, der 
zugegebenermaßen recht umfangreich ist, aufmerk-
sam lesen, dann wissen Sie: Das Bekenntnis zum 
gemeinsamen europäischen Asylkompromiss – wir 
begrüßen ihn – ist entscheidend für die Begrenzung 
der irregulären Migration.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])
Es geht um rechtsstaatliche Verfahren an den Au-
ßengrenzen und um deren Schutz.
Als CDU können wir natürlich kein Geheimnis 
daraus machen, dass wir uns durchaus eine stär-
kere Kontrolle an den deutschen Grenzen vorstel-
len können. Wir wollen dort die Schleierfahndung 
ermöglichen, um den Schleppern in Deutschland, 
aber auch auf europäischer Ebene tatsächlich das 
Handwerk zu legen.

(Beifall CDU und Uta Röpcke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Ich komme gern auf das beliebte Thema „sichere 
Herkunftsstaaten“ zurück; wir haben ja schon in-
tensiv darüber diskutiert. Die Ministerin hat schon 
zu der Frage ausgeführt, wie sich der Ministerpräsi-
dent in der heutigen MPK dazu verhalten wird.
Es ist keine Überraschung, dass wir unterschiedli-
cher Auffassung sind. Das ist übrigens vollkommen 
in Ordnung; das gehört dazu. Die Ministerin hat 
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auch sehr deutlich gesagt: Wenn es eine Entschei-
dung der Bundesregierung zur Ausweitung der Lis-
te sicherer Herkunftsstaaten gibt, dann wird sich 
Schleswig-Holstein selbstverständlich dazu verhal-
ten.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist doch keine 
Position!)

Also, liebe FDP, leisten Sie Ihren Beitrag dazu, dass 
die Bundesregierung sich entsprechend positioniert.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischen-
frage oder eine Anmerkung des Abgeordneten 
Dr. Bernd Buchholz?

Birte Glißmann [CDU]: 
Ja.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Frau Kollegin 
Glißmann, ich habe Ihren Antrag gelesen – 
mehrfach übrigens.

(Zuruf SPD: Das hilft!)

– Ja, das hilft manchmal. Deshalb will ich die 
Formulierungen zu dem Gemeinsamen Euro-
päischen Asylsystem noch einmal hinterfra-
gen. In Ihrem Antrag wird formuliert: Der 
Landtag stellt fest, dass man sich auf europä-
ischer Ebene verständigt habe. – Dort steht 
aus meiner Sicht nichts von „befürworten“.

Weiter heißt es in Ihrem Antrag:

„Wir befürworten, dass damit erstmalig ei-
ne Vereinheitlichung der Steuerung des Zu-
zugs … organisiert werden soll.“

Welche, steht dort nicht.

Darf ich Ihre Ausführungen so verstehen, 
dass jetzt von der Koalition der europäische 
Asylkompromiss vollends mitgetragen wird, 
oder nicht?

– Sie haben die Formulierung vorgetragen, wie sie 
in unserem Antrag steht. Es sind harte Verhandlun-
gen; da brauche ich Ihnen wahrscheinlich nichts 
vorzumachen. Zu dieser Frage gibt es unterschiedli-
che Auffassungen. Als Koalition sind wir uns aber 
einig, dass es Lösungen auf europäischer Ebene 
braucht und dass das GEAS einen Teil dazu beitra-
gen wird.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das heißt aber nicht, dass die Koalitionspartner 
alle Punkte, die in das GEAS aufgenommen bezie-
hungsweise darin vereinbart worden sind, jetzt qua-
si als ihr Flaggschiff nach vorne tragen; das gehört 
nicht dazu. Es geht um die Bekräftigung: Wir brau-
chen eine europäische Lösung. – Darüber muss im 
Rahmen des GEAS weiterverhandelt werden; das 
war nur ein Aufschlag.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine weitere Frage 
oder eine Anmerkung des Abgeordneten Dr. Buch-
holz?

Birte Glißmann [CDU]: 
Ja.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Frau Kollegin 
Glißmann, das vermag ich total zu verste-
hen. Ich beneide Sie nicht um die Abstim-
mungsverhandlungen in Ihrer Koalition. – 
Meine Frage ist aber sehr konkret: Bedeu-
tet das, dass in einem Bundesratsverfahren 
die Landesregierung von Schleswig-Holstein 
dem europäischen Asylkompromiss GEAS 
zustimmen wird, ja oder nein?

– Herr Dr. Buchholz, wir haben in diesem Ho-
hen Haus schon mehrfach besprochen, dass über 
das Abstimmungsverhalten im Bundesrat dann ent-
schieden wird, wenn ein Gesetzentwurf vorliegt, 
und das ist aktuell eben noch nicht der Fall.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Dann würde ich gern mit dem Thema Rückfüh-
rungsmanagement weitermachen.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])
Dazu gibt es unterschiedliche Lösungsvorschläge; 
auch das ist vollkommen klar. Ich finde es richtig, 
dass wir uns hier über unterschiedliche Möglichkei-
ten streiten, wie wir besser werden können. Darum 
geht es doch. Niemand behauptet, dass wir schon 
perfekt seien.
Die Ministerin hat aber schon deutlich gemacht, 
dass wir weitere Vollzugskräfte eingestellt haben. 
Natürlich brauchen wir am Ende ein Durchschlagen 
des Knotens, der darin besteht, dass unsere Asyl-
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verfahren zu lange dauern, dass zu wenig rückge-
führt wird und dass gerade von denjenigen, die in 
unserem Land straffällig geworden sind, zu weni-
ge rückgeführt werden. Da stehen wir vollkommen 
beieinander.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Einen Punkt möchte ich noch klarstellen: Lieber 
Kollege Harms, GEAS und GERAS kann man 
durchaus einmal verwechseln; das sind aber zwei 
unterschiedliche Systeme. Sie haben gesagt, GE-
RAS würden wir positiv begleiten. Hierzu möchte 
ich klarstellen: Wir bleiben bei unserer Auffassung. 
Wir haben im Innen- und Rechtsausschuss intensiv 
darüber diskutiert und sind nach wie vor der Auf-
fassung, dass die Lösung für einen Stadtstaat nicht 
ohne Weiteres auf ein Flächenland wie Schleswig-
Holstein übertragen werden kann, weswegen wir 
GERAS nicht befürworten.

Was wir allerdings befürworten, ist die Reduzie-
rung der sogenannten Pull-Faktoren. Ja, diese Not-
wendigkeit sehe ich auch. Aber gerade vor dem 
Hintergrund der massiven Belastung für die Kom-
munen wird auch das nur mit ihnen gemeinsam ge-
lingen. Wenn zum Beispiel der Kieler Oberbürger-
meister in der Presse prominent sagt: „Wir wollen 
keine Chipkarten, weil das für uns zu viel Aufwand 
ist“, dann sollten wir als Land uns angesichts der 
ohnehin bestehenden Belastung doch als Letzte hin-
stellen und sagen: Wir wollen das aber! Wir halten 
das für richtig!

Deswegen gilt auch in diesem Punkt: Nur gemein-
sam mit den Kommunen!

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ein letzter Punkt sei mir gestattet, bevor wir wieder 
mit Vergangenheitsbewältigung starten: Wir haben 
zwei Anträge vorliegen, den der FDP und unseren 
Alternativantrag. Von der SPD ist heute zwar viel 
gesagt worden. Aber ehrlich gesagt frage ich mich 
schon, wo angesichts der entscheidenden Fragestel-
lungen, über die wir heute diskutieren, Ihr Alterna-
tivantrag ist, wo Ihre Lösungsvorschläge sind.

(Lachen Beate Raudies [SPD] – Zuruf 
Dr. Kai Dolgner [SPD])

Davon habe ich nämlich noch nichts gelesen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Thomas Losse-Müller das Wort.

Thomas Losse-Müller [SPD]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir haben in Schleswig-Holstein immer noch sehr 
breiten Konsens darüber, dass wir für eine humane 
und offene Flüchtlingspolitik stehen.

(Beifall SPD und FDP)
Das ist nicht nur bei den Grünen, der SPD und der 
FDP so, sondern auch bei der CDU; das will ich 
ausdrücklich anerkennen. Der Ministerpräsident hat 
sich immer wieder für eine offene, humane Flücht-
lingspolitik ausgesprochen.
Ich kann Ihnen sagen – als Vertreter der schleswig-
holsteinischen SPD, die an dieser Stelle eine andere 
Position vertritt als viele andere Landesverbände 
der SPD –, was für uns damit verbunden ist bezie-
hungsweise was das für uns bedeutet: In der Fra-
ge, wie wir mit den Kommunen, wie wir mit den 
Menschen in unserem Land umgehen, stellen wir 
besondere Ansprüche auch an uns selbst.
Wenn wir wollen, dass eine offene und humane 
Flüchtlingspolitik Akzeptanz in der Bevölkerung 
findet, dann ist es unsere Pflicht, dafür sorgen, dass 
die Kommunen sich nicht bei uns beschweren müs-
sen, weil sie keine Kapazitäten mehr haben.

(Beifall SPD, FDP und Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Dann müssen wir mehr tun, dann müssen wir muti-
ger sein, dann müssen wir besser werden.
Aus den Erfahrungen von 2015 und 2016 wissen 
wir, wie hart und schwierig das ist. Wir haben 
in der Landesregierung harte Auseinandersetzun-
gen geführt. Wir mussten auf der Leitungsebene 
schwierige Konflikte miteinander aushalten um die 
Frage: Ist es okay, dass wir jetzt sagen, dass wir 
mehr Plätze brauchen, auch wenn es vielleicht ver-
waltungstechnisch noch nicht gerechtfertigt ist?
Die Antwort auf die Frage, wie oft ich mich mit 
wem getroffen habe, sagt noch nichts über das En-
gagement aus. Die wichtige Frage ist vielmehr, wel-
che Entscheidungen ich danach getroffen habe.

(Beifall SPD, FDP und Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Habe ich gesagt: „Ich muss jetzt die Sicherheitsre-
serve aufbauen. Ich muss jetzt die Container kau-
fen, auch wenn das nicht das Schönste ist.“? Habe 
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ich geplant? Deswegen ist die Frage, womit wir für 
das nächste Jahr rechnen, so wichtig. Es geht dar-
um, ob wir die Entscheidung über 15.000, vielleicht 
sogar 20.000 Plätze heute treffen müssen.

(Beate Raudies [SPD]: Genau!)
Können wir uns darauf einigen? Wir haben damals 
gesagt, dass wir höhere Zahlen als der Bund erwar-
ten, weil wir wussten, dass das kommt. Das ist in 
der Tat die Frage, die wir uns stellen müssen.
Wenn wir eine humane und offene Flüchtlingspoli-
tik wollen, dann geht es nicht, dass der Minister-
präsident mit einer Haltung in die MPK geht und 
der Koalitionspartner sagt: „Das stimmt nicht, das 
wollen wir gar nicht, und wir warten erst einmal ab, 
was da kommt.“ Dann brauche ich eine abgestimm-
te Haltung in der Flüchtlingsfrage. Wenn ich eine 
offene und humane Flüchtlingspolitik will, dann 
darf ich keine Vorschläge machen, von denen ich 
weiß, dass sie an der Zahl der Flüchtlinge, die kom-
men werden, nichts ändern. Die meisten Menschen, 
die nach Schleswig-Holstein kommen, fliehen vor 
Krieg. Von den 70 Millionen Kriegsgeflüchteten 
auf der Welt kommt nur ein sehr kleiner Teil zu 
uns.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter!

Thomas Losse-Müller [SPD]: 
Die Diskussion über Pull-Effekte ist eine politische 
Diskussion.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Kommen Sie bitte zum Ende!

Thomas Losse-Müller [SPD]: 
Aber sie wird die Zahl der Flüchtlinge und die Auf-
gabe in diesem Land nicht ändern. – Vielen Dank.

(Beifall SPD und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für einen weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich habe mich noch einmal zu Wort gemel-
det, weil ich vorhin schon davon gesprochen habe, 
dass in vielen Bereichen Kompromisse notwendig 

sein werden. Ich will einen konkreten Vorschlag 
für die Verhandlungen machen, die jetzt geführt 
werden. Ich gehe davon aus, dass es sich nicht ver-
hindern lässt, dass weitere Länder als sichere Her-
kunftsstaaten deklariert werden. Ob das so ist, weiß 
ich nicht, aber ich gehe einmal davon aus. Wenn 
dem so ist, dann, finde ich, müsste man in den Be-
ratungen darüber reden, ob man die zwei schlimms-
ten Nachteile, die Menschen dadurch haben – außer 
natürlich, dass ihr Asylantrag zu Beginn erst einmal 
abgelehnt wird –, aufheben kann.

Da spielen zwei Punkte für mich eine Rolle. Der 
erste Punkt betrifft die Tatsache, dass, wenn man 
als Mensch, der aus einem sicheren Herkunftsstaat 
kommt, einen Widerspruch einlegt, man nur eine 
Woche lang Zeit hat, den zu formulieren. Man muss 
sich einen Anwalt suchen, alles formulieren, Belege 
vorlegen und weiß der Geier, was. Das hat eine 
Woche lang Zeit. Jeder andere Asylbewerber hat 
vier Wochen Zeit. Es wäre schön, wenn die beiden 
Asylbewerber gleichbehandelt werden würden. Das 
wäre es wert, in den Verhandlungen darauf zu drän-
gen, dass wenn man schon Staaten als sicher aus-
weist, zumindest alle die gleichen Verfahrensmög-
lichkeiten haben.

(Beifall SSW)

Der zweite Punkt, meine Damen und Herren, be-
trifft die Arbeitsverbote, weil die ja automatisch 
damit verbunden sind. Nun wissen wir alle, dass 
die Menschen jetzt schon eine relativ geringe Wahr-
scheinlichkeit haben, anerkannt zu werden. Sie 
werden also keinen festen Aufenthaltstitel haben. 
Aber wir wissen, dass die Menschen bleiben, jeden-
falls zu einem Teil, derzeit wahrscheinlich sogar 
zu einem Großteil. Trotzdem sagen wir ihnen: „Du 
hältst dich hier auf, möglicherweise über Jahre, 
aber wir lassen dich nicht arbeiten.“ – Das kann 
es doch nicht sein!

(Beifall SSW und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Also, meine Damen und Herren, müssen wir doch 
in die Verhandlungen reingehen und sagen: „Ja, 
wenn ihr denn unbedingt die sicheren Herkunfts-
staaten ausweiten wollt, dann lasst die Leute bitte 
schön aber auch – egal, wann sie hierhergekommen 
sind und welchen Status sie haben – hier arbeiten, 
sodass sie wenigstens die Zeit, die sie hier verbrin-
gen – kurz, lange, wie auch immer – nutzen und 
die Möglichkeit haben, etwas Geld zu verdienen. 
Wenn sie es dann nach Hause schicken, ist das auch 
schön, das hilft den Menschen dort. Eine bessere 
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Entwicklungshilfe kann man im Übrigen gar nicht 
haben, meine Damen und Herren.

Worum es mir dabei geht, ist: Wenn wir schon 
wissen, dass wir Kompromisse machen, dann kann 
man vielleicht auch mal schauen, ohne immer auf 
das große Schild „sichere Herkunftsstaaten“ zu gu-
cken, welche Inhalte da sind und ob es Einfluss-
möglichkeiten gibt. Es würde sich lohnen – das ist 
meine Aufforderung an die Regierenden –, in die-
sen Beratungen dafür Sorge zu tragen, dass es mit 
den Fristen besser läuft und dass endlich diese un-
säglichen Arbeitsverbote aufgehoben werden. Dann 
ist der Begriff sicherer Herkunftsstaat wesentlich 
erträglicher, als er es jetzt ist. – Vielen Dank.

(Beifall SSW und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Die Fraktionen haben die Redezeit allesamt aufge-
braucht. Meldungen zu Kurzbeiträgen liegen mir 
jetzt auch nicht vor. Dann schließe ich die Bera-
tung.

Ich stelle zunächst fest, dass der Berichtsantrag 
Drucksache 20/1510 durch die Berichterstattung 
der Landesregierung seine Erledigung gefunden 
hat.

Dann kommen wir zur Abstimmung zu a), An-
trag der Fraktion der FDP, Drucksache 20/1475, so-
wie Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 20/1520 
(neu).

Einen Antrag auf Ausschussüberweisung habe ich 
nicht gehört. Wir stimmen also in der Sache ab. 
Wer dem Antrag Drucksache 20/1475 zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die Fraktion der FDP. Gegenstimmen? – Bei Ge-
genstimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, SPD und SSW ist der Antrag 
damit abgelehnt.

Ich lasse dann über den Alternativantrag der Frak-
tionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Drucksache 20/1520 (neu), in der Sache ab-
stimmen. Wer dem zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von 
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW. Ge-
genstimmen? – Bei Gegenstimmen der Fraktionen 
von SPD und FDP ist der Antrag somit angenom-
men.

Ich rufe dann den Tagesordnungspunkt 27 auf:

Sachstand zur von der Landesregierung ange-
kündigten Einrichtung eines Hochrisikomanage-
ments

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/1474

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Mit dem Antrag wird ein Bericht 
in dieser Tagung erbeten. Ich lasse darüber abstim-
men, ob der Bericht in dieser Tagung gegeben wer-
den soll. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das ist einstimmig und somit be-
schlossen.

Damit erteile ich das Wort der Landesregierung, der 
Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, 
Integration und Gleichstellung, Aminata Touré.

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Bereits während der Ar-
beit in der AG 35 zur Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention in Schleswig-Holstein haben die Beteiligten 
den Handlungsbedarf zur Verbesserung des Hochri-
sikomanagements identifiziert. Den konkreten An-
stoß hat ein Fachtag in Bad Oldesloe im Sommer 
2021 gegeben. Hier haben auch Vertretende aus 
Rheinland-Pfalz und Niedersachsen ihre Erfahrun-
gen mit einem etablierten Hochrisikomanagement 
geschildert.

Seitdem ist viel passiert. Es wurde ein interdiszipli-
närer Fachaustausch mit Vertretern aus Polizei, Jus-
tiz, Jugendamt, Täterarbeit und Frauenfacheinrich-
tungen eingerichtet. Die Landespolizei hat einen 
neuen Erlass zum Management von Hochrisikofäl-
len bei häuslicher Gewalt entworfen. Dabei wurden 
Erfahrungen anderer Bundesländer berücksichtigt. 
Es erfolgte eine Anpassung des Gesetzes, damit 
eine Datenübermittlung von der Polizei an nicht öf-
fentliche Stellen möglich ist. Das Pilotprojekt wur-
de von allen Beteiligten als große Chance wahrge-
nommen und mit viel Engagement umgesetzt. Es 
wurde deutlich, welche Aspekte und Maßnahmen 
gut laufen, aber auch, welche Aspekte in der Theo-
rie besser wirken als in der tatsächlichen Praxis. 
Sowohl das polizeiliche Handeln als auch die Be-
teiligung der übrigen Netzwerkpartner wurden eva-
luiert. Die Ergebnisse und Empfehlungen, die sich 
daraus ergeben haben, fließen nun in einen gemein-
samen Leitfaden.

Ich möchte auf drei konkrete Punkte eingehen: Ers-
tens. Fokus auf Täter über Vernetzung der Behör-
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den, Meldeauflagen, Aufenthaltsgebote oder auch 
digitale Überwachung. Die Wahrnehmung von Tä-
tern soll verstärkt werden, damit deutliche und 
schnelle Konsequenzen folgen können. Gleichzeitig 
sollen Informationen über Unterstützungsangebote 
breiter bekannt gemacht werden. Frühzeitige, frei-
willige und niedrigschwellige Täterberatung und 
Therapieangebote sollen ausgeweitet werden.

Zweitens. Systematisches Wissensmanagement eta-
blieren. Es braucht ein zugängliches und sicheres 
Dokumentations- und Ablagesystem. Das ist wich-
tig für einen guten Daten- und Wissenstransfer.

Drittens. Der Aufenthaltsort von Hochrisikobetrof-
fenen. Hier braucht es gute Schutzmechanismen, 
um die Aufenthaltsregion von Hochrisikobetroffe-
nen und deren Kindern zu verschleiern. Hier wäre 
es beispielsweise denkbar, Fortbildungen anzubie-
ten, damit Beratende auf digitale Schutzlücken hin-
weisen können.

Viele Empfehlungen wurden schon in der Pilotpha-
se berücksichtigt und in den Leitfaden übernom-
men. Beispielsweise stellen alle Beteiligten dar, 
welche Maßnahmen im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
möglich sind. Grundsätze, Verfahren und Abläufe 
zur Durchführung der Fallkonferenzen sind klar 
formuliert. Unser Ziel ist es, in ganz Schleswig-
Holstein ein verbindliches Hochrisikomanagement 
einzuführen. Dafür arbeiten die drei Ministerien ge-
meinsam an diesem Projekt.

Was sind die konkreten nächsten Schritte? – Der 
Leitfaden wird derzeit zwischen den Netzwerkpart-
nerinnen und -partnern endgültig abgestimmt. Er 
soll den beteiligten Institutionen Handlungssicher-
heit geben und ein gemeinsames Verständnis für 
die Thematik festhalten. Die Veröffentlichung soll 
Hand in Hand mit dem Inkrafttreten des polizeili-
chen Erlasses gehen, der dann landesweit angewen-
det wird.

Sehr geehrte Damen und Herren, am 1. Oktober 
2023 haben Polizeistellen aus Schleswig-Holstein 
und anderen Bundesländern 24 Stunden lang über 
eingehende Notrufe und Einsätze getwittert, dar-
unter viele Fälle partnerschaftlicher Gewalt. Das 
zeigt, wie oft Frauen so sehr bedrängt und bedroht 
werden, dass sie zu ihrem eigenen Schutz die Poli-
zei ins Boot holen müssen.

Das ist die bittere Realität, mit der Frauen tagtäg-
lich zu tun haben. Wir wollen Gewalt so früh 
wie möglich verhindern. Die Weiterentwicklung 
des Hochrisikomanagements ist dabei ein wichtiger 
Schritt. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Vielen Dank. – Für die Fraktionen erteile ich zu-
nächst das Wort der Abgeordneten Beate Raudies 
von der SPD.

Beate Raudies [SPD]: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit 
dem Februar 2018, dem Jahr, in dem die Istanbul-
Konvention in Kraft getreten ist, gab es in Schles-
wig-Holstein mindestens 47 Fälle, in denen Part-
nerschaftsgewalt eskalierte. Das hat der Landesver-
band Frauenberatung anhand von Medienberichten 
ermittelt. 30 Frauen, zwei Kinder und drei Männer 
wurden getötet, weitere 14 Frauen und fünf Män-
ner wurden körperlich schwer verletzt. Von diesen 
Gewalttaten waren mindestens 51 minderjährige 
Kinder betroffen, von denen 21 direkt in das Tatge-
schehen als Zeugen involviert waren. Schreckliche 
Zahlen.

In vielen dieser Fälle, so die Aussage des LFSH, 
waren Behörden im Vorfeld über häusliche Gewalt 
und Bedrohung informiert. Oft hat eine betroffe-
ne Frau schon einmal Hilfe gesucht, oder andere 
Einrichtungen hatten Kenntnis von der Situation. 
Trotzdem konnte der Gewaltexzess nicht verhindert 
werden. Warum nicht?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Artikel 51 Ab-
satz 1 der Istanbul-Konvention verpflichtet die 
Bundesrepublik, durch gesetzgeberische und sonsti-
ge Maßnahmen sicherzustellen, dass – Zitat – „eine 
Analyse der Gefahr für Leib und Leben und der 
Schwere der Situation sowie der Gefahr von wie-
derholter Gewalt von allen einschlägigen Behörden 
vorgenommen wird, um die Gefahr unter Kontrolle 
zu bringen und erforderlichenfalls für koordinierte 
Sicherheit und Unterstützung zu sorgen“.

Wesentliches Instrument zur Erfüllung dieser Ver-
pflichtung ist – da sind sich fast alle einig – die 
Schaffung eines effektiven und wirksamen Hochri-
sikomanagements. In jedem Einzelfall sollen die 
Gefährdungssituation analysiert werden, erforderli-
che Informationen von beteiligten Institutionen ge-
sammelt, zusammengeführt und daraus die notwen-
digen Maßnahmen koordiniert eingeleitet und über-
wacht werden. Möglichst alles, was an unterschied-
lichen Stellen bekannt ist, soll an alle zur Kenntnis 
gegeben werden. Dafür sollen Polizei, Frauenfach-
einrichtungen und alle anderen staatlichen Ebenen, 
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aber auch private Akteure noch besser als bisher 
zusammenarbeiten. Soweit die Theorie.
Beschlossen hatte die Landesregierung die Einfüh-
rung dieses Hochrisikomanagements im Januar 
2022. Die entsprechende Änderung des Landesver-
waltungsgesetzes, die Voraussetzung für den Daten-
austausch war, hat dieses Haus schon im März 2022 
einstimmig beschlossen. Soweit die rechtliche La-
ge.
Dann gab es ein sechsmonatiges Pilotprojekt in 
den Polizeidirektionen Flensburg und Ratzeburg. 
Nach der Evaluierung sollte dieses Hochrisikoma-
nagement anlaufen. Seitdem hat der Landtag von 
diesem Thema nichts mehr gehört.
Deswegen haben wir den Bericht erbeten. Ich dan-
ke Ihnen ausdrücklich dafür, Frau Ministerin, dass 
Sie uns diesen heute gegeben haben. Uns interes-
sierten vor allem die Ergebnisse des Pilotprojekts 
und die Konsequenzen, die die Landesregierung 
daraus zog. Ich gestehe: Nun stehe ich hier, ich 
armer Tor, und bin so schlau als wie zuvor. Wem es 
anders geht, der möge es gleich sagen.

(Beifall SPD und vereinzelt FDP)
Es gibt den Entwurf eines gemeinsamen Leitfadens, 
der sich in der endgültigen Abstimmung befindet. 
Man will landesweit das Hochrisikomanagement 
implementieren. Die Polizei hat hierzu einen Erlass 
entworfen. – Toll. Und was steht darin? Um was 
geht es? Was bedeutet das vor Ort für die einzelnen 
Polizeidirektionen, für die einzelnen Beratungsstel-
len? Das wird nur funktionieren, wenn wir landes-
weit ein flächendeckendes und gleichmäßig aufge-
stelltes Angebot an Beratungsstellen hätten, was 
wir aber nicht haben. Das ist einer der Punkte, die 
uns die Bedarfsanalyse sehr klar vor Augen geführt 
hat.
Welche Maßnahmen stellen Sie sich vor? Wer soll 
das umsetzen? Mit wie viel Geld und wie viel Per-
sonalressourcen muss das hinterlegt werden, damit 
das dann auch funktioniert?
Ich hatte gehofft, dass wir das heute hören. Insofern 
werden wir uns dieses Thema im Sozial- oder auch 
im Innen- und Rechtsausschuss noch einmal auf die 
Tagesordnung holen und uns dann mit den Details 
beschäftigen. Da war mir vorhin deutlich zu wenig 
Butter bei die Fische, Frau Ministerin.
Täterarbeit ist wichtig. Aus früheren Opfern werden 
vielleicht irgendwann Täter. Ob das meine erste 
Priorität wäre, weiß ich aber nicht. Der Wissens-
transfer ist natürlich wichtig. Das muss man regeln. 
Das als Ergebnis ist mir aber zu wenig, Frau Minis-

terin. Insofern freue ich mich, wenn wir in den 
Ausschüssen noch weiter dazu beraten.
Für mich ist die wichtigste Aufgabe, die wir mit 
diesem Hochrisikomanagement verbinden, wie wir 
den Tod weiterer Menschen, vor allen Dingen von 
weiteren Frauen, in unserem Land verhindern kön-
nen. Das war mir heute noch nicht genug. – Danke 
schön.

(Beifall SPD und FDP)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat Frau Katja Rathje-Hoffmann von der 
CDU.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frau Ministerin, vielen Dank für diesen 
wichtigen Zwischenbericht. Es ist nur ein Zwi-
schenbericht. Ich bin mir sicher, dass wir mehr hö-
ren werden, sobald diese Aktion abgeschlossen ist.
Die Ermordung und die Misshandlung von Frau-
en in der jüngsten Vergangenheit haben uns alle 
sehr berührt, sie haben uns beunruhigt, und sie ha-
ben uns auch schockiert. Der Fall der schweren 
Gewalt gegen eine junge Frau aus Rendsburg, der 
im Innen- und Rechtsausschuss am 27. September 
2023 auf der Tagesordnung stand, hat das deutlich 
gezeigt. Das ist leider kein Einzelfall. Wir stellen 
immer wieder fest, dass Frauen insbesondere in 
und nach Trennungssituationen nicht ausreichend 
geschützt sind, obwohl die Behörden über Gewalt 
und Drohungen informiert waren und das Gewalt-
schutzgesetz in Anspruch genommen worden ist. 
Das muss uns zu denken geben.
Schleswig-Holstein hat sich als eines der ersten 
Bundesländer auf den Weg gemacht, die Istanbul-
Konvention umzusetzen und mit Leben zu füllen, 
und zwar mit dem Ziel, Gewalt gegen Frauen aus 
dem Alltag zu verbannen und zu verhindern. Zu 
viele Frauen wurden oder sind Opfer von Partner-
schaftsgewalt. Jede dritte Frau erlebt im Laufe ih-
res Lebens entweder häusliche oder sexualisierte 
Gewalt.
Das verlangt nach einem strukturierten Verfahren 
und Vorgehen gegen alle Formen von häuslicher 
und sexualisierter Gewalt. Deswegen ist es nur 
gut und angeraten, ein wirksames Hochrisikoma-
nagement einzurichten. Laut Artikel 51 der Istan-
bul-Konvention benötigen wir Gefährdungsanaly-
sen und ein Gefährdungsmanagement, um damit ein 
flächendeckendes Hochrisikomanagement in Fällen 
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häuslicher Gewalt zu etablieren. Die Anpassung 
des Hochrisikomanagements bedeutet auch, dass 
es einen Bedarf gibt, den polizeilichen Erlass zum 
Einschreiten in Fällen von häuslicher Gewalt zu 
überarbeiten. Die hilfreichen Erfahrungen aus dem 
KIK-Netzwerk, das es in Schleswig-Holstein seit 
mehr als 20 Jahren in jedem Kreis und jeder kreis-
freien Stadt gibt, konnten hier gut einfließen.

2021 startete der interdisziplinäre Fachaustausch 
Hochrisiko als Kooperationsgremium zur Beglei-
tung und Entwicklung des fachübergreifenden 
Hochrisikomanagements, und zwar mit dem Ziel, 
die Optimierung und Standardisierung des Verfah-
rens mit den Kooperationspartnern zu verbessern 
sowie die Schwachstellen zu lokalisieren und zu 
beseitigen. Besonders im Fokus steht hier eine aus-
reichend fundierte und abgesicherte Gefahrenpro-
gnose sowie die Einbindung von Netzwerkpartnern 
unter Berücksichtigung des Landesverwaltungsge-
setzes bei der Datenübermittlung an nichtstaatliche 
Stellen.

Anfang dieses Jahres fand eine interdisziplinäre 
Evaluation eines gemeinsamen Leitfadens statt, die 
noch in diesem Jahr fertiggestellt werden soll. Die 
Ministerin wies vorhin darauf hin. Beide Pilotpro-
jekte, in Flensburg und in Ratzeburg, werden auch 
nach dem Ablauf der Testphase weiter fortgesetzt, 
weil die Erfahrungen damit sehr gut waren. Dafür 
wurde bereits im Jahr 2022 das Landesverwaltungs-
gesetz entsprechend geändert, um die Datenüber-
mittlung personenbezogener Daten an geeignete 
Beratungsstellen und öffentliche Stellen zu ermög-
lichen, vorausgesetzt, die betroffene Frau stimmt 
dem zu.

So kann eine handhabbare Grundlage für die ver-
schiedenen Netzwerkpartner in den Fallkonferen-
zen ermöglicht werden. Ein Handlungsleitfaden be-
findet sich in der Ausarbeitung. Es geht um einen 
Leitfaden und einen Fachaustausch Hochrisiko, an 
dem alle Kooperationspartner beteiligt sind. Der 
polizeiliche Erlass dazu befindet sich in der Finali-
sierung.

Meine Damen und Herren, das alles tun wir, um 
Frauen in Schleswig-Holstein besser zu schützen; 
denn die Häufigkeit der Fälle hat uns vor Augen 
geführt, dass das bitter notwendig ist. – Herzlichen 
Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Als nächste hat Catharina Nies von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN das Wort.

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kol-
leg_innen! Ich danke zunächst der SPD für diesen 
Berichtsantrag, den wir sehr gern mittragen, denn 
die Landesregierung arbeitet gemeinsam mit allen 
Beteiligten bereits mit Hochdruck an der Umset-
zung des Hochrisikomanagements. Der Ministerin 
danke ich für die Darlegung des aktuellen Sach-
stands und den Akteur_innen für ihre Arbeit und 
ihr Engagement für ein Hochrisikomanagement in 
Schleswig-Holstein.

Das Thema ist wichtig, aktuell und sehr komplex. 
Deswegen können wir auch in diesem Haus nicht 
oft genug darüber sprechen. Die Zahlen häuslicher 
Gewalt steigen, und in zu vielen Fällen geht es 
dabei bis zur Tötung von Frauen und auch ihrer 
Kinder. Immer dann, wenn es vorher Anzeichen für 
eine akute Gefährdungslage gab, ist es besonders 
schlimm, weil wir merken, dass unser Präventions-
system noch nicht gut genug greift. Wenn wir nach 
einer Tat lesen, dass die Frau sich vormals mehr-
mals an Polizei, Gericht, Jugendamt oder Frauen-
facheinrichtung gewandt hat und es dennoch zu ei-
nem Angriff kommen konnte, stellt sich die Frage: 
Warum? – Diese Frage ist berechtigt und notwen-
dig. Warum wurde die Gefährdung vorher nicht 
gesehen? Hat sich vorher niemand verantwortlich 
gefühlt? Warum wurden bestehende Schutzmaßnah-
men wie Adressenschutz, Kontakt- und Näherungs-
verbote oder Ordnungshaft nicht eingesetzt? Und 
wenn sie eingesetzt worden sind: Warum haben sie 
nicht zu dem notwendigen Schutz geführt? – All 
diese Fragen müssen wir uns nicht nur gefallen las-
sen, wir müssen sie uns auch selbst stellen.

Das tun wir auch, dass tut unsere Polizei und tun 
unsere Gerichte. Im Grunde sind wir auch hier wie-
der bei dem einen Punkt, den wir im Kontext der 
Istanbul-Konvention so oft betonen: Gewalt ist kei-
ne Privatsache, Gewalt geht alle etwas an. Auch 
eine Arbeitsverwaltung, ein sozialpsychiatrischer 
Dienst, ein Jugendamt müssen Gefährdungen sehen 
und aufzeigen, wenn sie Anzeichen dafür sehen. 
Alle Behörden müssen in das Hochrisikomanage-
ment einbezogen werden.

In Schleswig-Holstein wird gerade daran gearbeitet, 
Systemlücken zu identifizieren, Behörden stärker 
für die Mechanismen häuslicher Gewalt zu sensibi-
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lisieren, verantwortliche Ansprechpersonen in den 
beteiligten Stellen zu benennen und zu schulen und 
die Dinge endlich beim Namen zu nennen. Denn 
wenn es um Partnerschafts- oder auch innerfami-
liäre Gewalt geht, dann ist das häusliche Gewalt 
und muss auch so benannt werden. Das sind nicht 
bloß Familienstreitigkeiten, wenn eine Person eine 
andere bedroht oder angreift, egal in welchem Set-
ting. Nichts ist gefährlicher, als von Familienstrei-
tigkeiten zu sprechen und dem Täter das Gefühl 
zu geben, nicht verantwortlich gemacht zu werden. 
Es verharmlost, und damit passiert das Gegenteil 
dessen, was wir brauchen, nämlich eine realistische 
Gefährdungseinschätzung, das Ernstnehmen und 
Ächten von Gewalt.

Schleswig-Holstein braucht ein landesweites Hoch-
risikomanagement, und genau an dieser Auswei-
tung wird gearbeitet. Unsere Polizei, Gerichte und 
Jugendämter brauchen effektive Methoden, um die 
Gefährdung einer Person einschätzen zu können 
und dafür zu sorgen, dass in einer Gefährdungslage 
effektive Schutzmaßnahmen ergriffen werden kön-
nen. Das Hochrisikomanagement, wie es in Flens-
burg und Ratzeburg modellhaft aufgebaut wurde, 
schafft diese Möglichkeiten. Es schafft klar defi-
nierte Prozesse, verantwortliche Personen in den 
Behörden und eine Vernetzung über Fallkonferen-
zen, über die einzelne Erkenntnisse gezielt und da-
tenschutzgerecht ausgetauscht werden können. Das 
brauchen wir in ganz Schleswig-Holstein, und zwar 
so schnell, wie es geht. Das Ziel sollte sein, im 
nächsten Jahr darauf hinzuarbeiten, ein ineinander-
greifendes System zu haben.

Außerdem brauchen wir endlich bundesgesetzliche 
Änderungen, damit häusliche Gewalt in sorge- und 
umgangsrechtlichen Entscheidungen der Familien-
gerichte nicht mehr unberücksichtigt bleiben kann. 
Es bedeutet darüber hinaus, dass wir konkrete Re-
gelungen so anpassen müssen, dass Kontakt- und 
Näherungsverbote auch effektiv kontrolliert und 
staatlich durchgesetzt werden können.

(Beifall Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Erst dann werden Täter_innen sich nicht mehr er-
mutigt fühlen, weiterzumachen. Unser Staat muss 
konsequenter bei häuslicher Gewalt handeln. Das 
ist die politische Botschaft, die wir senden müssen.

In diesem Haus spüre ich immer wieder eine gro-
ße Einigkeit in dieser Frage und eine große Bereit-
schaft, mit vereinten Kräften mehr Schutz und mehr 
Prävention aufzubauen. Ich hoffe, dass wir auch 
in der Frage des Hochrisikomanagements und der 
Ausweitung geschlossen und geeint handeln wer-

den. Arbeiten wir weiter Hand in Hand dafür. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 
SSW, vereinzelt SPD und FDP)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Liebe Abgeordnete! Es ist sehr schön, dass Sie Ihre 
Gespräche alle so leise führen. Wenn aber so viele 
Menschen Vier-Augen-Gespräche führen, gibt es so 
ein Gemurmel, und man versteht die Rednerin doch 
nicht mehr so gut.
Die nächste Rednerin, der wir zuhören wollen, ist 
Annabell Krämer von der FDP.

Annabell Krämer [FDP]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich spare mir einfach mal die Einlei-
tung. Jeder Femizid, der in unserem Land passiert, 
ist einer zu viel.

(Beifall ganzes Haus)
In nahezu jedem Fall hat der Schutzauftrag des 
Staates in einem gewissen Maße versagt, denn in 
der Mehrzahl der Fälle – es kam heute bereits 
mehrfach zur Sprache – war der Täter bereits akten-
kundig wegen begangener häuslicher Gewalt. Wenn 
wir bedenken, dass 2021 nahezu 4.000 Frauen in 
Schleswig-Holstein Opfer von Gewalt in der Part-
nerschaft geworden sind, sollte es uns wirklich be-
schämen. Frauenfacheinrichtungen weisen immer 
wieder darauf hin, dass der Zeitraum nach der 
Trennung für Frauen mit Abstand der gefährlichste 
ist, und fordern eine intensivere Zusammenarbeit 
von Behörden und Facheinrichtungen. Dies soll ein 
Hochrisikomanagement sicherstellen.
§ 201 a Absatz 3 Landesverwaltungsgesetz sieht 
vor, dass die Kontaktdaten gefährdeter Personen an 
eine geeignete Beratungsstelle zu übermitteln sind. 
Die Kollegin Raudies sagte es: Deshalb haben wir 
doch nachgeschärft, und zwar schon vor ziemlich 
langer Zeit, denn ursprünglich hatte dieses Gesetz 
einen sehr eng umgrenzten Anwendungsbereich.
Bisher konnten personenbezogene Daten nur über-
mittelt werden, wenn drei Tatbestände erfüllt wa-
ren: Erstens, eine Datenübermittlung wurde als 
wirklich konkrete Maßnahme zur Abwendung einer 
konkret bestehenden Gefahr erachtet. Zweitens, es 
bestand zur Tatzeit ein gemeinsamer Hausstand, 
und drittens, es wurde seitens der Polizei eine 
Wegweisung ausgesprochen. Es besteht dringen-
der Handlungsbedarf, denn eine Kleine Anfrage 
der Kollegin Raudies hat ergeben, dass in 70 Pro-
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zent der Fälle erfolgter Wegweisungen gemäß 
§ 201 Landesverwaltungsgesetz in der ursprüngli-
chen Fassung eine Beratung seitens der Betroffenen 
in Anspruch genommen wurde. Im Jahr 2021 erfol-
ge jedoch nur in 23 Prozent der Fälle häuslicher 
Gewalt – konkret in 850 von 3674 Fällen – eine 
Wegweisung, also eine Wohnungsverweisung. Für 
2022 sehen die Anteile ähnlich aus. Das bedeutet, 
dass in drei Viertel der Fälle kein Datenaustausch 
und somit kein niedrigschwelliger Zugang zu einer 
Beratungsstelle bestand.

Die Änderung des § 201 a Landesverwaltungsge-
setz – konkret die Weiterentwicklung der Daten-
übermittlungsbefugnisse – war somit richtig und 
wichtig. Ein gemeinsamer Hausstand oder eine en-
ge soziale Bindung ist somit zur Datenübermittlung 
nicht mehr erforderlich, sodass nun endlich auch 
in Fällen wie Stalking ein niedrigschwelliger Be-
ratungszugang möglich ist. Die Kooperation zwi-
schen Polizei, sonstigen Behörden und Facheinrich-
tungen wird gestärkt. Sämtliche personenbezogene 
Daten werden natürlich weiterhin gelöscht, sofern 
ein Beratungsangebot abgelehnt wird.

Es ist wichtig, dass wir jetzt evaluieren, was die-
se Gesetzesänderung gebracht hat. Ich frage mich 
wirklich, warum das Projekt nicht schon lange in 
die Linie überführt und immer noch nicht flächen-
deckend ausgeweitet wurde. Diese Gesetzesände-
rung ist über ein Jahr alt. Warum kommen wir hier 
nicht endlich flächendeckend ins Handeln?

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Frau Ministerin, dazu sind Sie heute wirklich Ant-
worten schuldig geblieben. Wie wollen wir denn 
konkret wissen, wie sich die Zusammenarbeit zwi-
schen Polizei und den Beratungsstellen entwickelt 
hat? Brauchen wir zusätzliche Schulungen für die 
Polizisten zur Sensibilisierung oder Identifikation 
der häuslichen Gewalt? Wie beurteilen die Bera-
tungsstellen die Auswirkungen der Gesetzesände-
rung? Wie viele zusätzliche Datenübermittlungen, 
die nun unter dem neuen § 201 a Landesverwal-
tungsgesetz möglich sind, haben bereits stattgefun-
den? Wie hoch ist die Quote der Inanspruchnahme 
der Beratungsangebote? Welche Konsequenzen er-
geben sich aus der Feststellung der 15 Hochrisiko-
fälle, die im Pilotprojekt für ein verbessertes Hoch-
risikomanagement festgestellt wurden?

Diese Antworten habe ich heute nicht gehört. Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, der Gewaltschutz in 
unserem Land muss stetig verbessert werden. Wir 
müssen unsere bestehenden Gesetze weiter evaluie-
ren, Prozesse optimieren und – ich sage es mantra-

mäßig – unsere Facheinrichtungen mit hinreichen-
den Mitteln ausstatten. Überfüllte Frauenhäuser in 
Schleswig-Holstein sind ein Beleg dafür, dass wir 
noch Aufgaben vor uns haben. Frauen, die Hilfe 
suchen, müssen diese auch bekommen und dürfen 
nicht vor verschlossenen Türen stehen oder aus 
überfüllten Häusern abgewiesen werden.

(Beifall FDP, SPD und Sybilla Nitsch 
[SSW])

Wenn wir den Zugang hierzu niedrigschwelliger 
gestalten wollen, müssen wir natürlich im Umkehr-
schluss hinreichend Kapazitäten zur Verfügung stel-
len.
Werte Kolleginnen und Kollegen von Schwarz-
Grün, ich wiederhole meine Forderung nach signi-
fikanter Mittelaufstockung für die Frauenhäuser 
im Rahmen des kommunalen Finanzausgleiches be-
reits für das Jahr 2024. Für die Büchereien, Orches-
ter und Theater haben Sie dieses verkündet. Für die 
Frauenhäuser gab es bisher nur warme Worte. Seien 
Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst und erhöhen 
Sie endlich auch hierfür die Mittel. – Vielen Dank.

(Beifall FDP, SPD und Sybilla Nitsch 
[SSW])

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat die Abgeordnete Jette Waldinger-
Thiering vom SSW.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Es klingt immer etwas technisch, wenn wir 
als Politikerinnen und Politiker fordern, die Istan-
bul-Konvention müsse umgesetzt werden. Deswe-
gen möchte ich noch einmal kurz darauf eingehen, 
worum es dabei geht. Die Istanbul-Konvention ist 
ein Übereinkommen des Europarats zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt. Sie wurde 2011 als völkerrecht-
licher Vertrag ausgearbeitet, 2017 von Deutschland 
ratifiziert und ist seit Ablaufen der deutschen Vor-
behalte im Februar 2023 in Deutschland vollum-
fänglich gültig. Der deutsche Staat hat sich damit 
auf allen staatlichen Ebenen dazu verpflichtet, Ge-
walt gegen Frauen zu bekämpfen und Betroffenen 
Schutz und Unterstützung zu bieten.
Warum war das nötig? – Jeden dritten Tag wird 
in Deutschland eine Frau von ihrem Partner oder 
Ex-Partner ermordet. In den vorangegangenen Be-
ziehungen versuchten die Täter oftmals, Gewalt 
als Form von Kontrolle auszuüben. Frauen werden 
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getötet, wenn sie sich aus dieser Kontrolle lösen 
wollen. Diese Gewalt resultiert meist aus Besitzan-
sprüchen, die diese Partner und Ex-Partner oder 
manchmal auch Verwandte gegenüber den Frauen 
hegen.

Ebenfalls technisch klingt der Begriff eines Hochri-
sikomanagements. Hierbei geht es um Sicherheits-
einschätzungen bei häuslicher Gewalt oder in en-
gen sozialen Beziehungen. Es geht darum, diese 
sogenannten „Hochrisikofälle“ zu erkennen und 
schwerste Eskalationen zu verhindern.

Dafür müssen unsere Polizei, Gerichte und Staats-
anwaltschaften sensibilisiert sein, personenbezoge-
ne Daten zwischen Behörden besser kommuniziert 
werden, Forschungsergebnisse berücksichtigt wer-
den und schließlich ein gemeinsames, interdiszipli-
näres Vorgehen aller beteiligten Akteure sicherge-
stellt sein.

Beteiligte Akteure sind übrigens auch – das ist 
mir dabei ganz wichtig – Kitas und Schulen, denn 
auch Bildungseinrichtungen müssen mit Gewalt-
schutzkonzepten umgehen lernen. Dies alles muss 
schließlich grenzüberschreitend funktionieren, denn 
die Fälle hören nicht an Ländergrenzen auf.

Mein Eindruck ist bisher, dass die Landesregierung 
das gemeinsam mit dem Parlament tut und das auch 
ernst meint. Ich habe mich da bislang vom Ministe-
rium gut informiert gefühlt, sowohl in Kleinstrun-
den wie auch in den Ausschussterminen meiner 
Kollegen. Wir wurden über die Pilotphasen ins Bild 
gesetzt, über die Evaluation der Pilotregionen in-
formiert und schließlich über die Erarbeitung des 
gemeinsamen Leitfadens und den weiteren Zeitrah-
men orientiert.

Das Land setzt hier unter anderem auf das landes-
weite Netzwerk KIK, das Kooperations- und Inter-
ventionsprojekt bei häuslicher Gewalt, und wir als 
SSW unterstützen dieses auch.

Ich möchte außerdem festhalten, dass ich immer 
wieder sehr dankbar für die Hinweise des Landes-
verbands Frauenberatung bin. Dieser hat im Innen- 
und Rechtsausschuss vorletzte Woche weiterführen-
de Informationen zur Verfügung gestellt und damit 
einhergehend eine Aufarbeitung der Tötungsdelikte 
im Kontext Partnerschaftsgewalt gefordert.

Sie weisen darauf hin, dass es nicht reicht, bloß zu 
ermitteln, wer die Täter sind. Vielmehr muss man 
darauf schauen, was hätte getan werden können, um 
diese Taten zu verhindern, um daraus Schlüsse für 
die Zukunft zu ziehen. Gab es etwa Warnhinweise 
wie beispielsweise vorangegangene Gewalt und Be-

drohung? War diese behördlich bekannt? Und was 
wurde vonseiten der Behörden getan, um die Be-
troffenen zu schützen? – Nur so kann man Schutz-
lücken erkennen und wirkliche Interventionen er-
möglichen. Es gibt viele Fälle, anlässlich derer man 
den zügigen Ausbau eines Hochrisikomanagements 
fordern und auch machen muss. Wir alle haben da 
sicherlich verschiedene auch sehr aktuelle Beispiele 
im Hinterkopf.
Aber – das steht für mich hier im Vordergrund –: 
Diese Taten sind immer im Kontext geschlechtsspe-
zifischer Macht- und Kontrollverhältnisse zu sehen. 
Es geht hierbei nicht um Einzelfälle, so tragisch, 
grauenvoll und fürchterlich sie auch sind. Wir ha-
ben es hier mit einem gesamtgesellschaftlichen und 
strukturellen Problem zu tun. Genau so müssen wir 
diesem auch begegnen. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Danke sehr. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Beratung. Ich stelle fest, dass 
der Berichtsantrag, Drucksache 20/1474, durch die 
Berichterstattung der Landesregierung seine Erledi-
gung gefunden hat. Es ist kein Antrag gestellt. Der 
Tagesordnungspunkt ist erledigt.
Ich teile Ihnen mit, dass die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer_innen mir mitgeteilt haben, dass der 
Punkt 7 – Schweinehaltung in Schleswig-Holstein – 
heute Nachmittag aufgerufen wird und der Punkt 26 
– Eine angemessene Vergütung – abgesetzt und im 
November wieder aufgerufen werden soll.
Jetzt kommen wir zu Tageordnungspunkt 23:

Taschengeldkonten auch bei gemeinsamem Sor-
gerecht alleinig eröffnen können

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/1469

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das 
Wort hat die Abgeordnete Annabell Krämer von der 
FDP.

Annabell Krämer [FDP]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir wenden uns jetzt einer Frage zu, 
die besonders unsere jüngere Generation betrifft: 
Wie können wir sicherstellen, dass alle Kinder un-
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abhängig von ihren Familienverhältnissen Zugang 
zu einem Bankkonto haben? Kinder aus getrennten 
Familien, bei denen beide Eltern das Sorgerecht 
haben, sind hier oft darauf angewiesen, dass beide 
Elternteile ein gutes Verhältnis zueinander pflegen. 
Das Elternteil, bei dem das Kind lebt, kann selbst-
verständlich bestimmen, wie viel Taschengeld es 
seinem Kind gibt, und kann dieses natürlich auch in 
bar aushändigen.

Jetzt wird es tricky: Allerdings kann es in der Regel 
ohne Zutun des anderen Elternteils kein Taschen-
geldkonto für sein Kind eröffnen. Wie heißt es so 
schön im Gesetz:

„Ein von dem Minderjährigen ohne Zustim-
mung des gesetzlichen Vertreters geschlosse-
ner Vertrag gilt als von Anfang an wirksam, 
wenn der Minderjährige die vertragsmäßige 
Leistung mit Mitteln bewirkt, die ihm zu 
diesem Zweck oder zu freier Verfügung von 
dem Vertreter oder mit dessen Zustimmung 
von einem Dritten überlassen worden sind.“

Dieser zugegebenermaßen etwa sperrige § 110 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches wird umgangssprach-
lich der Taschengeldparagraf genannt. Kinder sol-
len somit ohne Zustimmung der Eltern in gewis-
sem Umfang über kleine finanzielle Mittel verfügen 
können.

Wie widersprüchlich ist es doch in diesem Kontext, 
dass andererseits kein Elternteil allein ein Konto 
für sein Kind eröffnen darf, auf dem die von ihm 
übertragenen Gelder verwaltet werden. Was ist die 
Konsequenz? – Beispiele aus der Praxis zeigen 
uns, dass Kinder von getrennten Eltern oft kein 
Taschengeldkonto erhalten oder die Eröffnung sehr 
langwierig und mit bürokratischen Hürden für die 
Eltern beziehungsweise das Elternteil und übrigens 
auch die Kreditinstitute verbunden ist. In diesem 
Fall werden Trennungskinder in ihrer finanziellen 
Bildung meines Erachtens benachteiligt.

(Beifall FDP)

Dabei ist es doch gerade unser gemeinsames ge-
sellschaftliches Ziel, dass der eigenverantwortliche 
Umgang mit Geld frühzeitig von allen erlernt wird. 
Kinder lernen durch den Umgang mit einem eige-
nen Konto, ihren Kontostand im Blick zu behalten. 
Sie erlernen den Umgang mit EC-Karten, das kon-
taktlose Bezahlen oder den Umgang mit der Bank-
App. Diesen Zugang wollen wir mit unserem An-
trag heute erleichtern.

Zweitens zielt unser Antrag darauf ab, das tägli-
che Leben der Alleinerziehenden zumindest etwas 

zu entlasten. Denn manchmal ist das Verhältnis 
zum Expartner oder zur Expartnerin mehr als ange-
spannt, und dann möchte man doch nicht in die Po-
sition geraten, um Unterstützung bitten zu müssen, 
die gegebenenfalls nicht oder nur mit erheblichem 
Aufwand gewährt wird.

Drittens: Einmal ehrlich, ist es eigentlich begründ-
bar, dass der Expartner oder die Expartnerin Zugriff 
auf ein Konto hat, das Geldbeträge verwaltet, die 
das andere Elternteil dort für sein Kind verwalten 
lässt?

Gern wird auf § 107 BGB verwiesen, der die Ein-
willigung des gesetzlichen Vertreters – somit in der 
Regel der beiden gesetzlichen Vertreter – bei Ge-
schäftsvorgängen verlangt, in der der Minderjähri-
ge nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt. 
Aber besteht wirklich das Risiko rechtlicher Nach-
teile bei einem kostenlosen Taschengeldkonto ohne 
Kreditmöglichkeit?

Die Verfügungsmöglichkeiten der Einzeltransaktio-
nen werden unter Beachtung des Taschengeldpara-
grafen seitens der Banken begrenzt. Bei Erreichen 
der Volljährigkeit endet die Kontobeziehung übri-
gens automatisch, sofern sich der junge Erwachsene 
nicht erneut legitimiert und seine Willenserklärung 
zur Geschäftsverbindung abgibt.

Sehr geehrte Damen und Herren, uns als FDP-Frak-
tion ist bewusst, dass es zur Umsetzung der For-
derung dieses Antrages einige rechtliche Hürden 
zu nehmen gibt und dass dies nur eine von vielen 
Möglichkeiten sein sollte, die Situation für Allein-
erziehende in unserem Land zu verbessern. Wir 
schlagen daher vor, diesen Antrag in den Finanz-
ausschuss und den Sozialausschuss zu überweisen, 
um dort gemeinsam sowohl über die rechtlichen 
Hürden zu sprechen, sie zu definieren, als auch 
allgemein darüber zu sprechen, wie wir Alleinerzie-
hende, Väter wie Mütter, noch besser unterstützen 
und von überbordender Bürokratie entlasten kön-
nen. Mit nur einem Elternteil groß werden ist in un-
serem Land nicht exotisch. Wir sollten uns bewusst 
sein, dass das nahezu jedes zweite Kind betrifft. 
Insofern sollten wir uns einfach einmal intensiv 
mit diesem Thema beschäftigen, um zu sehen, wie 
wir das Leben von Alleinerziehenden ein kleines 
bisschen – außer mit monetären Zugeständnissen – 
erleichtern können. – Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit und bitte um Ausschussüberweisung.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)
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Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat die Abgeordnete Dagmar Hildebrand 
von der CDU.

Dagmar Hildebrand [CDU]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Mit einem Taschengeldkonto können Kinder lernen, 
mit Geld umzugehen. Der Antrag der FDP zielt 
darauf ab, Kindern auch dann ein solches Konto 
zu ermöglichen, wenn nur der alleinerziehende El-
ternteil zustimmt. Die Frage der Kontoeröffnung 
für Kinder bestimmen jedoch die Regulierungen 
des Kreditwesengesetzes. Dementsprechend geht es 
hier um Bundesrecht, bei dem die Landesregierung 
– wie von den Liberalen gefordert – allenfalls für 
eine inhaltliche Anpassung auf Bundesebene wer-
ben kann. Die Liberalen verlangen genau diesen 
Einsatz im Rahmen einer Bundesratsinitiative.

In der Sache ist dieses Vorgehen nicht verkehrt und 
durchaus sinnvoll. Wenn Kinder lernen zu sparen, 
zu haushalten und selbstständig zu sein, dann sind 
dies wichtige Erfahrungen für die Zukunft und für 
ihr Leben. Auch und gerade in Zeiten des digitalen 
Bezahlens bleibt der Umgang mit physisch vorhan-
denem Geld zumindest für die ganz Kleinen rele-
vant, denn Kindern wird klar, dass Münzen und 
Scheine sich nicht von selbst vermehren und dass 
Geld, das ausgegeben ist, auch wirklich weg ist.

Für die älteren Kinder oder die Jugendlichen gibt 
es aber noch etwas mehr, nämlich das sogenann-
te Taschengeldkonto. Es können Gelder eingezahlt 
werden. Es kann Geld abgehoben werden. Es kön-
nen auch Daueraufträge oder Überweisungen getä-
tigt werden. Daneben kommt auch eine Kreditkarte 
als Prepaid-Version in Betracht, bei der also ein be-
stimmter Betrag aufgeladen wird. Auch diese Karte 
ist, ähnlich wie ein Kindergeld- oder Taschengeld-
konto, nur auf Guthabenbasis zu führen. Bei der 
letzten Erhebung des Statistischen Bundesamtes im 
Jahre 2009 hatten immerhin 63 Prozent der 14- bis 
17-Jährigen so ein Girokonto.

Trennungskinder, bei denen ein Elternteil mögli-
cherweise nicht mehr erreichbar ist oder seine Un-
terschrift konsequent verweigert, sind ausgeschlos-
sen. Das ist unmöglich. Wir denken, da muss es 
eine Korrektur oder eine Änderung geben. Es darf 
nicht sein, dass Trennungskinder kein Taschengeld-
konto haben. Ihnen darf es nicht erschwert werden, 
die pädagogischen Effekte des Einsatzes eines der-
artigen Kontos zu lernen.

(Beifall CDU und Annabell Krämer [FDP])

Für eine weitere Beschäftigung mit diesem Thema, 
das mit Sicherheit noch weitere Fragen aufwirft, 
stimmen wir daher der Überweisung in den Sozial-
ausschuss und auch gern in den Finanzausschuss 
zu. – Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Die nächste Rednerin ist Catharina Nies von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Ich bedanke mich bei der FDP-Kollegin 
Krämer für diesen Antrag, weil er ein Anlass ist, 
die Situation Alleinerziehender genau anzuschauen. 
Das Thema Taschengeldkonto erscheint auf den 
ersten Blick sehr klein; schauen wir genauer hin, 
erkennen wir, es ist nur ein Beispiel von vielen He-
rausforderungen in der Alltagssituation alleinerzie-
hender Elternteile, die das Sorgerecht mit anderen 
Elternteilen teilen.

Im Jahr 2022 gab es laut Statistischem Bundesamt 
rund 1,57 Millionen alleinerziehende Familien in 
Deutschland. Von den rund 13 Millionen Kindern 
unter 18 Jahren leben inzwischen 18 Prozent mit 
nur einem Elternteil im Haushalt. 85 Prozent der 
alleinerziehenden Elternteile sind Mütter. Auf ihnen 
lag und liegt auch heute noch die Hauptlast der 
Erziehung.

Kindschaftsrecht, Sorgerecht und Umgangsrecht 
sind wichtige, aber eben auch sehr komplexe 
Rechtsbereiche. Bei nicht wenigen sind die Fa-
milienverhältnisse herausfordernd. Aktuelle Rege-
lungen passen nicht unbedingt zu der Lebenswirk-
lichkeit.

Dass Eltern nach einer Trennung weiterhin verant-
wortungsvoll und fair miteinander umgehen, wäre 
gut und wünschenswert und ist oftmals so. Aber 
es ist aus unterschiedlichen Gründen leider nicht 
immer der Fall. Dabei geht es nicht um Eltern, 
die trotz Trennung einen partnerschaftlichen Um-
gang miteinander pflegen. In diesen Fällen wird es 
einfacher sein, sogenannte einvernehmliche Lösun-
gen zu finden, wie es das Sorgerecht vorschreibt, 
und die Unterschrift beider Elternteile zum Beispiel 
für die Eröffnung eines Kontos zu organisieren. 
Schwieriger wird es für jene Alleinerziehende, die 
kaum Kontakt zu dem anderen Elternteil haben, 
weil dieses weit weg lebt, oder für jene, die diesen 
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Kontakt bewusst meiden, weil die Vergangenheit 
zum Beispiel von häuslicher Gewalt geprägt war.

Es ist zum einen wichtig, dass häusliche Gewalt 
in den sorge- und umgangsrechtlichen Entscheidun-
gen der Familiengerichte künftig stärker als bisher 
berücksichtigt wird. Zum anderen müssen wir der-
zeitige Regelungen bei einem geteilten Sorgerecht 
aber auch daraufhin überprüfen, ob und wie prakti-
kabel sie eigentlich für Alleinerziehende und wie 
kindgerecht sie sind.

Nicht nur die Eröffnung eines Kontos für das ei-
gene Kind, sondern auch eine Reise ins Ausland, 
medizinische Entscheidungen oder die Frage der 
Änderung des Nachnamens des Kindes nach erneu-
ter Heirat des alleinerziehenden Elternteils, das al-
les können immer wieder echte Herausforderungen 
für Kinder und für Alleinerziehende werden, denn 
hierzu braucht es jeweils die Zustimmung beider 
Elternteile im Fall eines gemeinsamen Sorgerechtes 
beziehungsweise des gemeinsamen Aufenthaltsbe-
stimmungsrechtes.

Das Namensrecht wird derzeit auf Bundesebene 
überarbeitet. Hierbei sollen die Rechte des Kindes 
in der Bestimmung seines Nachnamens beziehungs-
weise bei einer Namensänderung künftig gestärkt 
werden. Das halte ich für richtig. Auch in anderen 
Bereichen könnte durchaus nachjustiert werden, um 
Regelungen an Lebensrealitäten anzupassen.

Im gemeinsamen Sorgerecht wird zwischen Ange-
legenheiten von „erheblicher Bedeutung“ und An-
gelegenheiten des „täglichen Lebens“ unterschie-
den. Bei ersterem sollen die Eltern einvernehmliche 
Entscheidungen treffen. Die Frage ist, ob ein Kon-
to mit einer eigenen Bankkarte wichtig für den 
Alltag Jugendlicher ist. Ist zu lernen, mit Geld 
umzugehen, eine Frage des täglichen Lebens? – 
Taschengeld ist wichtig für Kinder, denn es eröffnet 
eigenständige Handlungsspielräume, und es lehrt 
den Umgang mit Geld. Unsere Welt ist digital, und 
ein großer und steigender Anteil von Bezahlvorgän-
gen läuft mit Karte. Es ist wichtig, dass Kinder dies 
lernen und verstehen.

Taschengeld gehört zu den alltäglichen Dingen, die 
ein Elternteil allein entscheiden darf, bei dem das 
Kind überwiegend lebt, aber eine Kontoeröffnung 
fällt unter Angelegenheiten mit erheblicher Bedeu-
tung und kann nur mit Unterschrift beider Elterntei-
le eröffnet werden. Das passt nicht wirklich zusam-
men.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Einen Moment bitte, Frau Nies. – Könnten Sie Ihre 
Gespräche bitte einstellen? – Danke.

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Auch die Vollmacht und damit die Verfügungsge-
walt über das Taschengeldkonto eines nicht volljäh-
rigen Kindes haben dann beide Elternteile, egal, 
wer darauf einzahlt. Um dies anders zu handhaben, 
würde es derzeit rechtlich nur eine Lösung geben, 
nämlich den Weg zum Gericht und ein langjähriges 
Verfahren zum Sorgerechtsentzug. Das ist kompli-
ziert und kann Elternteile und Kinder sehr belasten.
Ich fände es wünschenswert, einen anderen Weg zu 
ermöglichen und darüber zu diskutieren. Aus mei-
ner Sicht macht es Sinn, sich einzelne Beschrän-
kungen Alleinerziehender genauer anzuschauen. 
Ich fände es schön, im Sozialausschuss darüber 
detaillierter zu beraten. Deshalb bitte ich um Über-
weisung des Antrags, gern an mehrere Ausschüsse. 
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und SSW)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Für die SPD hat Sophia Schiebe das Wort.

Sophia Schiebe [SPD]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Vorweg: Wir stimmen dem An-
trag der FDP, aber selbstverständlich auch einer 
Ausschussüberweisung zu.

(Beifall Annabell Krämer [FDP])
Der Antrag fordert die Landesregierung auf, 
sich im Rahmen einer Bundesratsinitiative für 
die Schaffung von Kinderkonten, sogenannten Ta-
schengeldkonten, für alleinerziehende Elternteile 
mit gemeinsamem Sorgerecht einzusetzen. Diese 
Initiative ist von Bedeutung, wenn wir die Zukunft 
aller unserer Kinder stärken wollen. Die vorge-
schlagene Änderung des Kreditwesengesetzes wäre 
ein bedeutender Schritt hin zu mehr Gerechtigkeit 
und Unterstützung für Alleinerziehende.

(Vereinzelter Beifall SPD, FDP und SSW)
Sie ermöglicht es dem alleinerziehenden Elternteil, 
bei dem das Kind seinen Lebensmittelpunkt hat, Ta-
schengeldkonten für ihre Kinder zu eröffnen, ohne 
die Zustimmung des anderen Elternteils einholen zu 
müssen. Dies trägt zu einer erhöhten finanziellen 
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Sicherheit bei und erleichtert den Alltag für diese 
Familien erheblich.

Es ist unstrittig, dass Alleinerziehende oft vor er-
heblichen finanziellen Herausforderungen stehen. 
Die Verantwortung für die Bedürfnisse ihrer Kinder 
allein zu tragen, kann eine enorme Belastung sein. 
Die Möglichkeit, Kinderkonten ohne Zustimmung 
des anderen Elternteils zu eröffnen, würde den Zu-
gang zu finanziellen Ressourcen erleichtern und die 
finanzielle Stabilität der Familie stärken. Dies wie-
derum hat positive Auswirkungen auf das Wohl der 
Kinder.

Taschengeldkonten ermöglichen es den Kindern, 
erste Erfahrungen im Umgang mit Geld zu sam-
meln. Sie lernen, wie man spart, Geld einzahlt und 
abhebt. Dies sind grundlegende Fähigkeiten, die 
im Erwachsenenalter unerlässlich sind. Kinder, die 
früh lernen, wie man Geld verwaltet, sind besser 
auf die finanziellen Herausforderungen im späteren 
Leben vorbereitet.

Taschengeldkonten fördern die Unabhängigkeit. 
Wenn Kinder ihr eigenes Geld haben, können sie 
Entscheidungen über Ausgaben treffen. Dies lehrt 
sie Verantwortung und Selbstkontrolle. Eltern und 
Elternteile können die Möglichkeit nutzen, um mit 
ihren Kindern darüber zu sprechen, wie wichtig es 
ist, verantwortungsvoll mit seinem Geld umzuge-
hen, und dass es klug sein kann, einen Plan für 
seine Finanzen zu haben.

Zudem lehren Taschengeldkonten Kinder den Wert 
des Sparens. Wenn sie regelmäßig Geld auf ihr 
Konto einzahlen, sehen sie, wie ihr Guthaben 
wächst. Dies kann dazu beitragen, ein Bewusst-
sein für langfristige finanzielle Ziele zu entwickeln. 
Kinder können lernen, auf größere Anschaffungen 
hinzusparen.

Auch können Taschengeldkonten dazu beitragen, 
finanzielle Fehltritte zu vermeiden. Wenn Kinder 
frühzeitig die Bedeutung von Finanzplanung wie 
auch Sparen verstehen, sind sie weniger anfällig für 
impulsives Ausgeben und Verschuldung.

Schließlich fördern Taschengeldkonten die Kom-
munikation zwischen Eltern, Elternteilen und Kin-
dern über Finanzen. Eltern können ihren Kindern 
dabei helfen, finanzielle Entscheidungen zu treffen, 
und ihnen Ratschläge geben. Dies kann dazu beitra-
gen, eine solide Grundlage für finanzielles Wissen 
zu schaffen.

In der heutigen Zeit, in der die Herausforderungen 
für Familien vielfältig sind, ist es von entscheiden-
der Bedeutung, Maßnahmen zu ergreifen, die das 

Leben von Alleinerziehenden und ihren Kindern 
erleichtern. Die Schaffung von Kinderkonten ohne 
die Notwendigkeit der Zustimmung beider Eltern-
teile ist eine solche Maßnahme. Sie trägt zur finan-
ziellen Stabilität bei und fördert die finanzielle Bil-
dung der Kinder.

Ich hoffe, dass der Antrag nach der Ausschussbera-
tung angenommen wird und eine Bundesratsinitia-
tive daraus entsteht. Es ist an der Zeit, unsere Ver-
antwortung gegenüber Alleinerziehenden und ihren 
Kindern wahrzunehmen und ihnen die Unterstüt-
zung zukommen zu lassen, die sie verdienen. Las-
sen Sie uns gemeinsam einen Schritt in die richtige 
Richtung gehen und für eine gerechtere und unter-
stützendere Gesellschaft sorgen! – Vielen Dank.

(Beifall SPD, FDP, SSW und vereinzelt 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat der Fraktionsvorsitzende des SSW, 
Lars Harms.

Lars Harms [SSW]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Meine Rede sieht genauso aus wie die Re-
den aller meiner Vorredner. Insofern schließe ich 
mich den Argumenten an. Wir vom SSW hätten 
dem FDP-Antrag schon heute zustimmen können. 
Einer Ausschussüberweisung stehen wir aber auch 
nicht entgegen. Ich finde, das ist ein vernünftiger 
Antrag. Das habt ihr gut gemacht. – Schöne Mit-
tagspause alle zusammen!

(Beifall ganzes Haus)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Lieber Herr Harms, ehe wir in die Mittagspause ge-
hen, gebe ich der Ministerin, Frau von der Decken, 
das Wort.

Dr. Kerstin von der Decken, Ministerin für Justiz 
und Gesundheit: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Es steht völlig au-
ßer Zweifel, dass sogenannte Taschengeldkonten 
für Kinder gut und sinnvoll sind. Für die Eröff-
nung eines solchen Kontos ist aber aus guten Grün-
den die Zustimmung beider Elternteile erforderlich. 
Warum?

Die Pflege und Erziehung der Kinder sind das na-
türliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 
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obliegende Pflicht. Die Details sind im Bürgerli-
chen Gesetzbuch geregelt. Die Eltern haben die 
Pflicht und das Recht, für das minderjährige Kind 
zu sorgen. Die elterliche Sorge umfasst dabei aus-
drücklich auch die Sorge für das Vermögen des 
Kindes.

Sind beide Elternteile gemeinsam sorgeberechtigt – 
um einen solchen Fall geht es hier ja –, müssen 
sie dieses sogenannte Pflichtrecht in gegenseitigem 
Einvernehmen zum Wohle des Kindes ausüben. Bei 
Meinungsverschiedenheiten müssen sie im Sinne 
der gemeinschaftlichen Vertretung versuchen, sich 
zu einigen.

(Annabell Krämer [FDP]: So wie im Lehr-
buch!)

Was passiert, wenn Eltern dauerhaft getrennt leben? 
Da gibt es die Regel, dass der Elternteil, bei dem 
sich das Kind gewöhnlich aufhält, in Angelegen-
heiten des sogenannten täglichen Lebens allein ent-
scheiden kann. Angelegenheiten des täglichen Le-
bens sind solche, die häufig vorkommen

(Christopher Vogt [FDP]: Taschengeld!)

und keine schwer abzuändernden Auswirkungen 
auf die Entwicklung des Kindes haben. Diese Re-
gelung zu den Alltagsangelegenheiten ist so getrof-
fen worden, und sie ist sinnvoll, da ansonsten ei-
ne Pflicht zur ständigen Kommunikation mit dem 
anderen Elternteil bestehen würde. Gerade bei All-
tagsangelegenheiten – was zieht man an, was isst 
man? – hätte man eine erhebliche Erschwernis für 
den betreuenden Elternteil und könnte das Funk-
tionieren der gemeinsamen Sorge insgesamt gefähr-
den.

Die Entscheidung, ein Taschengeldkonto zu eröff-
nen, wird aber nicht häufig getroffen, sondern nur 
einmal. Sie ist daher keine Angelegenheit des täg-
lichen Lebens. Daher ist dafür grundsätzlich die 
Zustimmung beider Elternteile erforderlich.

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Frau Ministerin, lassen Sie eine Zwischenfrage von 
Herrn Vogt zu?

Dr. Kerstin von der Decken, Ministerin für Justiz 
und Gesundheit: 
Ja.

Christopher Vogt [FDP]: Liebe Frau Minis-
terin, über die Rechtslage sind wir uns einig, 
deswegen wollen wir sie ja an die Lebens-

realität anpassen. Das ist ja der Sinn des An-
trags.
Ich stimme Ihnen zu, dass die Eröffnung ei-
nes Taschengeldkontos keine tägliche Ange-
legenheit ist. Es geht nicht darum, dass jeden 
Tag ein neues Konto eröffnet werden kann, 
sondern darum, dass man im Streitfall leich-
ter an ein Taschengeldkonto kommt, damit 
man an das Taschengeld täglich herankom-
men kann und damit täglich umgehen kann. 
Das ist doch eine tägliche Angelegenheit. Es 
geht nicht um die Eröffnung des Kontos, 
sondern darum, dass man täglich mit dem 
Geld umgehen kann, damit man das wie an-
dere Kinder lernt. Es geht uns darum, das 
im Streitfall zu erleichtern. Das ist doch eine 
tägliche Angelegenheit und passiert nicht nur 
einmal.
(Beifall FDP, SPD und SSW)

– Die Auszahlung des Taschengeldes und der Um-
gang mit dem Taschengeld sind eine alltägliche 
Angelegenheit, aber die Eröffnung eines Kontos ge-
schieht nur einmal. Das sind zwei rechtlich getrenn-
te Vorgänge.

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Erlauben Sie eine Nachfrage?

Dr. Kerstin von der Decken, Ministerin für Justiz 
und Gesundheit: 
Ja.

Christopher Vogt [FDP]: Frau Ministerin, 
ich bin leider oder Gott sei Dank kein Jurist, 
aber auch ich habe mich ein bisschen mit 
dem BGB beschäftigt. Da ist es ja so, dass 
auch der Kauf von einem Paar Schuhe eine 
einmalige Angelegenheit ist, man die Schuhe 
aber jeden Tag trägt. Sie ziehen sich auf die 
rechtliche Position zurück, dass es nur um 
die Eröffnung des Kontos gehe und der all-
tägliche Umgang mit dem Geld zweitrangig 
sei. Ich würde mich freuen, wenn die Landes-
regierung diese Haltung im Sinne der Kinder 
noch einmal überdenken könnte.
(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

– Vielen Dank. Um auf Ihr Beispiel einzugehen, 
das mit den Schuhen: Sie kaufen sich ja nicht nur 
ein paar Schuhe, tragen es dann zehn Jahre und 
haben nur dieses eine paar Schuhe.

(Zurufe SPD und FDP)
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Ich gebe Ihnen hier die Rechtslage wieder und wer-
de gleich auch erläutern, warum wir die für richtig 
halten.

(Zurufe SPD)
Also, wo war ich stehen geblieben? Entschuldi-
gung. – Da die Eröffnung des Taschengeldkontos 
als Rechtsgang einmalig ist und nur einmal getrof-
fen wird und nicht häufig, permanent oder dauer-
haft, ist das keine Angelegenheit des täglichen Le-
bens und fällt deshalb nicht unter diesen Paragra-
fen.
Was passiert jetzt in einem solchen Fall? Bei einem 
funktionierenden Elternverhältnis können entweder 
beide Eltern persönlich bei der Bank erscheinen, 
oder aber ein Elternteil kann eine Vollmacht ertei-
len, dann erscheint nur der andere Elternteil.
Ist die Kommunikation zwischen den Elternteilen 
schwierig, dann gibt es Wege. Der erste Schritt ist, 
dass das Jugendamt vermittelt, um eine Einigung zu 
erzielen.

(Annabell Krämer [FDP]: Diesen bürokra-
tischen Aufwand wollen wir doch gerade 
nicht! – Weitere Zurufe FDP)

Wenn das nicht gelingt, kann das Familiengericht 
auf Antrag des einen Elternteils diesem die Ent-
scheidung übertragen.
Es ist also nicht so, dass die Eröffnung eines Ta-
schengeldkontos derzeit nicht möglich ist. Es gibt 
einen Weg, so wie es bei anderen streitigen Ent-
scheidungen einen Weg gibt. Am Ende kommt ei-
ne Entscheidung des Familiengerichtes, und nach 
unserer Kenntnis sind die Familiengerichte bislang 
mit solchen Fällen kaum bis gar nicht beschäftigt. 
Das scheint also kein Problem zu sein.

(Zurufe SPD)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Frau Ministerin, erlauben Sie eine Frage von Frau 
Krämer?

Dr. Kerstin von der Decken, Ministerin für Justiz 
und Gesundheit: 
Ja.

Annabell Krämer [FDP]: Liebe Frau Minis-
terin, ganz ehrlich, wir wollen doch den 
Menschen das Leben erleichtern, wo es sinn-
voll ist. Wir wollen doch unsere Gerichte 
nicht mit so einem Gedöns beschäftigen. 
Glauben Sie mir, alleinerziehende Personen 

haben andere Dinge im Kopf als gegebenen-
falls die Einrichtung eines Taschengeldkon-
tos vor Gericht einzuklagen.

(Beifall FDP, SPD, SSW und Kristina Herbst 
[CDU])

Wir machen doch Politik für die Lebenswirk-
lichkeit unserer Menschen. Wir reden hier 
Plenartagung für Plenartagung über Entbüro-
kratisierung, und Sie weisen uns jetzt allen 
Ernstes die Lösung auf, dass Alleinerziehen-
de doch gern vor das Familiengericht ziehen 
sollen?

Mein Antrag zielt darauf ab, dass das Gelder 
sind, die ein Elternteil seinem Kind zubilligt. 
Das Geld kommt nicht von dem andern El-
ternteil. Der andere Elternteil kann ja auch 
ein Taschengeldkonto eröffnen. Es geht doch 
auch um den Zugriff auf das Taschengeld-
konto. Sie möchten doch nicht, dass Ihr ge-
trennt lebender Ehepartner, wenn Sie zu dem 
kein gutes Verhältnis haben, auch noch den 
Zugriff auf diese Ressourcen hat.

Das ist doch an der Lebenswirklichkeit der 
Menschen vorbei. Ich muss ehrlich sagen: 
Dann verstehe ich auch, wenn die Menschen 
mit unserer Politik nicht mehr klarkommen.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD – 
Lars Harms [SSW]: Hoffentlich hören viele 
Alleinerziehende bei diesem Thema zu! – 
Annabell Krämer [FDP]: Dafür habe ich ge-
sorgt! – Heiterkeit)

– Sie haben gerade das Beispiel gebracht, dass dann 
das andere Elternteil auch noch ein Konto eröffnen 
könnte. Das ist ja gerade nicht der Fall. Selbst wenn 
man Ihrer Regelung folgt, wäre nur der eine Eltern-
teil berechtigt, ein Konto zu eröffnen. Wenn es eine 
Sache des alltäglichen Lebens ist, darf das nur der 
Elternteil entscheiden, bei dem das Kind dauerhaft 
wohnt. Insofern ist das nicht die Lösung des Pro-
blems.

Ich würde gern noch weitere Punkte erwähnen, 
bei denen aus fachlicher Sicht darauf hingewiesen 
wird, dass das eventuell mehr Probleme schaffen 
könnte.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: „Eventuell mehr 
Probleme schaffen könnte“ – mehr Konjunk-
tiv geht nicht!)

Eine Änderung dahin gehend, dass der alleinerzie-
hende Elternteil allein ein Konto für das Kind er-
öffnen darf, der andere Elternteil dies aber ohne 
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Zustimmung des alleinerziehenden Elternteils nicht 
dürfte, wäre ein erheblicher Eingriff in die elterli-
che Sorge des anderen, sprich des ausgeschlossenen 
Elternteils. Es besteht kein Grund, einen Elternteil 
zu bevorzugen. Das würde auch zu neuen Proble-
men führen.

(Zurufe SPD und FDP – Dr. Heiner Garg 
[FDP]: Lasst uns abstimmen, das bringt 
nichts!)

Der alleinerziehende Elternteil könnte dann näm-
lich sogar nicht nur eines, sondern eine Vielzahl 
von Konten eröffnen, ohne dass der andere, der 
auch sorgeberechtigt ist, überhaupt davon weiß. 
Gerade wenn das Verhältnis zwischen den Eltern 
schon schwierig ist, wäre eine solche gesetzliche 
Alleinvertretungsbefugnis kontraproduktiv. Sie hät-
te ein erhebliches Streitpotenzial und würde damit 
weder den Eltern noch dem Kind nutzen.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])
Im Ergebnis ist daher eine Ergänzung des Bürger-
lichen Gesetzbuches durch die Regelung einer Al-
leinvertretungsbefugnis in einem solchen Fall nicht 
notwendig, sie wäre der Sache nicht dienlich, und 
nach unseren Erkenntnissen gibt es dafür auch kei-
ne praktische Notwendigkeit.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Ein Moment, bitte. Frau Ministerin, erlauben Sie 
eine weitere Nachfrage?

Dr. Kerstin von der Decken, Ministerin für Justiz 
und Gesundheit: 
Ja.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: Vielen 
Dank, dass ich eine Zwischenfrage stellen 
darf, Frau Ministerin. – Gesetzt den Fall, El-
tern teilen sich für die sorgeberechtigten Kin-
der unter 18 Jahren die Sorgeberechtigung; 
es läuft zwischen diesen Eltern nicht gut 
und man muss dem anderen Elternteil klar-
machen, dass man ein Taschengeldkonto für 
ein Kind einrichten möchte, obwohl beide 
das Sorgerecht haben: Nun sagen Sie, das 
könnte noch weitere Probleme nach sich zie-
hen, wenn man das erlauben würde. Das ei-
ne sorgeberechtigte Elternteil könnte weitere 
Konten eröffnen.
Dann ist meine Frage: Was wäre so schlimm 
daran, wenn Oma und Opa auf dieses eine 

Konto zusätzlich einzahlen würden? Mir wä-
re es viel wichtiger zu klären: Welchen Zu-
griff hätte dann das andere Elternteil, das 
auch sorgeberechtigt ist? Wenn es den Zu-
griff hätte, und wenn es dann das Konto leer-
räumt, obwohl man gedacht hat, dass da noch 
Geld auf dem Konto sein müsste, ist das ein 
Problem. Das sind meine Fragen.

– Vielen Dank. – Es geht hier nur um die Eröffnung 
des Kontos.

– Genau.

– Ich muss noch einmal einen Schritt zurückgehen. 
Die elterliche Sorge ist ein Recht und eine Pflicht 
von beiden Elternteilen. Wenn die Eltern getrennt 
sind, gibt es eine Regelung, die besagt: Ihr müsst 
grundsätzlich alle Entscheidungen, die das Kind 
betreffen, immer gemeinsam treffen. Dann gibt es 
eine Ausnahmebestimmung, und diese Ausnahme-
bestimmung gilt für Dinge des täglichen Lebens, 
das sind Dinge, die häufig vorkommen und die kei-
ne größeren Auswirkungen auf die Entwicklung des 
Kindes haben. Jetzt geht es um die Frage: Ist die 
Eröffnung des Taschengeldkontos eine Sache des 
täglichen Lebens, fällt es unter das eine, oder fällt 
es unter das andere?

(Beate Raudies [SPD]: Das haben wir ver-
standen!)

Im Augenblick ist die Rechtslage klar. Es fällt nicht 
unter die alltäglichen Dinge, weil es nur einmal 
vorkommt und weil es doch etwas ist, was man 
nicht jeden Tag macht.

(Annabell Krämer [FDP]: Das wollen wir 
doch ändern! – Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das 
nennt sich Gesetzgebung!)

– Ja. Das ist richtig. Wir haben nach unserer fachli-
chen Ansicht den Eindruck, dass es nicht nötig ist, 
das zu ändern, weil es erstens Folgeprobleme kre-
iert und zweitens nicht unbedingt dazu führt, dass 
es das Verhältnis zwischen den Elternteilen verbes-
sern wird, wenn man einem Elternteil diese zusätz-
liche Alleinvertretungsbefugnis zuweist, weil man 
dann ein Eingriff in das Sorgerecht des anderen 
Elternteils vornimmt. Ziel im Familienrecht ist es 
immer, dass man versucht, dass die beiden Eltern, 
die gemeinsam das Sorgerecht haben, sich auch ge-
meinsam einigen. Dafür gibt es Instrumente.

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Frau Waldinger-Thiering möchte noch eine Nach-
frage stellen, ehe wir das im Ausschuss beraten.
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Dr. Kerstin von der Decken, Ministerin für Justiz 
und Gesundheit: 
Bitte.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: Ich 
möchte noch einmal nachhaken. Das alles 
ist mir sehr wohl bekannt. Aber wir wollten 
den Alleinerziehenden, die hauptverantwort-
lich für die Erziehung der Kinder sind, eine 
Erleichterung an die Hand geben. Das ist un-
ser Punkt.
(Beifall SSW, FDP und vereinzelt SPD)
– Ich glaube – etwas Persönliches –, es gibt 
einige hier in diesem Hohen Haus, die so 
etwas durchgemacht haben. Wenn Sie sagen, 
dann sollte man vielleicht das Jugendamt – 
das jetzt schon komplett überlastet ist – auch 
noch mit so einer Frage belasten oder viel-
leicht vor Gericht ziehen, geht das an der 
Realität vorbei. Es gibt andere Dinge, die ein 
Alleinerziehender machen würde, bevor er 
vor Gericht zieht, um ein Taschengeldkonto 
für seine Kinder zu eröffnen.
Insofern: Sie haben meine Frage ausführlich 
beantwortet. Vielen Dank dafür. Unsere Auf-
fassung ist: Wir wollen das ändern, damit wir 
den Alleinerziehenden mehr Möglichkeiten 
geben. – Vielen Dank.
(Beifall SSW und FDP)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Frau Waldinger-Thiering, Sie müssen trotzdem ste-
hen bleiben, falls Frau von der Decken darauf re-
agieren möchte. Möchten Sie darauf reagieren oder 
fortfahren, Frau Ministerin? – Nein. Vielen Dank.

(Vereinzelter Beifall CDU)
Zu einem Dreiminutenbeitrag hat sich der Abgeord-
nete Dr. Kai Dolgner von der SPD gemeldet.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sie wundern sich vielleicht, warum ich mich um ein 
Uhr noch einmal zu Wort gemeldet habe, aber, Frau 
Ministerin, das war wirklich ein Beispiel dafür, wie 
man keine Probleme löst.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Wir reden hier nur über Fälle im gemeinsamen Sor-
gerecht, bei denen das Verhältnis bereits schwierig 
ist, denn da, wo es nicht schwierig ist, ist es kein 
Problem, die Unterschrift zu bekommen. Die Ge-

fahr, dass es noch schwieriger werden könnte, wenn 
ein Elternteil ein Konto allein eröffnen kann, ist 
vielleicht nicht ganz so groß, weil die Alternative 
ist, vor Gericht zu gehen – falls Sie Angst haben, 
dass das das Verhältnis der ehemaligen Ehepartner 
noch weiter zerrütten würde.
Von mir aus können wir auch über größere Refor-
men im BGB reden. Wir reden hier nicht über 
die unveränderlichen Regelungen im Grundgesetz. 
Ich habe manchmal den Eindruck gehabt, dass Sie 
dieser Auffassung sind und dass Moses eine dritte 
Tafel runtergeholt hat: Die Eröffnung von Taschen-
geldkonten sei so wichtig, dass die Eltern das für 
alle Zeiten nach dem Sorgerecht nur gemeinsam 
machen dürfen.
Ihre Botschaft hat noch einen weiteren Aspekt, 
nämlich den kleinen Baustein, dass dann, wenn das 
Kind hauptsächlich bei einem selbst ist, man sich 
auch um das alleinige Sorgerecht bemühen soll – 
das ist dann die Aufforderung –, dann ist nämlich 
alles viel einfacher. Wir wollen aber doch familien-
politisch, dass das Sorgerecht gemeinsam ausgeübt 
wird. Das heißt, wir müssen die Ausübung des ge-
meinsamen Sorgerechts so einfach wie möglich und 
nicht so schwer wie möglich machen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Sie haben das an den Gesichtern von vielen hier 
gesehen, die im Alltag ein bisschen etwas damit 
zu tun haben. Sie haben hier Hürden aufgemacht. 
Sie aber hier machen Politik, das ist hier keine ju-
ristische Vorlesung. Sie machen Politik, Sie können 
Gesetze anregen. Sie schaffen direkt als Ministerin 
Regeln.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Sie können Gesetze im Landtag anregen, und Sie 
können an der Gesetzgebung im Bundesrat direkt 
teilnehmen. Sie sehen diese Instrumentarien, und 
dann stellen Sie sich nach dem Motto hier hin: Ja, 
also, das derzeitige Gesetz ist eigentlich das besse-
re. Alles andere hat ein hohes Risiko. – Schon bei 
dem hohen Risiko dachte ich mir: Sie sagen, es 
könnte eventuell hohe Risiken haben. Viel schlim-
mer geht Bedenkenträgerei nicht: Das könnte even-
tuell Risiken haben!

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)
Ich frage mich die ganze Zeit: Welche Risiken 
waren das denn? Ich habe Sie vielleicht verkehrt 
verstanden. Das Hauptrisiko war, dass bei einer 
eh schon zerrütteten Beziehung zum ehemaligen 
Ehepartner selbst dann, wenn man das gemeinsame 
Sorgerecht hat, die Gefahr besteht, dass dieser sagt: 
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Jetzt ist aber endgültig Schluss, ich mache jetzt nur 
noch Opposition gegen dich, weil du ein Taschen-
geldkonto eröffnet hast.
Soll ich einmal sagen, wie das geht? Das geht ganz 
anders, nämlich, dass sich zum Beispiel einer die 
Rosinen herauspickt. Meist ist einer finanzstärker. 
Dieser verwöhnt dann das Kind und sagt: Warum 
kann Mama das eigentlich nicht mit dir machen? So 
geht das mit dem Zerrütten, und das ist übrigens in 
Deutschland nicht verboten, aber die Eröffnung ei-
nes sogenannten Taschengeldkontos. Die Argumen-
tation ist vom Inhalt her komplett nicht nachvoll-
ziehbar.

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Herr Abgeordneter!

Dr. Kai Dolgner [SPD]: 
Ich bin der Auffassung, dass die rechtlichen Hür-
den zu beseitigen sind. Wenn Sie der Auffassung 
nicht sind, dann stimmen Sie doch einfach der Aus-
schussüberweisung zu. Dann können wir die Exper-
ten befragen –

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Herr Dolgner, Ihre Redezeit ist jetzt vorbei.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: 
ob diese ganzen Risiken überhaupt bestehen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung. Es ist beantragt worden, 
den Antrag, Drucksache 20/1469, an den Sozial-
ausschuss und den Finanzausschuss zu überwei-
sen. Wer so beschließen will, den bitte ich um 
sein Handzeichen. – Gegenprobe! – Stimmenthal-
tungen? – Das ist einstimmig beschlossen.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 35 auf:

Tätigkeit des Petitionsausschusses in der Zeit 
vom 01.01.2023 bis 31.03.2023

Bericht des Petitionsausschusses
Drucksache 20/1447

Ich erteile jetzt das Wort dem Vorsitzenden des 
Petitionsausschusses, dem Abgeordneten Hauke 
Göttsch.

Hauke Göttsch [CDU]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Heute stelle ich Ihnen den 
Tätigkeitsbericht des Petitionsausschusses für das 
erste Quartal dieses Jahres vor. Was die konkreten 
Beschlüsse und die Statistik angeht, verweise ich 
auf den vorliegenden Bericht.
Der Petitionsausschuss hat in diesem Quartal zwei 
Bürgersprechstunden durchgeführt, in Harrislee und 
in Lübeck. Vielen Dank an dieser Stelle an die Ab-
geordnete Hildebrand und den Abgeordneten Jep-
sen für die erfolgreiche Durchführung der Bürger-
sprechstunden.

(Beifall CDU, SSW und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese wurden auch super im Petitionsausschuss 
vorbereitet.
Ich freue mich, dass unser Ausschuss in der letzten 
Woche Besuch von Abgeordneten des Petitionsaus-
schusses aus Mecklenburg-Vorpommern hatte. Bei 
diesem Treffen ging es um die Behandlung von 
Petitionen und um unsere Erfahrungen mit öffent-
lichen Petitionen, die es in Mecklenburg-Vorpom-
mern nicht gibt. Diese Gespräche sind in meinen 
Augen für eine konstruktive Zusammenarbeit zwi-
schen den Parlamenten und ihren Ausschüssen sehr 
wichtig. Ich kann mir ein Treffen mit den Petitions-
ausschüssen weiterer Bundesländer gut vorstellen.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW)

Im Wege seines Selbstbefassungsrechts hat der Pe-
titionsausschuss beschlossen, sich aufgrund der vie-
len eingegangenen Petitionen den Unterbringungs- 
und Arbeitsbedingungen in den Maßregelvollzugs-
anstalten Schleswig-Holsteins zuzuwenden. Am 
letzten Montag, also Montag in dieser Woche, ha-
ben wir mit einer Delegation den Maßregelvoll-
zug in Neustadt besucht. Wir konnten uns in den 
Gesprächen und auf einem Rundgang ein eigenes 
Bild vom Maßregelvollzug machen. Es herrscht ei-
ne starke Überbelegung, sodass die Patienten teil-
weise in Drei- bis Vierbettzimmern untergebracht 
sind. Ein Neubau, der Mitte kommenden Jahres fer-
tiggestellt sein wird, wird zu Verbesserungen füh-
ren. Allerdings kann man damit rechnen, dass es 
zu einem Anstieg von aufzunehmenden Patienten 
kommt. Somit wird es weiterhin eine Überbelegung 
geben.
Bei den anschließenden Sprechstunden hatten wir 
die Gelegenheit, uns mit vielen Maßregelvollzugs-
patienten persönlich zu unterhalten. Ich glaube, ich 
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spreche für alle Kolleginnen und Kollegen: Es ist 
wichtig und notwendig, dass der Ausschuss auch 
zu den Menschen fährt, die nicht unbedingt eine 
eigene Lobby haben.

(Beifall CDU, FDP, SSW, vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und SPD)

Ein großes Problem für Maßregelvollzugspatienten, 
die vor einer Entlassung stehen, ist es, dass sie 
mit anderen Gruppen bei dem Erhalt der Einglie-
derungshilfe konkurrieren. Hier muss die Einglie-
derungshilfe mit anderen Bundesländern für dieje-
nigen abgestimmt werden, die aus anderen Bundes-
ländern zu uns gekommen und hier eingewiesen 
worden sind.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW)

Der Besuch hat mich sehr berührt und auch nach-
denklich gestimmt.
Abschließend möchte ich noch von einer aktuellen 
Petition berichten, die ein gänzlich anderes Thema 
behandelt. Ein Petent beschwerte sich darüber, dass 
die zuständige Kfz-Zulassungsbehörde eines Kreis-
es den gesetzlichen Pflichtumtausch seines Führer-
scheins für ihn unzumutbar hinausgezögert habe. 
Der Petitionsausschuss konnte den Unmut des Pe-
tenten über die lange Bearbeitungszeit seines An-
trags nachvollziehen. Das Verkehrsministerium hat 
den Ausschuss unterrichtet, dass die Verfahrensdau-
er im Wesentlichen auf der verzögerten Arbeit der 
führerscheinausstellenden Behörde in Niedersach-
sen beruhte. Letztendlich konnte der neue EU-Füh-
rerschein an den Petenten ausgehändigt werden. 
Dieser Fall zeigt, dass es manchmal auch sehr hilf-
reich ist, den Bürgerinnen und Bürgern die einzel-
nen Verfahrensschritte näher zu erläutern, um be-
hördliches Handeln besser zu verstehen.
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und 
wünsche guten Appetit.

(Beifall ganzes Haus)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Vielen Dank, Herr Berichterstatter. – Wenn ich darf, 
ergänze ich noch, dass ich es sehr schön fand, dass 
Sie als Petitionsausschuss dieses Mal auf der NOR-
LA einen Stand hatten.

Hauke Göttsch [CDU]: 
Wenn ich da noch kurz etwas zu sagen darf: Das 
war nach langen Jahren das erste Mal, dass der Pe-
titionsausschuss einmal wieder da war. Wir werden 

aufarbeiten, wie das angekommen ist. Ich möchte 
mich auch da bedanken. Viele aus dem Petitions-
ausschussbüro waren vor Ort, aber auch viele Ab-
geordnete, die sich den Fragen der Bürger gestellt 
haben. Ich habe Rückmeldungen von Bürgern be-
kommen, die sehr froh darüber waren, dass das 
Petitionswesen überhaupt einmal dargestellt wurde. 
Das war schon eine sehr sinnvolle Sache: Der Peti-
tionsausschuss geht auch zu den Bürgern. – Vielen 
Dank.

(Beifall ganzes Haus)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Vielen Dank. – Eine Aussprache ist nicht vorgese-
hen. Der Ausschuss empfiehlt, den Bericht, Druck-
sache 20/1447, zur Kenntnis zu nehmen und die 
Erledigung der Petitionen zu bestätigen. Wer der 
Ausschussempfehlung folgen und so beschließen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegen-
stimmen? – Enthaltungen? – Das ist einstimmig so 
beschlossen. Ich wünsche Ihnen eine schöne Mit-
tagspause. Die Sitzung ist unterbrochen.

(Unterbrechung 13:10 Uhr bis 15:01 Uhr)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir wollen fort-
fahren.

(Tobias Koch [CDU]: Wir sind da!)

– Ihr sei da? Wunderbar.

Bevor wir mit der Tagesordnung fortfahren, darf ich 
Sie bitten, die Plätze einzunehmen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Wohnungsbau im ländlichen Raum stärken – 
wohnbaulichen Entwicklungsrahmen weiterent-
wickeln

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1374

Wie ich sehe, wird das Wort zur Begründung nicht 
gewünscht. Somit eröffne ich die Aussprache. Das 
Wort hat für die CDU-Fraktion der Abgeordnete 
Michel Deckmann.

Michel Deckmann [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Wohnen ist eine wesentliche Frage 
für den Zusammenhalt unserer Gesellschaft. Es be-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 39. Sitzung – Donnerstag, 12. Oktober 2023 2947

(Hauke Göttsch)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3170&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3053&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3053&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3170&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3424&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3424&format=WEBVOLLLANG


darf vieler Maßnahmen, um mehr Wohnraum zu 
schaffen, der günstig ist und gute Qualität hat. Die 
soziale Wohnraumförderung, die Konstruktion pra-
xistauglicher Förderkulissen, der Abbau von Büro-
kratie bei Neubau und Sanierung – das sind wichti-
ge Maßnahmen. Aber es bedarf weiterer, teilweise 
auch kleinteiliger Werkzeuge, um die Gesamtsitua-
tion zu verbessern. Denn wenn wir Wohnungsbau 
betreiben wollen, darf es uns nicht bloß um unsere 
großen Städte gehen; nein, wir müssen auch an den 
ländlichen Raum denken, wir müssen auch das klei-
ne Dorf adressieren.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW und Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Wie ist die Situation in unseren Dörfern? Wie wird 
dort eigentlich Wohnungsbau betrieben? – Klassi-
scherweise weisen die Kommunen ein Baugebiet 
für Ein- und Zweifamilienhäuser aus. Das ist gut 
so; dafür gibt es großen Bedarf. Die Menschen zie-
hen aufs Dorf, gründen eine Familie, bauen das 
Haus nach ihren Wunschvorstellungen oder kaufen 
ein Eigenheim und passen es anschließend an. Die 
Kinder wachsen in diesen Räumlichkeiten auf; teil-
weise ist der Platz zu knapp.

Doch irgendwann ziehen die Kinder aus. Die Be-
wohnerinnen und Bewohner werden älter. Es wird 
schwerer, das Haus zu bewirtschaften. Das Pro-
blem: Passender Wohnraum – unter anderem für 
Seniorinnen und Senioren – auf dem Land ist 
knapp. Die Situation der Kinder ist übrigens nicht 
viel besser. Kaum ist die Ausbildung fertig und man 
möchte auf dem Dorf wohnen bleiben – schwierig. 
Mietwohnungen oder kleine Wohneinheiten sind 
ebenfalls eher Mangelware.

Welche Folgen hat dies für uns? – Die Älteren blei-
ben vor Ort. Die Jungen haben es schwer, wieder 
aufs Dorf zu kommen. Und wenn die Senioren tat-
sächlich in passenden Wohnraum umziehen wollen, 
dann müssen sie häufig ihr intaktes soziales Umfeld 
verlassen. Für viele ist das verständlicherweise eine 
viel zu hohe Hürde, denn die heimischen Strukturen 
werden geliebt. Man hat die sozialen Strukturen, 
die Freunde, die Treffpunkte, die Vereine vor Ort 
und so weiter.

Gleichzeitig sind aber die jungen Menschen nicht 
mehr da; viele kommen dauerhaft nicht zurück. Ei-
ne Folge für die Gesellschaft vor Ort: Das Ehren-
amt trocknet immer weiter aus. Die Arbeitgeber vor 
Ort stehen vor der Herausforderung, Nachwuchs-
kräfte zu gewinnen. Die Gefahr eines vergreisten 
Dorfes steigt deutlich an.

Unser Ansatz, dem entgegenzuwirken, ist: Lassen 
wir nicht mehr nur die Kirche im Dorf, sondern 
auch die Menschen!

(Heiterkeit und Beifall CDU, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und SSW – Dr. Bernd 
Buchholz [FDP]: Uijuijuijui! – Heiterkeit)

Der ländliche Raum ist es wert; es ist ein lebens-
werter Ort für die Menschen. Wir müssen gemein-
sam daran arbeiten, dass es auch in Zukunft so 
bleiben kann und dass die Menschen dort eine Per-
spektive haben.

Genau hier kann mit dem wohnbaulichen Entwick-
lungsrahmen angepackt werden – einem Instrument 
des Landesentwicklungsplans. Kommunen, die kein 
zentraler Ort sind oder eine Wohnfunktion haben, 
all diese sind davon betroffen. Es betrifft sie insbe-
sondere bei der Ausweisung von B-Gebieten und 
beschränkt den Ausbau beziehungsweise die Schaf-
fung von Wohnraum.

Im Jahr 2021 wurde insoweit ein erster wichtiger 
Schritt gegangen, indem der sogenannte gemilderte 
Geschosswohnungsbau eingeführt worden ist – eine 
Privilegierung, um mehr Wohnraum, gerade auch 
mehr Mietwohnraum, vor Ort zu schaffen.

Nun wollen wir nachlegen. Der Geschosswoh-
nungsbau soll weiter gestärkt und der Bau von klei-
nen Wohneinheiten privilegiert werden, und zwar 
explizit für junge Menschen sowie für Seniorinnen 
und Senioren, weil sie ihn einfach leichter bewirt-
schaften können. Es geht also um die Schaffung se-
niorengerechten und generationengerechten Wohn-
raums. So können wir das langfristige Problem der 
Wohnraumknappheit in Teilen angehen, natürlich 
ergänzend zu den vielen anderen Maßnahmen, die 
notwendig sind und die ich bereits aufgezählt ha-
be, zum Beispiel soziale Wohnraumförderung und 
Abbau von Bürokratie. Es wird dementsprechend 
weitere Maßnahmen geben müssen.

Unser vorliegender Antrag ist für den ländlichen 
Raum in Schleswig-Holstein ein weiterer wichtiger 
Schritt, der die Handlungsoptionen der Kommunen 
vor Ort erweitert. Dies, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen, ist wichtig und richtig. – Ich werbe 
um Ihre Zustimmung.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat nun die Abgeordnete Bina Braun.
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Bina Braun [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! In der Fortschreibung des Landesentwick-
lungsplans hat die Jamaika-Koalition 2022 die Rah-
menbedingungen festgelegt, wie sich Schleswig-
Holstein bis 2035 entwickeln soll. In diesem Lan-
desentwicklungsplan wird Gemeinden auch vorge-
geben, wie sehr sie in dieser Zeit wachsen dürfen; 
dies wird in Wohneinheiten ausgewiesen.
Wenn wir in unserem Antrag nun davon sprechen, 
kleine Wohnungen und gemilderten Geschosswoh-
nungsbau zu privilegieren, bezieht sich das auf die 
Anrechnung dieser Wohneinheiten auf die Vorgabe.
Das lässt sich an einem Praxisbeispiel besser nach-
vollziehen: In unserem Dorf lebten zum Stichtag 
etwa 500 Menschen in 230 Wohneinheiten. Unser 
Dorf darf bis 2035 um zehn Prozent wachsen, das 
bedeutet: um 23 Wohneinheiten.
Nun macht es aber einen großen Unterschied, ob 
ich ein Einfamilienhaus – gleich eine Wohneinheit 
– oder in einem alten Bauernhaus viele Wohnun-
gen ausbaue. Genau dies ist bei uns der Fall. Im 
alten Gasthof, der bisher durch die gewerbliche 
Nutzung nicht als Wohneinheit zählte, sollten auf 
einen Schlag zehn Wohnungen entstehen. Derzeit 
würden diese auf das Kontingent angerechnet – mit 
zehn Wohneinheiten.
Im Sinne der Schaffung von mehr Wohnraum und 
der Innenverdichtung ist dieser Umbau natürlich 
zu begrüßen. Dennoch hat diese Ankündigung bei 
dem einen oder anderen Gemeindevertreter leichte 
Schnappatmung zur Folge; denn viele Gemeinden 
möchten gern mehr Einwohner_innen ansiedeln. 
Sie erhoffen sich unter anderem mehr Mittel aus 
Umlagen und mehr Steuereinnahmen. Aus dieser 
Perspektive erscheint ein Einfamilienhaus, in das 
gleich mehrere Personen einziehen, zielführender.
Oft geht es auch darum, dass die nächste Genera-
tion möglichst nebenan ein Haus bauen möchte. 
Wenn von den 23 möglichen Wohneinheiten bis 
2035 schon einmal zehn wegfallen, dann hält sich 
die Begeisterung in der Gemeinde in Grenzen.
Dem wollen wir mit unserem Vorschlag entgegen-
treten. Kleine Wohnungen bis 50 Quadratmeter sol-
len künftig nur noch als eine halbe Wohneinheit 
angerechnet werden. Auf diese Weise werden der 
Wohnungsausbau und somit die Innenverdichtung 
auch im ländlichen Raum attraktiver.
Und ja, wir brauchen dringend mehr Wohnraum. 
Aber wir dürfen dabei nicht unser Flächeneinspar-
ziel aus den Augen verlieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Immer mehr Neubaugebiete, immer mehr Flächen-
fraß an den Dorfrändern und das, während im Dorf-
kern die alten Gebäude verfallen – das ist nicht die 
Lösung.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Wer bei uns über Land fährt sieht sie häufig: schöne 
alte Gebäude, die viel zu groß für eine Familie sind. 
Allerdings könnte man in diesen Gebäuden gut 
mehrere Wohnungen schaffen. Bei diesen kleinen 
Wohnungen denken wir auch an Wohnraum für Ge-
flüchtete. Die Kommunen stehen derzeit vor großen 
Herausforderungen, die Menschen unterzubringen. 
Viele von ihnen müssen über Jahre in Flüchtlings-
unterkünften leben, und dies beeinträchtigt ihre In-
tegrationschancen massiv.

Eine weitere Zielgruppe ist besonders relevant, 
wenn es um Flächenverbrauch und effiziente Res-
sourcennutzung geht, und zwar ältere Menschen, 
die in ihrem Haus inzwischen ganz allein wohnen 
und denen es zu groß geworden ist. Ein Umzug 
scheitert häufig daran, dass die Menschen im Al-
ter verständlicherweise nicht mehr so gern irgend-
wo ganz neu anfangen wollen. Unsere Gemeinde-
vertretung hat ein Projekt angeschoben, um älte-
ren Büger_innen die Möglichkeit zu geben, in ih-
rem gewohnten sozialen Umfeld zu bleiben. Auf 
einem gemeindeeigenen Grundstück soll ein kleines 
Mehrfamilienhaus mit sechs bis sieben Wohnein-
heiten entstehen, vier davon barrierearm – genau 
für diese Zielgruppe.

Das ist mit gemildertem Geschosswohnungsbau ge-
meint: kleine Mehrfamilienhäuser, die sich zum 
Beispiel mit zweieinhalb Etagen gut in das Dorf-
bild einfügen. Auch den gemilderten Geschosswoh-
nungsbau wollen wir noch stärker als bisher privile-
gieren, um Gemeinden zu motivieren, diese Wohn-
form mehr zu unterstützen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und Sybilla Nitsch [SSW])

Insgesamt geben wir den Gemeinden hiermit mehr 
Flexibilität, um auf die Herausforderungen reagie-
ren zu können. Deshalb bitte ich um Zustimmung 
für diesen Antrag. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)
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Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Bevor wir in der Rednerliste fortfahren, teile ich 
Ihnen mit, dass für die CDU-Fraktion der Abgeord-
nete Rasmus Vöge gemäß § 47 Absatz 2 unserer 
Geschäftsordnung mitgeteilt hat, dass er an der heu-
tigen Nachmittagssitzung nicht teilnehmen wird.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, begrüßen Sie 
mit mir gemeinsam auf der Besuchertribüne des 
Schleswig-Holsteinischen Landtags Vertreterinnen 
und Vertreter der Senioren Union Eutin. – Seien Sie 
uns herzlich willkommen im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag!

(Beifall)
Ferner begrüßen Sie bitte mit mir gemeinsam Herrn 
Dr. Wilko Teifke, den Landeskirchlichen Beauftrag-
ten. – Herzlich willkommen im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag!

(Beifall)
Für die SPD-Fraktion erteile ich das Wort nun dem 
Abgeordneten Thomas Hölck.

Thomas Hölck [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Es ist schon erstaunlich, was die 
Koalition uns für Anträge vorlegt.

(Michel Deckmann [CDU]: Reichen Sie mal 
einen eigenen Antrag ein!)
„Der ländliche Raum hat großes Potenzial für 
die Schaffung von Wohnraum.“

Das ist die Aussage in diesem Antrag. Es ist einmal 
festzustellen: Wohnungen gehören dahin, wo sie 
gebraucht werden. Das ist vorrangig das Hambur-
ger Umland, das sind all die Gemeinden mit ange-
spannten Wohnungsmärkten; dahin gehören Woh-
nungen in erster Linie und nicht in den ländlichen 
Raum.

(Widerspruch CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN – Tobias Koch [CDU]: Aha! – 
Michel Deckmann [CDU]: SPD, Gegner des 
ländlichen Raumes!)

Ich füge hinzu: Mit dem Antrag allein wird keine 
einzige Wohnung gebaut.

(Werner Kalinka [CDU]: Durch Ihre Rede 
auch nicht! – Unruhe CDU)

Ich frage mich allerdings auch, was das zu dem jet-
zigen Zeitpunkt soll, mit dem Landesentwicklungs-
plan. Der ist gerade 1,5 Jahre in Kraft. Jetzt etwas 
zu fordern, was einen großen Prozess auslösen wür-

de, um den Entwicklungsplan wieder anzupassen, 
passt eigentlich nicht in das Konzept des Entwick-
lungsplanes und auch nicht in die Regionalplanung.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

Dann schreiben Sie:

„Nicht zuletzt unterstützen kleinere Wohn-
einheiten auch die Ziele des Landes Schles-
wig-Holstein, den Flächenverbrauch so ge-
ring wie möglich zu halten.“

Aha.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau darum geht es! Es geht um den 
Flächenbedarf!)

Im LEP steht:

„Gemeinden oder Gemeindeteile, die keine 
Schwerpunkte für den Wohnungsbau sind, 
decken den örtlichen Bedarf. Dort können … 
im Zeitraum 2022 bis 2036 bezogen auf 
ihren Wohnungsbestand am 31. September 
2020 neue Wohnungen im Umfang von bis 
zu 15 Prozent in den Ordnungsräumen … 
und von bis zu 10 Prozent in ländlichen 
Räumen … gebaut werden … Es ist der 
Bestand an Dauerwohnungen zugrunde zu 
legen. Wohneinheiten, die in Gebäuden mit 
drei und mehr Wohnungen, in Wohnheimen 
oder durch Baumaßnahmen an bestehenden 
Gebäuden entstehen, werden nur zu zwei 
Drittel auf den wohnbaulichen Entwicklungs-
rahmen angerechnet.“

Sie wollen die Anrechnung von Dauerwohnungen 
auf die Hälfte reduzieren. Das bedeutet in der Kon-
sequenz: Mehr Wohnungsbau wird zugelassen. – 
Das finde ich nicht schlecht; aber mit dem reduzier-
ten Flächenverbrauch wäre ich da sehr vorsichtig.

Das alles soll mit einer nächsten Änderung des 
Landesentwicklungsplans stattfinden. Man muss 
dann dazu sagen, wann das geschehen soll. Davor 
scheut sich die Koalition.

(Unruhe Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Es ist so, dass im Moment Regionalpläne aufge-
stellt werden. Es werden bis Ende November 2023 
die Stellungnahmen für die Regionalpläne abgege-
ben. Und jetzt schon soll eine Änderung des LEP 
vorgenommen werden. Das passt nicht zueinander, 
das passt auch nicht zu den Stellungnahmen und 
auch denen nicht, die sich gerade die Gedanken 
über die Regionalpläne machen.
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Man kann sich fragen, warum die bisherige und 
vorherige Ministerin – die dieselbe geblieben ist – 
das nicht schon vorher gemacht und in den LEP 
eingebracht hat. Das muss sich diese Regierung fra-
gen.
Wenn man jetzt den ländlichen Raum als Potenzi-
al für den Wohnungsbau entdeckt hat, müssen Sie 
auch einmal ein paar Worte zur Infrastruktur verlie-
ren. Was ist denn mit Kitas, was ist mit Schulen? 
Was ist mit den Pendlerströmen? Was ist mit Ab-
wasserversorgung, was ist mit Wasser?

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Das alles lassen Sie hier außer Acht. Das ist zu 
wenig.

(Werner Kalinka [CDU]: Was meinst du ei-
gentlich?)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten Deckmann?

Thomas Hölck [SPD]: 
Sehr gerne.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Dann man to.

(Unruhe)
Michel Deckmann [CDU]: Vielen Dank. – 
Zuallererst nehme ich tatsächlich erstaunt zur 
Kenntnis – –

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Moment, Herr Kollege! Wir warten einen Moment, 
bis ein bisschen Ruhe eingekehrt ist. – Ich gucke 
einmal nach links und nach rechts. Wunderbar, jetzt 
geht es los.

Michel Deckmann [CDU]: Zuallererst habe 
ich erstaunt zur Kenntnis genommen, dass 
sich die SPD jetzt auch offiziell gegen den 
nördlichen Landesteil positioniert, indem sie 
sagt, da müsste kein Wohnraum geschaffen 
werden. Das sehen die Menschen vor Ort, 
glaube ich, ganz gewaltig anders.
(Beate Raudies [SPD]: „Vorrangig“ hat er ge-
sagt, zuhören!)
Darüber hinaus würde ich gerne einmal die 
Frage stellen: Kennen Sie das Instrument ei-
ner sogenannten Teilfortschreibung?

Thomas Hölck [SPD]: 
Natürlich kenne ich das.

(Tobias Koch [CDU]: Hey! – Weitere Zurufe 
CDU)

Ich habe mich hinsichtlich des Wohnungsbaus nicht 
gegen den nördlichen Raum ausgesprochen. Ich ha-
be nur darauf hingewiesen, dass Wohnungsbau vor-
rangig dort stattfinden muss, wo die Wohnungen 
gebraucht werden. Das sind die angespannten Woh-
nungsmärkte, und dann kann man über die Fläche 
nachdenken.

(Werner Kalinka [CDU]: Das ist doch überall 
im Land so! Was erzählen Sie denn! – Unru-
he CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schaut man auf die kommunale Ebene, sieht man, 
dass es gerade die Grünen sind, Frau von Kalben, 
die häufig Verhinderer der wohnbaulichen Entwick-
lung sind.

(Michel Deckmann [CDU]: Die sind hier 
nicht die Verhinderer!)

In Wedel schaffen Sie es nicht, sich gegen einen 
Bürgerentscheid zu positionieren, der eine zweijäh-
rige Planungspause zur Folge hat. Es war vorgese-
hen, da hunderte Wohnungen zu bauen. In Reinbek 
haben sich die Grünen erfolgreich für ein Bürgerbe-
gehren gegen ein Baugebiet eingesetzt. In Ahrens-
burg haben sich die Grünen im Rahmen der Auf-
stellung des Flächennutzungsplanes gegen die Aus-
weisung weiterer Wohnbaupotenzialflächen ausge-
sprochen. Überall dort, wo dringend Wohnraum 
benötigt wird, sind die Grünen die großen Verhin-
derer, und jetzt wollen Sie in die Flächen drängen.

(Widerspruch BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das ist wirklich ein Widerspruch an sich.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Gerade auch, was die Versiegelung von Flächen 
angeht, passt das nicht zueinander. Darüber sollten 
Sie einmal nachdenken.

(Beifall SPD – Zuruf Michel Deckmann 
[CDU])

Bevor wir jetzt anfangen, den LEP fortzuschreiben, 
und versuchen, ihn zu verändern, sollte man erst 
einmal die Grünen verändern, damit das nicht wei-
ter stattfindet.

(Anhaltende Unruhe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)
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Dort, wo Wohnraum besonders benötigt wird, ver-
hindern Sie Wohnraum

(Michel Deckmann [CDU]: Rednerische 
Bruchbude!)

und versuchen jetzt, in der Fläche weiter zu kom-
pensieren, was dort eben teilweise nicht hinpasst. 
Sie hätten die Chance gehabt, in Reinbek, in Wedel, 
in Ahrensburg mehr zu tun. Das haben Sie verhin-
dert.

(Michel Deckmann [CDU]: Kein Applaus 
von der SPD! – Heiterkeit CDU – Demons-
trativer Beifall Thomas Losse-Müller [SPD])

– Ja, einige brauchen ein bisschen länger, um das zu 
bearbeiten

(Lachen Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Unruhe CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

und es für richtig zu erachten. – Ich bin nicht gegen 
Ihren Antrag,

(Zurufe CDU: Ah! – Heiterkeit BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

die Frage ist aber, ob der jetzige Zeitpunkt der rich-
tige Zeitpunkt ist. Wann soll die Teilfortschreibung 
stattfinden? Wie wird das Verfahren sein?

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende.

Thomas Hölck [SPD]: 
Insofern muss man das den Leuten auch genau 
sagen, und dann kann man auch über den Inhalt 
reden.

(Michel Deckmann [CDU]: Sagen, ohne zu 
reden!)

So ist das verfrüht und ohne Grundlage.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die FDP-Fraktion erteile ich nun dem Abgeord-
neten Dr. Bernd Buchholz das Wort.

(Lukas Kilian [CDU]: Können Sie kurz zu-
sammenfassen, was Sie vorhin gesagt ha-
ben?)

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Jetzt muss ich meine siebenseitige, vorgefertigte 
Rede doch beiseitelegen.

(Zurufe: Oh! Ah!)
Kollege Hölck, ich bin da – weiß Gott! – weni-
ger kritisch als Sie, weil ich den Grundansatz der 
Koalitionsfraktionen gut finde. Auch im ländlichen 
Raum haben wir uns mit dem Landesentwicklungs-
plan – das müssen wir ehrlich sagen – manchmal 
schon ein Korsett angelegt, das durch Landespla-
nung verhindert, dass wir in bestimmten Bereichen 
das, was vor Ort eigentlich gewünscht wird, reali-
sieren können. Das in einem gewissen Maße auf-
zuheben, finde ich nicht nur nicht falsch, sondern 
goldrichtig.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Wiewohl der Kollege Hölck natürlich recht damit 
hat, dass er sagt: Wenn wir hier im Landtag immer 
darüber reden, dass wir Wohnungsbaugebiete aus-
weisen müssen, und dann in den Kommunen vor 
Ort feststellen, dass die Grünen das verhindern – 
übrigens nicht nur die Grünen, sondern mancherorts 
auch die CDU, das gilt insbesondere für Ahrens-
burg – –

(Lukas Kilian [CDU]: In Reinbek war es ein 
FDP-Mann, mein Freund!)

– In Reinbek war es auch der FDP-Mann, ja. Man 
kann nicht auf kommunaler Ebene immer verhin-
dern, was notwendig ist, und dann im Landtag sa-
gen, was eigentlich notwendig wäre.

(Zuruf Michel Deckmann [CDU])
Da wäre es bei den Regionalplänen eigentlich ganz 
klug, Frau Innenministerin, nicht immer nur das 
entgegenzunehmen, was uns die Kommunen zuru-
fen, um das in die Regionalpläne reinzuschreiben, 
sondern auch unter der Landesperspektive klare 
Ziele zu formulieren, die wir in die Regionalpläne 
reinschreiben.

(Beifall FDP)
Das passiert jetzt nach meiner Kenntnis dankens-
werterweise ein bisschen im Hintergrund, und ich 
bin wirklich sehr dankbar dafür, Frau Innenministe-
rin, dass Sie das tun.
Ich will unabhängig von Ihrem Antrag, Kollege 
Deckmann, der ja die Privilegierung von kleineren 
Wohnungen und des Geschosswohnungsbaus etwas 
stärker macht als bisher vorgesehen – das finde ich 
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ja, wie gesagt, ganz gut –, darauf hinweisen, dass 
es in einem Tourismusland wie Schleswig-Holstein 
die Situation gibt, dass an der Ostseeküste ein Tou-
rismusort Schwierigkeiten hat, im Ort selbst, in 
dem es sehr teuer ist, seine Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter unterzubringen.

So kommen die Hoteliers gemeinsam auf die Idee, 
im Nachbarort – 300 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner – einen Bau erstellen zu wollen, in dem die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – quasi mit dem 
Fahrrad zur Arbeit fahrend – wohnen können. Und 
wer steht auf der Bremse? – Die Landesplanung. 
Weil damit das Maß an Zuwachs im Wohnungsbau 
überschritten würde. Da sage ich: Wenn wir hier-
mit ein kleines bisschen mehr Flexibilität schaffen, 
dann brauchen wir in der Landesplanung insgesamt 
mehr Flexibilität, und zwar dadurch, dass wir von 
Experimentierklauseln und all diesen Dingen auch 
einmal Gebrauch machen und nicht immer in Ziel-
abweichungsverfahren reinlaufen.

(Beifall FDP)

Ich will es nicht zu lange ausdehnen, Herr Kollege 
Deckmann. Ich gratuliere dazu, dass Sie es mit den 
Grünen hinbekommen haben, diesen Antrag zu ma-
chen. Das scheint mir diesmal ein Erfolg der Union 
zu sein. Das freut mich. Es ist ein Schritt, allerdings 
ein kleiner Schritt. Bis wir die Flexibilität erreicht 
haben, die wir im Bereich der Landesplanung brau-
chen, um das Wohnraumthema stärker angehen zu 
können, wie wir es bei den Gewerbeflächen auch 
haben, haben wir alle noch eine ganze Menge zu 
arbeiten. – Ich bedanke mich herzlich für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion des SSW erteile ich nun dem Frak-
tionsvorsitzenden Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der ländliche Raum hat in den vergange-
nen Jahren eine enorm positive Entwicklung hinter 
sich. Mehr Menschen sind auf das Land oder in 
kleinere Städte gezogen. Laut einer aktuellen Studie 
vom Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwick-
lung verzeichnen derzeit bundesweit rund zwei von 
drei Landgemeinden Wanderungsgewinne. Vor ei-
nem Jahrzehnt galt dies nur für rund jede vierte Ge-
meinde auf dem Land. Ein jahrzehntelanger Trend, 
der die Städte wachsen ließ, ist nun gedreht.

Bemerkenswert und ebenso entscheidend ist dieser 
Trend für den Erhalt der Lebensqualität bei uns. 
Nur wenn es gelingt, die Attraktivität vom Leben 
auf dem Land sowie in der Stadt gleichwertig zu 
halten, stärkt das die Lebensqualität in unserem 
Land insgesamt. Das ist eine sehr anspruchsvolle 
Aufgabe, und es ist daher gut, dass die Kolleginnen 
und Kollegen von Schwarz-Grün das Thema auf die 
Tagesordnung gesetzt haben.
Der vorliegende Antrag bezieht sich vor diesem 
Hintergrund auf die Entwicklung des Wohnungs-
baus auf dem Land, ein Thema, das meiner Mei-
nung nach oft viel zu wenig Beachtung findet. Die 
Herausforderungen sind auch hier groß und unter-
scheiden sich dennoch deutlich von der Situation 
in einer Großstadt. Grundstücke und freie Flächen 
sind in vielen Fällen vorhanden, die Krux ist je-
doch, dass bei der Ausweisung neuer Baugebiete 
zum einen nur wenige Mehrfamilienhäuser vorge-
sehen sind – der Antrag nennt dies oft gemilder-
te Geschosswohnungen – und zum anderen das 
Hindernis besteht, dass ausschließlich die sehr en-
gen Bedarfe der eigenen Gemeinde berücksichtigt 
werden. Das liegt natürlich an der grundlegenden 
Struktur der jeweiligen Zuständigkeiten.
Mit einem „Weiter so“ kommen wir in diesem Zu-
sammenhang aber nicht weiter. Meines Erachtens 
bräuchte es ein Förderprogramm des Landes zur 
Wiederbelebung von nicht genutztem Wohnraum 
auf dem Land. Bei mir an der Westküste wurde 
vorgetragen, dass es durchaus Interesse gibt, ehe-
malige landwirtschaftliche Betriebe in Wohnraum 
umzuwandeln. Leider stellen die Vorschriften dazu 
oftmals ein enormes Hindernis dar, die sind näm-
lich im Außenbereich.
Zudem wären da noch die Supermärkte. Auch die 
gibt es auf dem Land und in ländlichen Regionen. 
Das sind moderne Filialen auf einer großen Fläche, 
Wohnraum gibt es da aber nicht, aber er wäre auch 
hier möglich. Auch das muss in die Planung. Hier 
bräuchte es tatsächlich Anreize von der Politik, 
übrigens auch der Kommunalpolitik, um in dieser 
Konstellation Wohnungsbau zu ermöglichen.
Wenn man landwirtschaftliche Betriebe umbaut, 
wenn man Supermärkte nutzt, wenn man große, 
alte Häuser umbaut und daraus Mehrfamilienhäuser 
macht, würde der Flächenverbrauch reduziert. Die 
von mir genannten Beispiele beziehen sich ganz be-
wusst auf Bestandsimmobilien. Wie gesagt: Anders 
als in der Stadt sind die Flächen darüber hinaus 
oftmals vorhanden, und Gebäude gibt es ebenfalls 
zuhauf; man müsste sie in einigen Fällen eben nur 
zum Wohnen ertüchtigen dürfen.
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Natürlich kann man dazu, wie es im Antrag be-
schrieben ist, den Landesentwicklungsplan, der üb-
rigens nicht einmal zwei Jahre alt ist, noch einmal 
überarbeiten. Zusätzlich dazu wäre aber eine echte 
Stellschraube, dass das Land finanzielle Anreize 
gibt und wir endlich mit dem Bürokratieabbau in 
Gang kommen. Es nützt nichts, wenn wir eine su-
per Planung haben, die Investoren aber das Problem 
haben, dass sie die Häuser trotzdem nicht bauen 
können, weil wir super viele Vorschriften haben, 
die es ihnen nahezu unmöglich machen, den Bau 
voranzutreiben.

Meine Damen und Herren, es ist also ein großes 
Rad, das wir zu drehen haben. Deswegen glaube 
ich schon, dass es richtig ist, hier mit einem kleinen 
Schritt anzufangen, nämlich mit der Überarbeitung 
des Landesentwicklungsplans. Ich glaube, das ist 
sehr klug.

Wir sollten bei der Überarbeitung vielleicht auch 
gucken, ob die Verteilung zwischen den einzelnen 
Dörfern, so wie sie jetzt geregelt ist, immer ver-
nünftig ist, oder nicht – Stichwort „Verkehrsanbin-
dung“, aber auch „Leitungsnetze“. Wie sind die 
aufgeteilt? Wie kann man es möglichst günstig hin-
kriegen? – Das mögen dann aber die Planer ma-
chen.

Der Ansatz, den Landesentwicklungsplan zu über-
arbeiten, ist richtig. Insofern danken wir für den 
Antrag und werden ihm auch zustimmen.

(Beifall SSW, CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für einen Kurzbeitrag erteile ich der Abgeordneten 
Eka von Kalben das Wort.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich muss sagen, dass ich mich wirklich sehr über 
diesen Antrag, der in der Koalition erarbeitet wur-
de, gefreut habe, weil wir hier schon seit Jahren 
immer wieder über einen Zielkonflikt reden. Auf 
der einen Seite müssen wir Flächen sparen und 
erhalten, auch um dem Klimawandel etwas entge-
genzusetzen, auf der anderen Seite haben wir in 
vielen Diskussionen darauf hingewiesen, dass wir 
zu wenig Unterkünfte haben. Wir haben zu wenig 
Wohnraum für die Menschen, die schon hier leben, 
und auch zu wenig Wohnraum für diejenigen, die 
noch zu uns kommen – gerade heute Morgen haben 
wir ja darüber diskutiert.

Ich war ein bisschen irritiert, weil jedenfalls mir 
nicht so ganz klar war, was die Position der SPD 
dazu ist. Eigentlich sagen Sie ja, dass gerade Sie 
für den Wohnungsbau stehen, und deshalb habe 
ich überhaupt nicht verstanden, dass Sie an diesem 
Punkt diese scharfe Kritik äußern. Natürlich haben 
auch wir im Hamburger Rand ländliche Gebiete, 
von denen wir wollen, dass dort mehr Wohnungen 
entstehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und SSW)

Wir haben beim Flächensparen bisher immer nicht 
über Wohnungsbau, sondern über Häuserbau ge-
sprochen. Es ging ganz viel um das Einfamilien-
haus, das gebaut werden muss. Das gönne ich auch 
jedem. Nicht, dass ich jetzt wieder falsch verstan-
den werde! Nicht, dass es dann wieder heißt, die 
Grünen würden alles verhindern! Es wurde ja schon 
aufgeklärt, dass es vor Ort sehr viele Interessen-
gruppen gibt, die sich manchmal gegen Wohngebie-
te wehren – das sind manchmal auch diejenigen, 
die gerade erst vor ein paar Jahren dorthin gezogen 
sind und kein Wohngebiet neben sich haben wollen.

(Zuruf: Das sind manchmal die Grünen!)

– Das sind leider nicht alles Grünenwähler. Wenn 
das alles Grünenwähler wären, stünden wir ganz 
anders da.

Natürlich gibt es auch berechtigte Schutzgebiete. Es 
kann doch nicht sein, dass man jetzt auf einmal, 
nachdem wir verhauen wurden, weil wir die Bür-
gerbegehren irgendwie einschränken, sagt, dass es 
nicht auch manchmal ein berechtigtes Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger vor Ort gegen ein neues 
Wohngebiet geben kann. Das ist aus meiner Sicht 
völlig in Ordnung.

Dieser Antrag bietet die Möglichkeit, genau das zu 
machen, was wirklich sinnvoll ist, nämlich leerste-
hende Gebäude zu beseitigen, anstatt neue Fläche 
zu versiegeln. So kann Wohnraum geschaffen wer-
den, aber nicht nur im Sinne von Einfamilienhäu-
sern, die es auch weiterhin geben soll, sondern auch 
für meine Generation, für Leute, die alleine sind, 
für Studierende und so weiter.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb bitte ich 
Sie noch einmal, in sich zu gehen und diesem An-
trag zuzustimmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und SSW)
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Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Landesregierung erteile ich nun das Wort 
der Ministerin für Inneres, Kommunales, Wohnen 
und Sport, Dr. Sabine Sütterlin-Waack.

Dr. Sabine Sütterlin-Waack, Ministerin für Inne-
res, Kommunales, Wohnen und Sport: 
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Zweifellos brauchen wir mehr Wohn-
raum in Schleswig-Holstein. Es muss mehr gebaut 
werden. Gleichzeitig verfolgen wir als Landesregie-
rung das Ziel, die tägliche Flächenneuinanspruch-
nahme in unserem Land bis zum Jahr 2030 auf 
unter 1,3 Hektar pro Tag zu reduzieren. Dabei blei-
ben Flächenverbräuche für Photovoltaikfreiflächen-
anlagen und Zuwegungen zu Windkraftanlagen auf 
der Grundlage des Koalitionsvertrages unberück-
sichtigt.
Dass es bei der Erreichung dieser beiden Ziele 
zu Konflikten kommt, ist offensichtlich. Deshalb 
müssen wir die wohnbauliche Entwicklung in unse-
rem Land möglichst flächensparsam steuern. Das 
läuft über die Raumordnungspläne mit ihren lan-
desplanerischen Festlegungen. Die Schwerpunkte 
für den Wohnungsbau und der wohnbauliche Ent-
wicklungsrahmen stehen hier im Fokus.
Zurzeit gelingt es im ländlichen Raum in den zen-
tralen Orten und Stadtrandkernen, auf den Sied-
lungsachsen und in den Gemeinden mit einer ergän-
zenden überörtlichen Versorgungsfunktion am bes-
ten, Wohnen, Arbeiten und Versorgungsinfrastruk-
tur zusammenzubringen. Mehrfamilienhäuser und 
verdichtetes Bauen tragen hier dazu bei, möglichst 
wenig neue Flächen in Anspruch zu nehmen.
In den vergangenen Jahren hat es beim Geschoss-
wohnungsbau deutliche Zunahmen gegeben. In den 
Jahren 2019 bis 2022 sind in Schleswig-Holstein 
rund 26.000 neue Wohnungen in Gebäuden mit 
drei und mehr Wohnungen entstanden. Das sind 
fast 50 Prozent aller neuen Wohneinheiten im Land. 
Damit sind vielerorts Alternativen zum klassischen 
Einfamilienhaus umgesetzt worden.
Unsere Gesellschaft verändert sich und mit ihr die 
Wohnansprüche. Wir brauchen mehr Wohnungen 
für die wachsende Zahl älterer Menschen und für 
Menschen mit geringem Haushaltseinkommen. Wir 
brauchen mehr Wohnungen für Geflüchtete und 
junge Leute, die in einer Ausbildung oder im Studi-
um sind.
Meine Damen und Herren, diese Wohnungen soll-
ten wir nicht nur in den Städten, sondern auch im 
ländlichen Raum, in den kleinen Gemeinden bauen,

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Dr. Bernd Buchholz [FDP])

damit zum Beispiel junge Menschen eine Ausbil-
dung auf dem Land in Erwägung ziehen, damit sich 
ältere Menschen räumlich verkleinern können, aber 
nicht den Wohnort wechseln müssen, und damit 
Kommunen bei ihrer wohnbaulichen Entwicklung 
kluge bauliche Lösungen ausloten können.

Die Landesregierung begrüßt daher den Antrag der 
Regierungsfraktionen, den Wohnungsbau im länd-
lichen Raum zu stärken und den wohnbaulichen 
Entwicklungsrahmen weiterzuentwickeln. In ländli-
chen Regionen soll mehr Geschosswohnungsbau 
möglich sein; denn auch dort gibt es erkennbar 
Bedarfe. Zudem gibt es Potenziale, die wir an ge-
eigneten Standorten nutzen sollten. Ich denke hier 
an Gemeinden mit notwendiger Versorgungsinfra-
struktur und an Standorte, an denen sich Mehrfami-
lienhäuser gut in die dörfliche Struktur einfügen.

Ich weiß, es gibt in der Kommunalpolitik auch 
Vorbehalte gegenüber dem Geschosswohnungsbau. 
Daher haben sich viele Kommunen bislang dafür 
entschieden, ihren wohnbaulichen Entwicklungs-
rahmen eher für Ein- und Zweifamilienhäuser als 
für den Bau von Mehrfamilienhäusern zu nutzen. 
Dabei hat die Landesregierung bereits 2021 mit 
der Fortschreibung des Landesentwicklungsplans 
begonnen, um die Rahmenbedingungen für den Ge-
schosswohnungsbau zu verbessern. Seitdem wer-
den Wohnungen in Mehrfamilienhäusern nur noch 
zu zwei Dritteln auf den wohnbaulichen Entwick-
lungsrahmen angerechnet. Diese Quote sollten wir 
in der Tat weiter verringern und die Wohneinheiten 
nur noch zur Hälfte anrechnen.

Das wollen wir auch für kleinere Wohneinheiten 
umsetzen. Ziel muss es sein, flächensparsam für 
mehr Wohnraum im ländlichen Raum zu sorgen. 
Deshalb werden wir im Rahmen einer Teilfort-
schreibung des Landesentwicklungsplans die Privi-
legierung des Geschosswohnungsbaus und die Pri-
vilegierung kleinerer Wohneinheiten angehen. Wir 
wollen, dass die Kommunen mehr Spielraum in 
ihrer wohnbaulichen Entwicklung haben. – Vielen 
Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
vereinzelt FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.
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Es ist beantragt worden, über den Antrag Drucksa-
che 20/1374 in der Sache abzustimmen. Wer dem 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen.

(Zurufe: Oh! – Tobias Koch [CDU]: Geht 
doch!)

Die Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist der 
Antrag einstimmig angenommen.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Der Schweinehaltung in Schleswig-Holstein eine 
Zukunftsperspektive geben

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1175

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.
Somit eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat für 
die CDU-Fraktion die Abgeordnete Rixa Kleinsch-
mit.

Rixa Kleinschmit [CDU]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Die Schweinehaltung in 
Schleswig-Holstein hat sehr harte Jahre hinter sich. 
Durch verschiedene Einflüsse wie zum Beispiel die 
Veränderung der Ess- und Kochgewohnheiten wäh-
rend Corona und die Auswirkungen der Afrikani-
schen Schweinepest sind die Preise für Schweine-
fleisch in den Jahren zwischen 2020 und 2022 ins 
Bodenlose gefallen. Einige Betriebe haben in und 
nach diesen Jahren temporär nicht mehr aufgestallt. 
Viele Betriebe aber haben die Schweinehaltung 
komplett eingestellt. Dieser Schritt ist endgültig, 
unwiederbringlich.
Dadurch ist die Zahl der schweinehaltenden Betrie-
be massiv gesunken. Vergleicht man sie heute mit 
der vor zehn Jahren, hat sich die Zahl nahezu hal-
biert. Die Gründe für diesen letzten, finalen Schritt 
der Betriebsaufgabe liegen aber nicht nur auf der 
Einkommensseite. Schwer lasten auf der ganzen 
Branche die unklaren und unsicheren Rahmenbe-
dingungen.
Seit vielen Jahren wird über die Zukunft der Tier-
haltung und insbesondere der Schweinehaltung in 
Deutschland diskutiert. Es gab viele gute und sinn-
volle Ansätze, einen breiten Konsens über Nutzer- 
und Schützergruppen. Insbesondere die Ziele der 
Borchert-Kommission haben den Betrieben wirk-
lich Hoffnung gemacht. Das hat viel Kraft, viel Zeit 
und viele Nerven bei allen Beteiligten gekostet.

Und jetzt? Jetzt muss es umgesetzt werden. Jetzt 
kommt nichts oder viel zu wenig. Oder die Pläne 
landen in der Schublade. Oder es wird auf Zeit 
gespielt. Oder die zugesagten Gelder werden in 
hohem Maße gekürzt oder ganz vakant gestellt. 
Die Dramatik dieser Entwicklung zeigt sich nicht 
nur in der Verunsicherung der Betriebe, sondern 
wird auch durch die Niederlegung der Arbeit der 
Borchert-Kommission Ende August dieses Jahres 
deutlich. Dies ist ein Armutszeugnis.

(Beifall CDU)

Es kann nicht sein, dass ein Betrieb, der Umbau-
maßnahmen zugunsten des Tierwohls plant, nicht 
weiß, wie er dies planungssicher machen kann, ob 
der Stall, so wie er heute genehmigt wird, in zehn 
Jahren überhaupt noch betrieben werden kann, ob 
die vermeintlich kleine Maßnahme zugunsten von 
mehr Tierwohl ein großes Genehmigungsverfahren, 
das den gesamten Standort infrage stellt, nach sich 
zieht.

Damit die Betriebe mit diesen Zielkonflikten der 
verschiedenen Themengebiete nicht alleingelassen 
werden, müssen die betroffenen Rechtsgebiete wie 
Bau- und Immissionsschutzrecht mit dem Anspruch 
an das Tierwohl zusammen gedacht und ressort-
übergreifend noch enger abgestimmt werden. Ein 
erster Schritt in Richtung Transparenz der Hal-
tungssysteme ist die Einführung der Haltungskenn-
zeichnung. Leider ist diese absolut nicht weitge-
hend genug, da sie zurzeit nur das Frischfleisch 
aus der Schweinemast betrifft. Damit es zu kei-
ner weiteren Wettbewerbsverzerrung kommt, ist es 
notwendig, schnellstmöglich auch die anderen Pro-
duktgruppen, Tierarten sowie verarbeitete Produkte 
und Importprodukte zu erfassen.

In diesem Zusammenhang sehen wir die ersten Ent-
würfe zur geplanten Förderung von investiven und 
laufenden Maßnahmen für Tierwohlverbesserung 
grundsätzlich positiv, aber mit vielen Kritikgründen 
und Fragezeichen wie zum Beispiel bei den engen 
Bestandsobergrenzen. Warum sollen die laufenden 
Mehrkosten nur bis zu einer gewissen Tierzahl im 
Stall gefördert werden? Dadurch verwässert sich 
die Förderung und werden die Möglichkeiten von 
Tierwohlmaßnahmen für große Bestände massiv re-
duziert. Außerdem ist immer noch nicht klar, wie 
groß die Gesamtförderung sein wird. Vor dem Hin-
tergrund, dass Stallbaumaßnahmen nicht von heute 
auf morgen entschieden, geplant und beantragt wer-
den und Förderung in diesem langen Prozess eine 
wichtige Rolle spielt, hat dies nichts mit Planungs-
sicherheit zu tun.
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Sie merken, meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen: Dieses Thema hat viele Aspekte, und ich bitte 
alle, sich für den Fortbestand der Schweinehaltung 
in Schleswig-Holstein einzusetzen.

(Beifall CDU, Oliver Kumbartzky [FDP] und 
Christian Dirschauer [SSW])

Unsere Betriebe machen einen sehr guten Job und 
haben es verdient, dass sie die Planungssicherheit 
und Wertschätzung bekommen, die ihnen zustehen.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Beifall Oliver Kumbartzky 
[FDP])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
nun der Abgeordnete Dirk Kock-Rohwer das Wort.

(Zuruf FDP: Da bin ich mal gespannt!)

Dirk Kock-Rohwer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete!

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Moin!)
– Herr Kumbartzky, wir kommen gleich dazu.

(Vereinzelte Heiterkeit)
Viel Zeit ist ins Land gegangen, seit der Wissen-
schaftliche Beirat der Bundesregierung im Jahr 
2015 seine „Wege zu einer gesellschaftlich akzep-
tierten Nutztierhaltung“ vorgelegt und darin festge-
stellt hat, dass die Tierhaltung in Deutschland so, 
wie sie damals war, nicht zukunftsfähig ist.
Immerhin hat dieses Gutachten und das vehemente 
Engagement Professor Dr. Grethes und anderer da-
zu geführt, dass die damalige CDU-geführte Bun-
desregierung sich dieses Themas angenommen hat. 
Wenn auch zunächst nur geredet wurde, eine Kom-
mission gebildet und das Thema Kennzeichnung 
nur halbherzig angegangen wurde, so markiert die-
ses Gutachten doch einen Wendepunkt. Die Ein-
sicht in der Fachwelt und auch in großen Teilen 
der Landwirtschaft war: So geht es nicht weiter. 
Wir brauchen eine verpflichtende Haltungskenn-
zeichnung und einen Umbau der Tierhaltung. Damit 
können wir die Tierhalterinnen und Tierhalter nicht 
allein lassen. Das muss von der Gesellschaft mitge-
tragen werden, auch finanziell.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und Beifall Oliver Kumbartzky 
[FDP])

Wir haben die von der Borchert-Kommission vor-
getragenen Vorschläge unterstützt und tun dies wei-
terhin, insbesondere die Forderung nach einem ei-
genen Instrument zur Finanzierung des Umbaus, 
um verlässlich und unabhängig von jährlichen 
Haushaltsverhandlungen Tierhalterinnen und Tier-
haltern die nötige Sicherheit für den Einstieg in den 
Umbau zu geben. Bäuerinnen und Bauern, die seit 
Jahren von der Schweinehaltung leben, brauchen 
eine verlässliche Perspektive für die Zukunft.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Jahrelang war die angestrebte Perspektive wachsen 
und nochmals wachsen, und das bei teils desaströ-
sen Erlösen, die aus diesem System resultieren. Das 
Ganze war nicht unbedingt zum Wohle der Tiere. 
Hierüber sind wir allerdings teils unterschiedlicher 
Meinung.

Dieser Weg kann und muss sich jetzt ändern. Die 
Gesellschaft ändert sich. Die Anforderungen an die 
Tierhaltung ändern sich. Um nach vorn zu schauen, 
muss sich folglich auch die Haltung der Tiere än-
dern: hin zu mehr artgerechter Haltung mit mehr 
Platz, mehr Frischluft und Stroh – als Beispiele 
genannt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der erste große 
Schritt ist von Berlin aus gemacht. Das Tierhal-
tungskennzeichnungsgesetz ist am 24. August 2023 
in Kraft getreten.

(Beifall Oliver Kumbartzky [FDP])

– Vielen Dank. – Die Bundesregierung ist hiermit 
auf europäischer Ebene vorangegangen. Die EU-
Kommission hat diesem Gesetz zugestimmt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Oli-
ver Kumbartzky [FDP] und Lars Harms 
[SSW])

Wir haben es schon gehört: Das Tierhaltungskenn-
zeichnungsgesetz gilt in dieser Form nur für fri-
sches Schweinefleisch und unterscheidet fünf ver-
schiedene Haltungsformen von nur Stall – Stufe 1 
– bis Bio – Stufe 5. Für die Neuausrichtung der 
Betriebe sind im Bundeshalt 1 Milliarde Euro für 
die nächsten Jahre vorgesehen. Für den gesamten 
Umbau der Tierhaltung hatte die Borchert-Kommis-
sion circa 4 Milliarden Euro veranschlagt.

Leider wurde diesem Wunsch vonseiten des Bun-
desfinanzministeriums in Berlin nicht entsprochen. 
Darauf hat sich letztlich die Borchert-Kommission 
aufgelöst – sehr zu unserem Bedauern. An einem 
Finanzierungskonzept muss jetzt allerdings weiter-
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gearbeitet werden. Um den schweinehaltenden Be-
trieben die Umstellung zu erleichtern, werden ab 
2024 Fördermittel für Investitionen in den Umbau 
der Stallungen bereitgestellt,

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Hört, hört!)

aber gebunden an eine Tierhaltungsobergrenze von 
zwei Großvieheinheiten pro Hektar und in der 
Förderhöhe abnehmend mit steigenden Tierzahlen. 
Des Weiteren werden laufende Mehrkosten bezu-
schusst, die durch die veränderte Haltung entstehen, 
und auch im Bauplanungsrecht und beim Immissi-
onsschutz wurden erste Veränderungen vorgenom-
men.

Jetzt muss dieses Gesetz auf andere Tierarten und 
auf europäischer Ebene ausgedehnt werden, damit 
auch dort der Umbau der Tierhaltung voranschrei-
tet.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, um dem 
Klimawandel entgegenzuwirken, werden wir nicht 
umhinkommen, auch die Tierzahlen zu reduzieren. 
Bessere Entlohnung für artgerechtere Haltung mit 
erhöhtem Platzangebot ist dazu ein richtiger Weg 
und eine Perspektive für die Zukunft. – Vielen 
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
In Vertretung für die erkrankte Sandra Redmann, 
der wir auf diesem Wege noch einmal gute Bes-
serung wünschen, erteile ich nun dem Fraktions-
vorsitzenden der SPD, Thomas Losse-Müller, das 
Wort.

Thomas Losse-Müller [SPD]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sie können sich vorstellen, wenn man diese Rede 
für Sandra Redmann halten darf, dass es Diskussio-
nen gab, wer das Recht dazu hat. Sie kennen die 
Reden der Kollegin Redmann, die sind amüsant.

(Lukas Kilian [CDU]: Ja, da hast du Schwein 
gehabt!)

– Nein, ich habe nicht Schwein gehabt, sondern ich 
habe mit folgenden Argumenten in der Fraktion für 
mich geworben: Mein Lieblingsessen ist Schweine-
kotelett. Das habe ich öffentlich dokumentiert.

(Vereinzelter Beifall – Zurufe: Hey!)

Als mein Cousin, der Schweinebauer war – 

(Christopher Vogt [FDP]: Noch ein Jahr, und 
du kriegst ein Parteiausschlussverfahren! – 
Vereinzelte Heiterkeit)

– Raub mir nicht die Zeit, es ist zu wichtig! – Als 
mein Cousin, der Schweinebauer war, einmal ein 
Wochenende mit seiner Frau in den Urlaub fahren 
wollte, war ich der Einzige in der Familie mütterli-
cherseits, dem er den Hof für zwei Tage anvertraut 
hat. Dirk Kock-Rohwer weiß, was das heißt.

(Vereinzelter Beifall)
Zugegebenermaßen stand ich unter der Aufsicht 
meiner Tante, die sehr hart war.
Und ich habe mit Faktenwissen über Schweine-
fleisch geglänzt. Sie wissen nämlich vielleicht 
nicht, dass Schweinefleisch das klimafreundliche 
Fleisch ist. 21,7 Kilogramm CO2 für ein Kilo 
Bio-Rindfleisch, aber nur 5,7 Kilogramm CO2 für 
ein Kilo Schweinefleisch: besser als Rehwild und 
Hühnchen. Deswegen darf ich hier vor Ihnen ste-
hen.

(Beifall und Heiterkeit)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Die Erheiterung war wahrscheinlich angebracht, 
aber ich bitte jetzt um etwas Ruhe, sonst muss der 
Kollege gegenanschreien.

Thomas Losse-Müller [SPD]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lassen Sie mich gleich zu Beginn meiner Rede 
unsere Auffassung zu Ihrem Antrag kurz mit einem 
Satz zusammenfassen. Ich bleibe auch bei diesem 
Thema zu 100 Prozent dabei: ein Landtagsantrag, 
den kein Schwein mehr braucht.

(Beifall SPD und Sybilla Nitsch [SSW])
Ich will Ihnen zugutehalten, dass der Antrag bereits 
mehrfach geschoben wurde und Sie eventuell ein-
fach nicht mehr auf dem neuesten Stand sind. Sie 
fordern im Wortlaut fast das, was im Änderungs- 
und Entschließungsantrag auf Bundesebene steht. 
Schön wären ja mal ein paar neue, eigene Ideen Ih-
rerseits und Maßnahmen, die Sie auf Landesebene 
anpacken wollen. Aber auch da bitten Sie lediglich 
die Landesregierung, sich einzusetzen. Ich zitiere:

„… die Arbeit des ministeriumsübergreifen-
den Arbeitskreises zur schnellen und abge-
stimmten Umsetzung der Vorgaben, insbe-
sondere in den Bereichen des Bau‑, Emissi-
ons- und Immissionsschutzes, zu intensivie-
ren und im Ausschuss zu berichten.“
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich frage mich 
wirklich, was Sie glauben, was Ihr Minister den 
lieben langen Tag so macht, dass Sie ihm ständig 
solche Anträge bescheren müssen.

(Beifall SPD und Dr. Heiner Garg [FDP])
Sowohl im Bundesrat, im Ausschuss, auf der AMK 
als auch in vielen Gesprächsrunden wurde und wird 
das alles doch bereits gemacht.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])
Und brauchen Sie wirklich einen Landtagsantrag, 
damit der Landwirtschaftsminister Ihnen das be-
richtet?

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ja!)
Das lässt ziemlich tief blicken.
Sie können das Thema doch einfach selbst auf die 
Tagesordnung des Umwelt- und Agrarausschusses 
setzen. Der Ausschussvorsitzende, Heiner Rickers, 
wird Ihnen da sicher gern behilflich sein.

(Vereinzelter Beifall CDU)
Ständig beantragen Sie hier Dinge, die schon längst 
in Arbeit sind, und tun so, als ob das ohne Ihren 
Antrag nicht laufen würde.

(Beifall Beate Raudies [SPD])
Vielleicht bekommen Sie ein Fleißsternchen, wenn 
Sie in jeder Tagung einen Antrag vorlegen?

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Noch schöner wäre es, er würde auch Sinn machen. 
Dann gibt es vielleicht sogar einen Schweinchens-
tempel.

(Heiterkeit SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, endlich befindet 
sich der Umbau der Tierhaltung in der Umsetzung 
– eine notwendige und sicher keine einfache Aufga-
be. Wir brauchen, wie es richtig im Entschließungs-
antrag der Koalition auf Bundesebene heißt, eine 
klima- und umweltgerechte, tiergerechte sowie öko-
nomisch tragfähige Tierhaltung. Das ist genau das, 
was unsere Betriebe in Schleswig-Holstein brau-
chen. Dafür ist ein Bündel an Maßnahmen notwen-
dig wie zum Beispiel das Tierhaltungskennzeich-
nungsgesetz und bau- und emissionsschutzrechtli-
che Veränderungen, die diesen notwendigen Weg 
möglich machen.
Wir müssen sowohl den Verbraucher_innen die not-
wendige Transparenz bieten als auch den tierhal-
tenden Betrieben Planungssicherheit. Dafür ist viel 

auf dem Weg. Das ist gut so. Die dauerhafte Finan-
zierung muss ebenfalls sichergestellt werden. Da 
besteht Einigkeit. Noch ist nicht klar, in welcher 
Form. Da werden wir uns natürlich einbringen kön-
nen und müssen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, abschließend 
bleibt zu sagen, dass Ihr Antrag viel zu spät kommt. 
Wir können ihn aber gern im Ausschuss disku-
tieren. Wir verschließen uns einer Debatte nicht, 
schließlich ist das ein wichtiges Thema. Wenn Sie 
in der Sache abstimmen wollen, werden wir den 
Antrag jedoch ablehnen. Das haben wir hinreichend 
begründet. – Mit den Worten der Kollegin Sandra 
Redmann!

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete Oli-
ver Kumbartzky das Wort.

Oliver Kumbartzky [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Zunächst möchte ich dem Op-
positionsführer ganz herzlich zu seiner agrarpoliti-
schen Jungfernrede gratulieren. Das war inhaltlich 
saustark,

(Beifall FDP, SPD und SSW)
vor allem im Vergleich zu einer vorvorherigen 
Legislaturperiode. Da gab es schon einmal einen 
Oppositionsführer, der hat sich mit dem Thema 
der Schweinefleischpflicht in öffentlichen Kantinen 
blamiert; wir erinnern uns.

(Lukas Kilian [CDU]: Das war eine Sauerei! 
– Beifall Dr. Heiner Garg [FDP] – Zuruf 
CDU: Alles für die Klimaneutralität!)

Er ist später MP geworden, Herr Losse-Müller. Mal 
schauen!
Ich will jetzt auch keine Wortspiele von mir geben, 
dafür sind das Thema und vor allem auch die Lage 
viel zu ernst. Wir werden, ich sage das gleich zu 
Beginn, dem Antrag zustimmen,

(Beifall CDU, FDP, SSW und Dirk Kock-
Rohwer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

wenngleich er quasi schon abgearbeitet ist. Er ist ja 
vor der Sommerpause eingereicht worden, da war 
das noch nicht so weit. Einige Punkte sind noch 
offen. Ich gehe jetzt darauf ein.
Die Anzahl der schweinehaltenden Betriebe in 
Deutschland und eben auch in Schleswig-Holstein 
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wird leider immer kleiner. Diese Misere hat mehre-
re Gründe. Es ist genannt worden: ASP, Corona, 
aber eben auch die Politik der vergangenen GroKo-
Jahre im Bund. Da sind nämlich regelmäßig natio-
nale Standards im Vergleich zum EU-Binnenmarkt 
immer weiter angehoben worden. Es ist gut, dass 
das unter Jamaika und unter der jetzigen Regierung 
hier nicht mehr so gemacht wird, auf Ampelebe-
ne hoffentlich auch nicht mehr, denn wir müssen 
sehen, dass unsere Landwirte in einem EU-Binnen-
markt mit Landwirten aus unseren Nachbarländern 
konkurrieren. Dafür brauchen sie eben vergleichba-
re und faire Wettbewerbsbedingungen. Das ist ein 
Thema, das wir unbedingt anpacken müssen.

(Beifall FDP, SSW, vereinzelt CDU, Bei-
fall Dirk Kock-Rohwer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Thomas Losse-Müller 
[SPD])

Gleichzeitig geht es um die Wertschätzung der Ver-
braucherinnen und Verbraucher für die hochwerti-
gen Lebensmittel, die hier in Deutschland produ-
ziert werden. Dazu dient unter anderem die Bil-
dungsoffensive der Landesregierung. Herr Schwarz, 
Sie reden nachher noch einmal darüber, aber ich 
würde jetzt schon einmal kurz dazu sagen – dann 
spare ich mir das Zu-Protokoll-Geben nachher –, 
dass wir diese Initiative absolut unterstützen und 
begrüßenswert finden und ihr sehr viel Erfolg wün-
schen.

(Beifall SSW, vereinzelt CDU, Beifall Dirk 
Kock-Rohwer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Christopher Vogt [FDP])

Für die eben erwähnte Steigerung der Wertschät-
zung ist das staatliche Tierhaltungskennzeichen ein 
gutes Projekt. Es ist gut, dass die Ampel das jetzt 
in Berlin umgesetzt hat, weil man die hohe Qualität 
der Produkte aus der landwirtschaftlichen Produkti-
on in Deutschland erkennen kann; das wird transpa-
rent gemacht. Aber es ist nur ein Baustein.

Wir brauchen darüber hinaus verlässliche Rahmen-
bedingungen für unsere Nutztierhalter. Da müssen 
wir auf allen Ebenen Bürokratie abbauen, statt im-
mer neue Auflagen zu schaffen. Es ist zum Beispiel 
gut, dass das Baurecht jetzt angepasst wurde, damit 
Tierhalter ihren Bestand nicht verringern müssen, 
wenn sie höhere Tierhaltungsstufen erreichen wol-
len. Das war eine Diskussion, die in Berlin sehr 
lange gedauert hat. Ich bin froh, dass sich die FDP 
da unterm Strich durchsetzen konnte. Wir haben 
gerade den Kollegen von den Grünen gehört, der 
am liebsten hätte, die Ställe würden immer kleiner 

– nicht die Ställe, also die Anzahl der Tiere würde 
immer kleiner.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ein riesiger Unterschied!)

– Der Kollege Habeck hat hier einmal gesagt: Man 
kann auch zehn Schweine schlecht halten. Es ist 
immer eine Frage des Haltungsmanagements.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt CDU – 
Zurufe Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Christopher Vogt [FDP])

Dann das Thema Imissionsschutzrecht, das Sie 
auch im Antrag ansprechen. Da ist in der Tat noch 
etwas zu tun. Da sind auch die Länder gefordert. 
Da bedarf es dringend einer Priorisierung des Tier-
wohls, damit Ställe tatsächlich gebaut und umge-
baut werden können. Wichtig ist, dass die Betrie-
be, wenn sie ihren Stall umbauen, den auch über 
die gesamte Abschreibungsdauer hinweg abschrei-
ben können, damit sie fest kalkulieren können. Es 
nützt ja nichts, wenn man investiert und drei Jahre 
später schon wieder eine neue Regierung kommt 
und noch schärfere Auflagen macht. Das kann es 
auch nicht sein. Wir brauchen da Planungssicher-
heit und Verlässlichkeit, gerade beim gesetzgeberi-
schen Rahmen.

Zusammengefasst, meine Damen und Herren: Eine 
langfristig wirtschaftliche Perspektive für unsere 
Schweinehalter kann nur mit marktwirtschaftlichen 
Lösungen sichergestellt werden. Am Ende muss 
jede Weiterentwicklung der Tierhaltung in Deutsch-
land auch von den Konsumenten mitgetragen wer-
den. Das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz ist auf 
den Weg gebracht. Wir sollten uns nun gemeinsam 
dafür einsetzen, dass bereits erreichte Erfolge, zum 
Beispiel mit der Initiative Tierwohl, nicht unter den 
Tisch fallen, sondern dass die weiter bestehen und 
genutzt werden. Wir sollten zusehen, dass wir so ei-
ne Kennzeichnung europaweit hinbekommen. Das 
wäre im Sinne des europäischen Binnenmarkts.

Statt eines unkoordinierten Versuchs, jetzt Proble-
me mit Geld zuzuschütten, brauchen wir schleu-
nigst ein solides Finanzierungsmodell zur Förde-
rung von Tierwohlställen und entsprechende Pla-
nungssicherheit für zukunftsorientierte Investitio-
nen. Da, Herr Kock-Rohwer, ist jetzt Ihr Partei-
freund auf Bundesebene, Cem Özdemir, gefragt, 
dass er endlich einmal ein Finanzierungsmodell 
vorlegt.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer ist denn für Finanzen zuständig? 
– Weitere Zurufe)
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– Nein, das wird auf Bundesebene auch ziemlich 
hart diskutiert, aber da erwarten alle Vorschläge 
von Cem Özdemir. Es bringt nichts, nur groß zu 
fordern, sondern man muss auch einmal liefern. Wir 
sollten überlegen, ob wir einen Bestandsschutz für 
Vorschriften erwägen, die die landwirtschaftliche 
Umstrukturierung betreffen. – Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit; wie gesagt, wir stimmen zu.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die SSW-Fraktion hat nun der Abgeordnete 
Christian Dirschauer das Wort.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Meine Damen und Herren! Ich muss Sie vorab erst 
einmal enttäuschen. Diejenigen, die länger dabei 
sind, können sich erinnern: In der letzten Legisla-
turperiode hat mein Vorgänger Flemming Meyer 
hier bei einer Debatte zur Schweinehaltung gesun-
gen. Das tue ich nicht, weil das saugefährlich wäre, 
und zwar für unser Trommelfell.

(Heiterkeit Lars Harms [SSW] – Zurufe)
Aber ich kann vorab sagen: Zustimmung zum heute 
vorliegenden Antrag auch vom SSW.

(Beifall SSW, vereinzelt CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn die Krise, in der unsere Schweinehalter ste-
cken, ist nicht neu, aber sie hat gerade in den letz-
ten Jahren ganz immens an Fahrt aufgenommen. 
Seit vielen Jahren sehen wir das Sterben der Betrie-
be.
Laut Statistikamt Nord ist die Zahl der schweine-
haltenden Betriebe nur bei uns in Schleswig-Hol-
stein in den letzten 20 Jahren von 2.540 auf 520 Be-
triebe gesunken. Das ist ein Rückgang von 80 Pro-
zent. Der Bestand der Schweine ist in dem Zeit-
raum um rund 40 Prozent zurückgegangen. Das 
sind dramatische Zahlen. Wer heute in der Bran-
che arbeitet, fragt sich, wie es morgen weitergehen 
soll. Hier schlägt wieder das alte Motto zu: Wer 
nicht wachsen will, der muss weichen! Das ist ein 
Irrweg, liebe Kolleginnen und Kollegen, der die 
Landwirtschaft viel zu lange diktiert hat.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Beifall Lars Harms [SSW])

Die Krisen der letzten Jahre haben die Situati-
on weiter verschlechtert. Durch die Afrikanische 
Schweinepest ist die Nachfrage nach Schweine-
fleisch eingebrochen, große Absatzmärkte wie bei-

spielsweise China sind ebenfalls weggebrochen. 
Durch den Corona-Lockdown in den Schlacht-
zentralen während der Pandemie hat sich sogar 
ein ganz neuer Begriff gebildet, der sogenannte 
Schweinestau. Die Energiekrise und der Krieg in 
der Ukraine haben wie auch in allen anderen Le-
bensmittelbereichen die Produktionskosten zudem 
explodieren lassen.
Das ist die Situation, der sich die schweinehalten-
den Betriebe betriebswirtschaftlich ausgesetzt se-
hen. Dazu kommt, dass die Nachfrage nach Fleisch 
im Allgemeinen in den letzten Jahren stetig zurück-
gegangen ist. Insbesondere beim Schweinefleisch 
ist der Rückgang am stärksten zu verzeichnen. Hier 
ist der Verzehr allein in den letzten zehn Jahren um 
rund 25 Prozent zurückgegangen.
Die Gründe für den Rückgang sind also sehr unter-
schiedlich. Die Inflation und die gestiegenen Prei-
se wirken sich entsprechend auf das Kaufverhalten 
aus. Wir verzeichnen auch eine Zunahme des Ver-
zehrs pflanzlicher Produkte.
Für die schweinehaltenden Betriebe und ihre Fami-
lien ist diese Entwicklung verheerend. Es geht um 
finanzielle Belastungen, Verlustängste und eine un-
gewisse Zukunft. Das sind keine Voraussetzungen, 
unter denen man einen Betrieb gern weiterführen 
möchte oder kann – schon gar nicht neu starten 
möchte.
Zudem hat die Landwirtschaft mit einem Imagepro-
blem zu kämpfen. Seit Jahren wächst der gesell-
schaftliche Druck, mehr für Tierwohl sowie Um-
welt- und Klimaschutz zu tun. Diesen Forderungen 
versucht die Landwirtschaft seit Jahren nachzukom-
men. Aber dieser Transformationsprozess lässt sich 
nicht von heute auf morgen umsetzen. Ähnlich 
wie bei der Mobilitäts- oder Energiewende ist es 
ein Prozess, der langwierig und teuer ist. Aber die-
se Zeit und vor allem die nötigen Mittel können 
die Betriebe nicht ohne Weiteres überbrücken oder 
selbst zur Verfügung stellen. Die Umstellung zu 
mehr Tierwohl, vor allem also der Um- oder Neu-
bau der Ställe, kostet einfach Geld. Mehr Platz 
heißt weniger Tiere, das wiederum bedeutet weni-
ger Einnahmen.
Wenn wir also Tierwohl stärker in der Produktion 
verankern wollen, dann müssen wir den Landwirten 
entsprechende Hilfen anbieten. Die bisher in den 
Raum gestellte Milliarde für mehr Tierwohl bei der 
Schweineproduktion darf kein einmaliger Scheck 
sein. Der Bedarf geht weit darüber hinaus.
Wenn wir wollen, dass Tierwohl in unserer Land-
wirtschaft fest verankert ist, dann müssen wir den 
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Landwirten ein entsprechendes Angebot machen. 
Die Erhöhung der Standards für Umwelt- und Kli-
maschutz oder Tierwohl wirken sich entsprechend 
auf die Produktion aus. Wollen wir Qualität vor 
Quantität, dann müssen wir uns das etwas kosten 
lassen.

Unsere Landwirte befinden sich gleichzeitig in ei-
ner wirtschaftlichen Konkurrenz mit anderen euro-
päischen Produzenten. Das heißt, auch hierfür müs-
sen wir Lösungen finden und Unterstützung anbie-
ten.

(Beifall Heiner Rickers [CDU])

– Danke. – Die Zusammenarbeit von Landwirt-
schaft, Fleischwirtschaft, Lebensmittelhandel und 
Gastronomie ist ein Weg, der gemeinsam einge-
schlagen wurde, um eine schrittweise Verbesserung 
in Richtung Tierwohl zu ermöglichen. Die Land-
wirte über einen Fonds für mehr Tierwohl zu ent-
lohnen, sichert ihre Wettbewerbsfähigkeit. Auch 
wenn die Initiative Tierwohl bei Tierschutzorgani-
sationen durchaus nicht unumstritten ist, so geht sie 
nach unserer Auffassung doch in die richtige Rich-
tung. Sicherlich kann und muss mehr für Tierwohl 
getan werden, aber sie ist ein Anfang. Wie gesagt: 
heute Zustimmung vom SSW. – Herzlichen Dank.

(Beifall SSW, CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Landesregierung erteile ich nun dem Minis-
ter für Landwirtschaft, ländliche Räume und Ver-
braucherschutz, Werner Schwarz, das Wort.

Werner Schwarz, Minister für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Die Erkenntnis, dass die 
Schweinehaltung in Schleswig-Holstein deutlich 
auf dem Rückzug ist, ist nicht neu und wird re-
gelmäßig durch die Statistik bestätigt. Das ist ein 
ernsthafter Hintergrund. Es geht um Existenzen.

Auch wenn die Umfragen nicht repräsentativ sind, 
so zeigen Abfragen unter den Schweinehaltern, der 
Interessengemeinschaft der Schweinhalter Deutsch-
lands e.V., aber auch unter den Sauenhaltern, die 
mein Haus selbst durchgeführt hat, deutlich, dass 
die Schweinehalter in Deutschland trotz der aktuell 
sehr viel besseren wirtschaftlichen Lage ein düste-
res Bild für ihre Zukunft zeichnen. Daher ist es 
umso wichtiger, dass sich Politik aktiv mit den Zu-

kunftsperspektiven der Schweinehaltung auseinan-
dersetzt. Vor allem bedarf es einer Verlässlichkeit.

In diesem Sinne habe ich mich auch auf der 
AMK in Kiel vor drei Wochen mit meinen Län-
derkolleginnen und Länderkollegen gegenüber dem 
Bund eingesetzt und erneut ein tragfähiges Kon-
zept zum Umbau der Tierhaltung im Sinne der Bor-
chert-Kommission gefordert. Dazu gehört auch eine 
angemessene, verlässliche und gesicherte Finanzie-
rung der Transformation der Tierhaltung.

Meine Damen und Herren, eben wurde zwischen 
den beiden Ressorts, BMEL und Bundesfinanz-
ministerium, hin- und hergespielt. Das ist immer 
noch eine Bundesregierung.

Das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz ist nunmehr 
für frisches Schweinefleisch und damit die Schwei-
nemast in Kraft getreten. Der Bund hat auf der 
AMK deutlich gemacht, dass er gewillt ist, nun 
zügig die nächsten Schritte einzuleiten, um die 
Schweinhaltung in Gänze, weitere Tierarten, auch 
verarbeitete Lebensmittel sowie Außer-Haus-Ver-
pflegung mit in das Tierhaltungskennzeichnungsge-
setz aufzunehmen. Von einer Aufnahme der Impor-
te ist keine Rede.

Wir müssen leider zur Kenntnis nehmen, dass der 
Lebensmitteleinzelhandel in seinen Überlegungen 
hinsichtlich der Umstellung auf höhere Haltungs-
stufen bereits viel weiter ist.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, auf-
grund von Beschlüssen im Rahmen der AMK 
und der UMK – lieber Kollege Goldschmidt – 
sowie dem Beschluss des Bundestages zum Tier-
haltungskennzeichnungsgesetz liegen nun auch die 
erforderlichen Grundlagen für die notwendige Kon-
kretisierung der Haltungsformen und der immissi-
onsschutzrechtlichen Zulassung der entsprechenden 
Anlagen vor. Zur AMK in Kiel hat die Ad-hoc-
Expertengruppe Immissionsschutz und Tierwohl 
einen Vorschlag für Vollzugshinweise zur Techni-
schen Anleitung Luft – TA Luft –, insbesondere 
für Tierwohlställe, erarbeitet und einen Zwischen-
bericht vorgelegt. Nun wird mit Nachdruck an ei-
nem fachlichen Vorschlag für die Ausgestaltung der 
Vollzugshilfe gearbeitet. Nach der Überarbeitung 
der Vollzugshinweise zur TA Luft und einer zu 
erfolgenden Abstimmung innerhalb der Bund/Län-
der-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz soll 
der Bericht den Fachministerkonferenzen zur weite-
ren Beratung zugeleitet werden. Dies wird zusätz-
lich ein Stückchen Sicherheit für den Umbau der 
Schweinehaltung geben.
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Aber, meine Damen und Herren, trotz dieser Klar-
stellungen sagt mir unser Sohn: Vater, ich warte 
bis Ultimo mit jeglichen Umbaumaßnahmen, und 
dann entscheide ich: – Umbauen oder Aufhören! – 
Diesen Ausspruch höre sehr oft aus der praktischen 
Tierhaltung.
In Schleswig-Holstein begleiten wir diese Entwick-
lung mit einer Taskforce, dem Arbeitskreis Um-
bau der Schweinehaltung. Mein Haus arbeitet in 
Zusammenarbeit mit dem Innen- und dem Umwelt-
ministerium sowie der Landwirtschaftskammer und 
den landwirtschaftlichen Verbänden daran, weitere 
Hindernisse zu lokalisieren und nach Lösungswe-
gen suchen. Diese Gruppe trifft sich bereits regel-
mäßig, arbeitet intensiv, hat zuletzt am vergangenen 
Freitag getagt und sich dabei unter anderem mit den 
Ergebnissen der AMK in Kiel auseinandergesetzt.
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, Sie 
sehen: Die wesentlichen Punkte haben wir im 
Blick. Mir ist die schwierige Lage, in der sich die 
schweinehaltenden Betriebe befinden, durchaus be-
wusst, und sie wird mir nahezu täglich angetragen. 
Als Landwirtschaftsminister werde ich mich daher 
weiter dafür einsetzen, dass wir weitere Schritte für 
den Umbau der Nutztierhaltung hin zu einer gesell-
schaftlich akzeptierten Tierhaltung gehen und dass 
die Belange der Tierhalter dabei Berücksichtigung 
finden. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Werte Kolleginnen und Kollegen, es ist beantragt 
worden, den Antrag Drucksache 20/1175 dem Um-
welt- und Agrarausschuss zu überweisen. Wer dem 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen von SPD, SSW 
und FDP. Die Gegenprobe! – Das sind die Fraktio-
nen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU. 
Damit ist die Ausschussüberweisung mehrheitlich 
abgelehnt.
Ich komme nun zur Abstimmung in dieser Sache. 
Wer dem Antrag Drucksache 20/1175 zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Die 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist der An-
trag mit den Stimmen der Fraktionen von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, SSW, FDP und CDU gegen 
die Stimmen der SPD-Fraktion angenommen.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Grenzüberschreitenden Schienenpersonennah-
verkehr auch in Zukunft sicherstellen

Antrag der Fraktion des SSW
Drucksache 20/1411

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/1519

Grenzüberschreitenden Schienenpersonennah-
verkehr zukunftsfähig aufstellen

Alternativantrag der Fraktionen von SSW, CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1517

– Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Dann eröffne ich die Aussprache und erteile für die 
Fraktion des SSW der Abgeordneten Sybilla Nitsch 
das Wort.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Geehrte Präsidentin! Liebe Kollegen! Liebe Kol-
leginnen! Dänemark hat einen sogenannten Infra-
strukturplan 2035 beschlossen. Was hat das mit 
Schleswig-Holstein zu tun? – Eine ganze Menge. 
Deshalb ist es wichtig, dass wir heute in unserem 
Parlament darüber sprechen.
Künftig sollen die dieselbetriebenen Züge auf dem 
Jyllandskorridor durch elektrische Triebzüge ersetzt 
werden, aber auch in ganz Deutschland und Däne-
mark. Den Grund dafür muss ich Ihnen nicht wei-
ter erläutern. Allerdings ist die Herausforderung, 
dass es zwischen dem deutschen und dem däni-
schen Bahnnetz Unterschiede hinsichtlich Spannun-
gen und Stromfrequenzen gibt. Das hat zur Folge, 
dass die DSB in Zukunft die entsprechenden Stre-
cken ohne IC-Züge bedienen müsste. Das bedauern 
wir sehr. Wir bedauern auch sehr, dass Dänemark 
einen Alleingang im Einkauf gemacht hat.

(Beifall SSW, CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Der Halt in Flensburg fiele weg. Das Oberzentrum 
des nördlichen Landesteils wäre somit nicht mehr 
angebunden. Zehn tägliche Verbindungen nach År-
hus gehörten der Vergangenheit an. Für den Norden 
Schleswig-Holsteins bedeutete dies eine deutliche 
Schlechterstellung. Auch die Fehmarnbelt-Region 
wäre mit Blick auf die Bestellung von Regional-
zügen schlechtergestellt, und das käme dem grenz-
überschreitenden Schienenverkehr nicht zugute.
Für uns als SSW ist völlig klar, dass es ein Interesse 
des Landes sein muss, den Status quo mindestens 
im Jyllandskorridor zu erhalten und im besten Fall 
natürlich eine Verbesserung anzustreben. Es freut 
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mich zu hören, dass der Verkehrsminister diesbe-
züglich bereits im Austausch mit dem dänischen 
Verkehrsministerium ist und dass wir neue Regio-
nalzüge bestellt haben. Der Fairness halber muss 
man darauf hinweisen, dass die Absprache bereits 
in der letzten Wahlperiode getroffen wurde.

Damit haben die Menschen in der Grenzregion je-
doch noch nicht viel gewonnen. Denn passt das 
Tauwerk nicht zum Schiff, zerschellt es am nächs-
ten Riff. Die derzeitigen Pläne sehen Tinglev als 
Umsteigebahnhof für Reisen von und nach Schles-
wig-Holstein vor. Im Vergleich zu derzeit bestehen-
den Verbindungen von Flensburg bedeutet dies ei-
nen zusätzlichen Umstieg und eine längere Gesamt-
reisezeit.

In diesem Zusammenhang hat Minister Madsen 
letzte Woche passend formuliert: Wir erleben der-
zeit einen großen Wunsch nach einer Mobilitäts-
wende. – Ja, auch Menschen im Großraum Flens-
burg haben den Wunsch nach einer Mobilitätswen-
de. Gerade mit Blick auf das 49-Euro-Ticket zeigt 
sich, dass dieses gut angenommen wird und es für 
viele Menschen zu einem festen Bestandteil im All-
tag geworden ist.

Abgesehen vom Alltag gibt es in Bezug auf die 
Mobilität einen weiteren wichtigen Faktor zu be-
rücksichtigen, nämlich die Ferien- und Urlaubszei-
ten. Wir sind zweifelsohne ein bedeutsamer Ur-
laubsstandort. Gleiches gilt für Dänemark. Der 
Tourismusverband in Schleswig-Holstein stellt fest, 
dass der Bahnanteil bei Urlaubsreisen nach Schles-
wig-Holstein und damit auch oft weiter nach Däne-
mark im Bundesvergleich extrem gering ist. Der 
Verband weist aber darauf hin, dass die Bahnnach-
frage wüchse, wenn ein entsprechendes Angebot da 
wäre. Da haben wir als Politik eine Verantwortung, 
weil das Potenzial für den nördlichen Landesteil 
vorhanden ist.

Tatsächlich bedeutet das auch, dass wir als Land ein 
Drehkreuz bei uns im nördlichen Landesteil brau-
chen. Da liegt das Oberzentrum Flensburg natürlich 
sehr nahe. Zudem braucht es eine Verlängerung der 
Verbindung aus Schleswig-Holstein bis nach Frede-
ricia – im besten Fall, wenn man von der jetzigen 
Lösung ausgeht. Denn dort besteht seit Jahrhunder-
ten das wichtige Drehkreuz für den Bahnverkehr. 
Dort gibt es eine gute Anbindung an weitere Ziele 
in Dänemark und Skandinavien.

(Beifall SSW und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Nur wenn beide Regionen mitgedacht werden, also 
Sydslesvig und Sønderjylland, macht sich der Nut-
zen bemerkbar.
Apropos Regionen, wir bekommen in Schleswig-
Holstein eine weitere Grenzregion mit Dänemark. 
Es ist sinnvoll, schon heute die Bedarfe für die 
Fehmarnbeltregion mitzudenken. Schließlich kön-
nen wir es uns nicht leisten, in wenigen Jahren 
die gleichen Fragestellungen wieder hin und her zu 
wenden. 2029 soll der Fehmarnbelttunnel für den 
Verkehr freigegeben werden. Daher ist es wichtig, 
auch hier dafür zu sorgen, dass wir für die Regio-
nalverbindung gegebenenfalls gemeinsam Verkehre 
bestellen.

(Beifall SSW, CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Das Gleiche gilt für den Jyllandskorridor, wenn 
man herausfindet, dass Verbindungen nach Frederi-
cia gegebenenfalls nicht möglich sind. Es muss eine 
der Hauptaufgaben für die Infrastrukturplanung in 
den Grenzregionen zusammen mit Dänemark sein, 
dass man ernsthaft überlegt, in Zukunft gemeinsam 
zu planen, gemeinsam Verkehre zu bestellen.
Deshalb bitte ich um Zustimmung zu unserem An-
trag, damit wir so ein politisches Desaster nicht 
noch einmal erleben.

(Beifall SSW, FDP und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die CDU-Fraktion erteile ich nun dem Abge-
ordneten Lukas Kilian das Wort.

(Zurufe)

Lukas Kilian [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Wir reden in dieser Plenardebatte über 
grenzüberschreitenden Bahnverkehr, morgen geht 
es um die Landesgrenze zu Hamburg und die 
Anbindung von Geesthacht nach Bergedorf, heute 
sprechen wir über die Anbindung nach Tinglev in 
Dänemark. Bislang konnte man im Grenzverkehr 
viele wichtige Ziele ohne Umstiege erreichen, im 
Flensburger Bahnhof starten oder enden, und die 
Züge fuhren nach Dänemark. Die Dänische Staats-
bahn fuhr grenzüberschreitend in den Norden. Ich 
danke der Kollegin, die das eben deutlich darge-
stellt hat.
Es lag Spannung in der Luft: Leider hat die Däni-
sche Staatsbahn für diese Verbindung neue Züge 
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bestellt, die technisch nicht mehr in der Lage sind, 
in Deutschland zu fahren.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Unglaublich!)
Unser Verkehrsminister, Claus Madsen, fand dazu 
klare Worte. Im NDR sagte er: „Das ist ein Riesen-
rückschritt.“ – Ich stimme ihm voll zu.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW)

Für uns ist klar: Grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit braucht auch gute grenzüberschreitende Ver-
bindungen. Nationale Endstationen passen nicht zu 
Europa.
Apropos Europa, wenn ich mir anschaue, was in 
Europa alles geregelt ist, dann frage ich mich, wie 
es sein kann, dass kein einheitliches Stromsystem 
im Bahnverkehr geregelt ist. Das ist etwas, was 
man im Nachgang einer solchen Debatte vielleicht 
einmal angehen sollte.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Aber ich bin froh, dass wir nun die Entscheidung 
der dänischen Regierung zur Mitfinanzierung der 
mehrsystemfähigen Züge der Linie RE 7 haben. 
In diesem Zusammenhang danke ich unserem Ver-
kehrsminister, aber auch Johannes Callsen, der in-
tensiv mit Dänemark konferiert hat, dass wir zu 
dieser einheitlichen Lösung gekommen sind.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Wir wollen aber mehr. Daher bitten wir die Lan-
desregierung, die Möglichkeiten einer Verlängerung 
der deutschen Züge über Tinglev hinaus in Rich-
tung Fredericia in Zusammenarbeit mit Dänemark 
zu untersuchen und anzustreben.
Doch auch unsere Regierung muss handeln. Wir 
haben auch andere Themen, die wir als Koalitions-
fraktionen in diesem Antrag gemeinsam mit dem 
SSW ansprechen, zum Beispiel die Generalsanie-
rung der Strecke Hamburg-Padborg. Dafür müssen 
wir uns beim Bund einsetzen. Auch hier geht es 
darum, dass eine sehr wichtige Verkehrsverbindung 
bei der Deutschen Bahn nicht in einer Liste von 
Streckenabschnitten vorgesehen ist, die generalsa-
niert werden sollen.

(Beifall SSW und Nelly Waldeck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zuruf Beate Rau-
dies [SPD])

– Frau Kollegin, es ist schön, dass Sie Regionalpo-
litik betrachten. Ich hoffe, dass wir im Schleswig-

Holsteinischen Landtag alle gemeinsam Lobbyar-
beit für ganz Schleswig-Holstein betreiben, weil 
auch diese Verbindung für unser Land sehr wichtig 
ist.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW – Zuruf Beate Raudies [SPD])

Neben der Anbindung nach Tinglev werden wir 
auch durch den Fehmarnbelttunnel eine weitere 
Bahnverbindung nach Dänemark bekommen. Hier 
gilt es – auch das hat die Kollegin eben angespro-
chen –, frühzeitig gemeinsam nach Lösungen zu 
suchen, damit wir nicht vor dem gleichen Problem 
stehen.
Ich freue mich daher, dass unsere Länder da schon 
sehr intensiv zusammenarbeiten und dass auch 
der Verkehrsminister in intensiven Abstimmungs-
gesprächen mit der dänischen Seite ist. Ich freue 
mich darüber, dass unsere Länder zusammenwach-
sen und danke der Landesregierung und allen Mit-
arbeiter_innen im Wirtschaftsministerium und im 
Verkehrsministerium, aber nicht nur auf unserer 
Seite, sondern auch auf dänischer Seite für das kon-
struktive Arbeiten, auf dass man das Thema beim 
Fehmarnbelttunnel besser hinbekommt. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
nun die Abgeordnete Nelly Waldeck das Wort.

Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg_innen! 
Im echten Norden Politik zu machen, hat einige Be-
sonderheiten. Wir haben das Meer vor dem Land-
tag, wir diskutieren über Fischbrötchen, Krabben 
und Schweinswale im Plenum, und ein relevanter 
Teil der Landesfläche ist Grenzregion Dänemarks. 
Diese Grenzregionen so gut miteinander zu vernet-
zen, wie es möglich ist, und dafür zu sorgen, dass 
es sich möglichst nicht nach einer Grenze anfühlt, 
ist unsere politische Aufgabe hier, und ein gutes 
Verkehrssystem, das die Länder miteinander ver-
bindet, ist dafür eigentlich das naheliegendste Mit-
tel.
Doch gerade im öffentlichen Verkehr ist dieses 
so naheliegende Mittel immer wieder eine Heraus-
forderung. Das liegt daran, dass Bahnverbindun-
gen zwischen Ländern abgestimmt werden müssen, 
dass Tickets manchmal nur für eine Region gelten, 
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dass Halte von Fernverkehrsbetreibern an der Gren-
ze nicht eingeplant werden. Einen Erfolg möchte 
ich an der Stelle aber nicht unerwähnt lassen: Das 
Deutschlandticket ist mit Gültigkeit in der Grenz-
region geplant worden. Da ist es einmal gelungen, 
und ich kenne viele Personen, die von dieser Gül-
tigkeit wirklich profitieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW, 
vereinzelt CDU und Beifall Serpil Midyatli 
[SPD])

Einer der entscheidenden Aspekte für grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit ist aber, dass beide 
Seiten an einem Strang ziehen, und diesen Willen 
kann man Dänemarks Regierung in diesem Fall nun 
wirklich einmal nicht zusprechen, als entschieden 
wurde, den Nahverkehr so zu bestellen, dass die 
dänischen Nahverkehrszüge künftig nicht mehr in 
Schleswig-Holstein fahren können. Diese Entschei-
dung hinterlässt gravierende Folgen für unseren 
Nahverkehr und für die grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit.

Es ist gut, dass inzwischen ein Kompromiss ge-
funden werden konnte und die schleswig-holsteini-
schen Züge weiter bis Tinglev fahren. Mehr als das 
ist es aber nicht: ein Minimalkompromiss. Tinglev 
ist weder Verkehrsknoten noch Wunschhaltepunkt 
für viele Fahrgäste. Die Neustrukturierung bedeutet 
mehr Umsteigen und längere Fahrzeiten. Wir wol-
len, dass es schnelle und attraktive Verbindungen 
nach Dänemark gibt, und dazu bedarf es einer di-
rekten Verbindung, und zwar an die Orte, an die 
Fahrgäste auch tatsächlich fahren wollen, und die 
liegen weiter oben im Norden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und wir wollen, dass Schleswig-Holstein sich dafür 
einsetzt. Wir brauchen aber auch Dänemark dazu, 
um das gemeinsam zu tun.

Mit dem Bau der Fehmarnbeltquerung erhält 
Schleswig-Holstein nun eine zweite Grenzregion. 
Doch inwieweit grenzüberschreitendes Zusammen-
leben und Arbeiten tatsächlich in dieser Region 
stattfinden wird, hängt im Kern von der Frage ab, 
wie schnell und günstig es ist, zwischen den Län-
dern hin und her zu fahren. Deswegen ist es auch 
wichtig, frühzeitig über Nahverkehrsangebote zwi-
schen den Ländern zu verhandeln, und auch darum 
bitten wir die Landesregierung heute.

Es muss auch klar sein, dass bei den Gesprächen 
noch viele Faktoren offen sind für genau diese Stre-
cke. Dazu zählt zum Beispiel die Frage, ob es exor-
bitant hohe Trassengebühren geben wird, um den 

Tunnel zu refinanzieren. Dann wird es gravierend 
schwieriger, dort eine günstige Nahverkehrsstrecke 
zu etablieren.

Es ist wichtig, dass diese Gespräche bereits stattfin-
den, aber bis sie zum Abschluss kommen, muss ins-
besondere dieser Faktor noch geklärt werden. Bei 
aller Freude über eine potenziell neue Grenzregion 
dürfen wir den Bahnverkehr in der alten Grenzregi-
on nicht vergessen. Bislang sieht es so aus, als 
würde die neue Bahnstrecke nicht zu zusätzlichem 
Fernverkehr führen, sondern bestehender von der 
alten Trasse auf die neue verlagert werden. Grenz-
überschreitender Fernverkehr und Nachtzüge – alle 
Erfolge der Jütlandroute – werden ab 2029 über die 
Fehmarnbeltquerung abgewickelt werden. Die Kon-
sequenz wäre eine deutliche Abnahme der Bahn-
verbindungen über Flensburg nach Dänemark.

Das erste deutliche Zeichen dieser Planung ist, dass 
die Strecke Hamburg–Padborg im Ausbau- und Sa-
nierungsplan des Bundes nicht vorkommt. Insofern 
hängen diese Forderungen sehr eng miteinander zu-
sammen. Und es geht noch weiter: Wenn wir Fern-
verkehrshalte auf dieser Strecke im Grenzbereich 
haben wollen, dann brauchen wir vor allem Fahr-
zeitgewinne und Kapazität auf der Strecke. Diese 
sind genau auf der Strecke von Hamburg nach 
Flensburg sehr deutlich zu erreichen. Deswegen ist 
es wichtig, dass sich das Bundesverkehrsministeri-
um dieser Strecke weiterhin annimmt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Deswegen sollten wir die Vernachlässigung der 
Jütlandroute in der Form als Schleswig-Holstein 
nicht hinnehmen. Ich möchte, dass wir neben 
der Fehmarnbeltquerung zusätzliche Bahnverbin-
dungen schaffen und nicht einfach nur eine Verla-
gerung der bestehenden Verkehre auf die Fehmarn-
beltquerung erreichen. Dieses Signal sollten wir 
hier in den nächsten Jahren zusammen deutlich sen-
den. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW 
und vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Begrüßen Sie gemeinsam mit mir auf der Besu-
chertribüne des Schleswig-Holsteinischen Landtags 
Mitglieder der Frauenunion Rendsburg-Eckernför-
de. – Seien Sie uns herzlich willkommen!

(Beifall)
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In den Startlöchern steht nun für die SPD-Fraktion 
der Kollege Niclas Dürbrook, dem ich hiermit das 
Wort erteile.

Niclas Dürbrook [SPD]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Gute drei Stunden dauert es momentan 
noch von Flensburg nach Kopenhagen. Das ist ei-
ne ziemlich attraktive Verbindung Richtung Däne-
mark, die von vielen gern genutzt wird. Künftig 
wird es absehbar sehr viel länger dauern. Grund 
dafür ist, dass Dänemark künftig auf die Züge ver-
zichtet, die beiderseits der Grenze unterwegs sein 
können. Ich finde die neue Formulierung, die im 
gemeinsamen Antrag der Koalition und des SSW 
steht, sehr viel treffender als die Formulierung, die 
es davor gab. Jetzt leitet dieser Antrag ja mit dem 
Wort „bedauert“ ein. Vorher stand da „begrüßt“. 
Ehrlich gesagt, trifft das den Kern der Situation hier 
ein bisschen genauer. Ich weiß, dass es auch den 
Änderungsantrag der FDP gab, der an der Stelle 
überraschenderweise wortgleich ist.

Ich glaube, man muss die dänische Entscheidung 
nicht verstehen. Es zeigt sich an der Stelle aber lei-
der sehr eindrücklich, welcher von beiden Partnern 
an diesen Verbindungen, über die wir heute reden, 
letztlich das größere Interesse hat.

Nachdem es im Sommer kurzzeitig ganz düster 
für die grenzüberschreitende Verbindung aussah, 
ist Dänemark nun zumindest zur Kofinanzierung 
der neuen schleswig-holsteinischen Züge bereit, die 
künftig als verlängerter RE 7 nach Dänemark fah-
ren. Das wird in dem neuen Antrag, der uns vor-
liegt, zu Recht begrüßt, wie wir finden. Das ist 
natürlich besser als nichts, aber es hat nach wie 
vor einen großen Haken: Künftig enden die Züge 
in der Metropole Tinglev. Von dort aus geht es nur 
noch über einen zeitraubenden Umstieg weiter, und 
die attraktive Verbindung Richtung Kopenhagen ist 
dann auf einen Schlag sehr viel weniger attraktiv.

Tatsächlich könnte es eine Lösung sein, den schles-
wig-holsteinischen RE 7 nicht nur nach Tinglev, 
sondern weiter nach Fredericia fahren zu lassen. 
Darüber mit Dänemark zu sprechen, finden wir 
richtig, und den Teil des Antrags unterstützen wir 
ausdrücklich.

Soviel zur ersten der beiden Grenzregionen, über 
die wir heute reden. Im zweiten Teil des Antrags 
geht es um die künftige Verbindung über den Feh-
marnbelt. Das ist sozusagen eine Grenzregion im 
Entstehen, wenn man sich die Situation vor Ort 
anguckt. Ich muss sagen, den Teil des Antrags finde 

ich persönlich weniger gelungen. Ich weiche jetzt 
ein bisschen vom Manuskript ab, weil sich das noch 
auf den alten Antrag bezog. Im neuen Antrag steht:

„Darüber hinaus begrüßt der Landtag die Ak-
tivitäten der Landesregierung, um die Fertig-
stellung der Fehmarnbelt-Querung im Jahr 
2029 sicherzustellen.“

Ich bin über diesen Satz wirklich gestolpert, weil 
mir diese Aktivitäten – mit Verlaub – nicht bekannt 
sind. Ich kenne keine Aktivitäten dieser Landesre-
gierung, die die pünktliche Fertigstellung bis 2029 
garantieren. Im Gegenteil: Das Einzige, was ich 
vom Verkehrsminister, den ich gerade nicht sehe, 
zur Planungsverzögerung der Bahn, was diese Stre-
cke angeht, wahrgenommen habe, ist ein donnern-
des Schweigen. Hier im Landtag zu beschließen, 
dass man dieses donnernde Schweigen begrüßt, fin-
de ich – offen gestanden – ein bisschen sehr hoch 
gegriffen.

(Beifall SPD und FDP)
Ich glaube, alle, die sich mit der Situation einmal 
näher beschäftigt haben, wissen: 2029 liegt nur 
noch knapp fünf Jahre in der Zukunft, und bei dem 
Planungsfortschritt sowohl am Sundtunnel, aber 
auch beispielsweise beim Streckenabschnitt bei Bad 
Schwartau, der sich heute noch nicht einmal im 
Planungsverfahren befindet, ist man noch weit weg 
von einer realistischen Fertigstellung bis 2029. Die 
Folge wäre ein Tunnel unter dem Belt, der in einer 
unfertigen Anbindung endet.
Nicht umsonst plant die Deutsche Bahn gerade 
deswegen momentan die irrwitzige Kurzzeitelektri-
fizierung der alten Fehmarnsundbrücke, die abseh-
bar für künftigen Verkehr überhaupt nicht geeignet 
ist. Man will eine Brücke elektrifizieren, von der 
man schon jetzt weiß, dass diese Brücke, die man 
jetzt mit viel Aufwand saniert hat, spätestens dann, 
wenn die Güterzüge darüberfahren, wieder kaputt-
gefahren wird. Das ist irrwitzig, aber man tut es 
ja gerade, weil man sich selbst aufseiten der Bahn 
relativ sicher ist, dass man den Tunnel bis 2029 
nicht rechtzeitig fertigstellen wird.
Der Rechnungsprüfungsausschuss des Bundestages 
hat darum kürzlich, vor zwei Wochen, das Bundes-
verkehrsministerium noch einmal eindringlich auf-
gefordert, mit Dänemark darüber zu verhandeln, 
was eigentlich passieren soll, wenn die deutsche 
Hinterlandanbindung 2029 noch nicht fertig ist. Das 
beträfe ganz entscheidend auch den Schienenperso-
nennahverkehr, über den wir heute reden, wenn die 
Züge nicht schon direkt hinter dem Tunnel auf Feh-
marn enden sollen.
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Die Landesregierung sollte sich genau in die Ge-
spräche einklinken, die das Bundesverkehrsminis-
terium jetzt mit der dänischen Seite führen soll. 
Dazu braucht es heute sicherlich keinen Landtags-
beschluss. Die Herstellung von Klarheit darüber, 
was nach 2029 am Belt passiert, sollte die Hinter-
landanbindung nicht fertiggestellt sein, ist entschei-
dende Voraussetzung für die Weiterentwicklung des 
Schienenverkehrs, über den wir heute reden. Des-
wegen werden wir uns zu dem Antrag des SSW, 
der CDU und der GRÜNEN mit viel Bedauern ent-
halten; der zweite Teil ist aus unserer Sicht nicht 
zustimmungsfähig.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete 
Dr. Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich habe mich geärgert. Ich habe mich drama-
tisch geärgert über die Entscheidung der dänischen 
Staatsbahnen, 100 Züge in dem Wissen zu kaufen, 
dass sie in Deutschland nicht einsetzbar sein wer-
den. Deshalb habe ich einen Änderungsantrag ge-
stellt. Diesen haben die Antragsteller mittlerweile 
übernommen, was sich sehr positiv finde.
Ich weise noch einmal darauf hin, dass es für die 
dänische Seite ganz einfach gewesen wäre, eine 
andere Entscheidung zu treffen. Wir haben zum 
selben Zeitpunkt 40 Züge desselben Typs bestellt. 
Lieferant ist jeweils Alstom; das Unternehmen baut 
auch „Coradia Stream“. 23 der 40 Züge, die wir 
bezahlt haben, sind in beiden Netzen einsetzbar. 
Es wäre also für die dänische Seite ein Leichtes 
gewesen, auch ein paar davon zu kaufen und nicht 
100, die von Tinglev aus zum Sackbahnhof nach 
Sonderborg fahren müssen.
Die Entscheidung der dänischen Staatsbahnen, ein 
Stück weit zugelassen durch die dänische Regie-
rung, hat mich geärgert. Sie ärgert mich nach wie 
vor, weil sie, liebe Kollegin Nitsch, auch Auswir-
kungen auf die Frage haben dürfte, was am Belt tat-
sächlich möglich sein wird. Diese 100 Züge sind ja 
nicht gekauft worden, um nur auf der Jütlandroute 
eingesetzt zu werden, sondern mit diesen 100 Zü-
gen kann im ganzen dänischen Netz gefahren wer-
den. Auf der Strecke der Beltquerung sind sie aber 
nicht einsetzbar.
Da solche Züge nicht eine Lebensdauer von acht 
bis zehn, sondern in der Regel von 30 Jahren ha-

ben, wissen wir schon heute, dass entweder wir 
die entsprechenden Züge zur Verfügung stellen 
müssen und Dänemark mitbestellt oder aber nichts 
an grenzüberschreitendem Verkehr stattfinden wird. 
Das ist extrem bedauerlich. Ich finde, dass die Lan-
desregierung dies in ihren Gesprächen mit der däni-
schen Staatsregierung auch deutlich machen muss, 
weil das ein Stück weit ein Affront ist.

Vielleicht hat die dänische Regierung aber einfach 
nur auf die NAH.SH-Zahlen geschaut. Diese soll-
ten auch uns ein bisschen ernüchtern, Kolleginnen 
und Kollegen. Im Jahr 2022 hat die NAH.SH un-
tersucht, wie viele Menschen dort tatsächlich unter-
wegs sind, und festgestellt, dass im Durchschnitt 
43 Reisende den grenzüberschreitenden Zug ge-
nutzt haben. Bei insgesamt neun Verbindungen wa-
ren es damit pro Tag sage und schreibe 387 Perso-
nen. Der Aufwand, den wir getrieben haben, um 
dafür extra Züge zu kaufen, ist schon gewaltig. Wir 
müssen einmal sehr deutlich sagen, dass wir viel 
Geld für eine Strecke ausgeben, die dann doch mit 
387 Personen am Tag nicht unbedingt zu den am 
stärksten befahrenen gehört. – So viel zu diesem 
Teil.

Kollegin Nitsch, ich werde jetzt meinen Ände-
rungsantrag zurückziehen. Trotz der nicht ganz un-
berechtigten Kritik des Kollegen Dürbrook werden 
wir Ihrem Antrag zustimmen.

(Beifall Lukas Kilian [CDU])

Ich habe nämlich überhaupt nichts dagegen, dass 
mit Dänemark darüber verhandelt wird, wie man 
aus diesem Desaster etwas Besseres machen kann. 
Zunächst gilt es zu schauen, dass wir wenigstens 
bis Fredericia kommen. Nach Kopenhagen kom-
men wir nicht mehr so leicht; aber zu versuchen, 
erst einmal unproblematisch wenigstens bis nach 
Fredericia zu kommen, ist allemal richtig.

Kollege Dürbrook hat natürlich völlig recht, wenn 
er feststellt, dass die Landesregierung in Bezug auf 
die Fertigstellung der Fehmarnbeltquerung über-
haupt nichts sicherstellt. Das tun nämlich die Vor-
habenträger beziehungsweise diejenigen, die schon 
an der Fehmarnbeltquerung bauen – oder eben auch 
nicht. Das stimmt alles.

Auf der anderen Seite sind Gespräche mit Däne-
mark über die Frage notwendig, wie die grenzüber-
schreitenden Verkehre gestaltet werden können. 
Deshalb sage ich: In der Sache ist das Ziel, diese 
Gespräche zu führen, richtig. Deshalb unterstütze 
ich auch den Antrag. Wir sollten hier nur nicht 
so tun, als ob die Landesregierung maßlos daran 
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arbeite, die Hinterlandanbindung der Fehmarnbelt-
querung sicherzustellen.
Kollege Dürbrook, eine klitzekleine Antwort auf 
die Frage, was eigentlich 2029 passiert, sollte die 
deutsche Seite nicht fertig sein, kann man heute 
schon geben. Dafür gibt es ein paar klare Dinge: 
Im Planfeststellungsbeschluss für die Fehmarnbelt-
querung steht: Solange auf deutscher Seite – zwi-
schen Hamburg und Puttgarden – kein genügender 
Lärmschutz existiert, dürfen die Güterzüge in der 
vorgesehenen Form nicht durch den Belt fahren. – 
Auch das ist eines der schwierigen Themen, die wir 
bearbeiten müssen.
Der letzte Punkt, den die CDU-Fraktion in den 
Antrag hineingepfriemelt hat, die Landesregierung 
solle sich beim Bund für eine Generalsanierung 
der Strecke Hamburg–Padborg einsetzen, hat mit 
der sonstigen Antragsformulierung nichts zu tun, ist 
aber nicht falsch. Ein grenzüberschreitendes Thema 
ist das in Wahrheit nicht. Es handelt sich aber um 
eine wichtige Verbindung in unserem Land. Des-
halb bin ich immer dafür, darüber zu reden. Was die 
Erfolgsaussichten angeht, Kollege Kilian, wünsche 
ich Ihnen viel Spaß; denn im Verhältnis zu den 
Strecken, die von der Deutschen Bahn tatsächlich 
für eine Generalsanierung ausgewählt worden sind, 
handelt es sich eben doch um eine gering befahrene 
Strecke. Aber den Versuch sollten wir auf jeden 
Fall wagen. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP und Peer Knöfler [CDU])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Bevor wir fortfahren, möchte ich uns alle auf einen 
einheitlichen Kenntnisstand bringen: Die Kollegen 
des SSW haben mir mitgeteilt, dass sie ihren An-
trag Drucksache 20/1411, zurückziehen. Die FDP-
Fraktion hat mitgeteilt, dass sie ihren Änderungs-
antrag, Drucksache 20/1519, ebenfalls zurückzieht. 
Somit verbleibt der Antrag Drucksache 20/1517. 
Ich gehe davon aus, dass dieser Antrag nun zum 
eigenständigen Antrag erklärt werden soll. – Gut, 
dann erklären wir ihn zum eigenständigen Antrag. 
Es verbleibt also lediglich der Antrag Drucksa-
che 20/1517.
Zu einem Kurzbeitrag erteilte ich nun der Abgeord-
neten Sybilla Nitsch das Wort.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
In der Debatte sind ein, zwei Fragen aufgeworfen, 
die mich dazu bewogen haben, noch einmal nach 
vorn zu gehen und deutlich zu machen, warum wir 
die Wichtigkeit sehen, die entsprechenden Bemü-

hungen auch politisch zu flankieren und das nicht 
nur den Ministerien, die entsprechende Gespräche 
führen sollen, zu überlassen.

Die jetzige Situation im Flensburger Raum ist weiß 
Gott nicht perfekt; das muss man tatsächlich sagen. 
Das erklärt möglicherweise die relativ geringe Aus-
lastung. Man müsste vielleicht darüber sprechen, 
die Bahninfrastruktur im Großraum Flensburg so 
umzubauen, dass er für den Fernverkehr attraktiver 
wird; in den Regionalplänen wird das vorgeschla-
gen. Perspektivisch müssen wir einen Fernbahnhof 
in Flensburg-Weiche bekommen.

(Beifall SSW)

Komme ich von Husum, dann ist es für mich natür-
lich nicht attraktiv, erst nach Flensburg zu fahren 
und von dort eine Verbindung nach Dänemark zu 
wählen. Leider Gottes ist es so, dass viele Men-
schen aus dem nördlichen Landesteil gleich nach 
Padborg oder nach Tinglev fahren und die Direkt-
verbindung wählen. Diese Feststellung gehört zur 
Wahrheit dazu.

Die Lösung, die mit NAH.SH, dem Land und dem 
dänischen Verkehrsministerium gefunden worden 
ist, hat – bei allen Tränen, die wir vergießen – auch 
ein paar Vorteile für den Nahverkehr im nördlichen 
Landesteil, weil er durchaus attraktiver wird, wenn 
man von Rendsburg, Schleswig oder anderen Orten 
aus eine direkte Nahverkehrsverbindung nach Ting-
lev hat und von dort aus weiter nach Sonderborg 
fahren kann. Man muss hier in aller Ehrlichkeit 
erwähnen, dass das ein Vorteil ist.

Bezugnehmend auf die Fehmarnbeltquerung und 
die Ausführungen des Kollegen Dürbrook dazu 
muss ich sagen: Klar, es liegt nicht in der Natur des 
SSW, Begrüßungsanträge zu stellen. Aber natürlich 
begrüßen wir es, dass die Landesregierung das Ziel 
hat, dass die Fehmarnbeltquerung im Jahr 2029 fer-
tiggestellt wird.

Wenn wir davon ausgehen, dass sie – hoffentlich – 
fertiggestellt wird, dann ist es umso wichtiger, jetzt 
schon, ein paar Jahre vorher, dafür zu sorgen, dass 
die dänische und die deutsche Seite die Möglich-
keit haben, diese Verkehre gemeinsam zu bestellen. 
Wenn sie mit ihren Überlegungen erst 2028 oder 
2029 anfangen, dann ist es einfach zu spät. Dann 
droht genauso ein Desaster, wie wir es jüngst auf 
dem Jütlandkorridor erlebt haben.

Es ist so, dass dänische Verkehrsunternehmen be-
reits Interesse angemeldet haben. Es gibt wohl auch 
die Option, Regionalzüge von Schleswig-Holstein 
auf der Route durchzuziehen. Das muss jetzt ge-
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klärt werden, damit es auch dort eine regionale 
Anbindung gibt. Die Fehmeraner sagen: Auch wir 
möchten nach Seeland und weiter nach Kopenha-
gen angebunden sein. – Das ist notwendig, damit 
das Ganze wirklich Sinn ergibt.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Das als Bemerkung von mir.
Herzlichen Dank an dieser Stelle auch für die Zu-
sammenarbeit mit den GRÜNEN und der CDU. – 
Danke.

(Beifall SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Landesregierung erteile ich nun dem Minis-
ter für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa 
und Verbraucherschutz, Werner Schwarz, das Wort.

Werner Schwarz, Minister für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Der Fraktionsvorsitzende 
der SPD hat vorhin so eindrücklich seine Verbin-
dung zur Schweinehaltung dargestellt. Nun möchte 
ich gerne meine Verbindung für die Vertretung zu 
dieser Rede darstellen. Ich bin Europaminister und 
habe ein großes Interesse daran, eine Verbindung 
zwischen Deutschland und Dänemark aufrechtzuer-
halten und weiterzuentwickeln.

(Beifall)
Und ich fahre auch gerne mit der Bahn.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Sehr gut!)

Sehr geehrte Damen und Herren, in der letzten Wo-
che haben wir endlich Klarheit aus Kopenhagen be-
kommen. Die Dänemark-Option für die neuen Züge 
auf der Strecke Hamburg–Flensburg kann gezogen 
werden. Das ist eine gute Nachricht. Das dänische 
Transportministerium hat zugestimmt, dass unsere 
Züge so ausgerüstet werden können, dass sie bis 
nach Tinglev fahren. Aber, da gebe ich dem SSW 
recht, richtige Freude löst die Nachricht nicht aus.
Wir diskutieren nur über dieses Thema, weil Däne-
mark ein anderes Stromsystem hat und damit solch 
einen Schritt erzwingt.

(Zuruf SPD: Das ist doch unglaublich!)

An diesem Fall wird aber auch deutlich, dass 
der Bahnverkehr in Europa noch weiter zusammen-
wachsen muss. Es hilft uns nicht, dass wir in 
zwei benachbarten Staaten unterschiedliche Strom-
systeme verwenden und damit den grenzüberschrei-
tenden Verkehr erschweren. In diesem Fall konnten 
wir immerhin einen Erfolg verbuchen. Obwohl die 
Dänen sich zurückziehen, haben wir es geschafft, 
dass es weiterhin einen grenzüberschreitenden Ver-
kehr gibt.

Die Landesregierung wird nun Gespräche mit dem 
dänischen Verkehrsministerium zu dem Thema auf-
nehmen, ob eine Verlängerung der Züge über Ting-
lev hinaus möglich wäre. Bisher können die rele-
vanten Ziele in Dänemark wie Kolding und Frede-
ricia aus Flensburg umsteigefrei erreicht werden. 
Das wäre in Zukunft nur noch bei wenigen Fern-
verkehrszügen der Fall. Ob alternativ ein Regional-
express fahren kann und sollte, muss gut überlegt 
werden, denn eine Verlängerung bis Fredericia wä-
re eine ziemlich lange Strecke für einen Regional-
verkehr und daher aus betrieblicher Sicht durchaus 
herausfordernd. Ob Fredericia ein kluger Endpunkt 
wäre, müsste ebenfalls geprüft werden.

Eine Alternative für einen attraktiveren Grenzver-
kehr könnte sein, den RE 7 stündlich statt wie bis-
her geplant im Zweistundentakt fahren zu lassen. 
Das wäre noch einmal vor dem Hintergrund der von 
MdL Dr. Buchholz genannten Zahlen zu betrachten. 
So würden stündliche Umsteigemöglichkeiten in 
Tinglev entstehen, nicht nur nach Norden, sondern 
auch in Richtung Sonderburg. All das liegt auf dem 
Tisch und wird für die gemeinsamen Entscheidun-
gen mit Dänemark vorbereitet.

Wir brauchen dabei nicht nur Dänemark an unse-
rer Seite, sondern auch die entsprechenden Finanz-
mittel. Ein attraktiver grenzüberschreitender ÖPNV 
sorgt dafür, dass mehr Menschen vom Auto auf den 
Zug umsteigen. Das entlastet nicht nur den Grenz-
übergang und vermindert die Staugefahr, sondern 
sorgt auch – wie jedes verbesserte ÖPNV-Angebot 
– für mehr Klimaschutz.

Wir denken den grenzüberschreitenden Bahnver-
kehr auch an anderer Stelle neu. Schon in ein paar 
Jahren wird es neben Flensburg–Tinglev und Nie-
büll–Tondern eine weitere Zugverbindung in Rich-
tung Dänemark geben: durch den Fehmarnbelttun-
nel. Dafür müssen wir eine neue Vereinbarung über 
einen grenzüberschreitenden Nahverkehr auf den 
Weg bringen. Die NAH.SH führt in unserem Auf-
trag bereits Gespräche mit der dänischen Seite. Sie 

2970 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 39. Sitzung – Donnerstag, 12. Oktober 2023

(Sybilla Nitsch)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3447&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3447&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3452&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3452&format=WEBVOLLLANG


sehen also: Das Thema wird rechtzeitig bearbeitet. 
Die Landesregierung ist dem SSW-Antrag bereits 
voraus.

(Zurufe SSW: Oh!)
Auch hier müssen Themen wie die Taktfrequenz 
und die Finanzierung geklärt werden, genauso wie 
die Frage, welche Fahrzeuge eingesetzt und be-
schafft werden können.
Bis zur Eröffnung des Tunnels 2029 bleibt uns noch 
genug Zeit, um das zu besprechen. Die Gespräche 
werden wir jetzt vertiefen und die Planungen auf-
nehmen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Es ist beantragt worden, über den Antrag, Drucksa-
che 20/1517, in der Sache abzustimmen. Wer dem 
Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Die Gegenprobe! – Enthaltungen? 
– Damit ist der Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, des SSW, 
der FDP, der CDU bei Enthaltung der Fraktion der 
SPD angenommen.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 30 auf:

Jugendberufsagenturen in Schleswig-Holstein 
weiterentwickeln

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1477

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD und 
SSW
Drucksache 20/1514

Das Wort zur Begründung wird, wie ich sehe, nicht 
gewünscht. Somit eröffne ich die Aussprache und 
erteile für die CDU-Fraktion dem Abgeordneten 
Peer Knöfler das Wort.

Peer Knöfler [CDU]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Wir reden heute nicht das erste Mal über Ju-
gendberufsagenturen, aber in unserem Koalitions-
vertrag steht:

„Wir wollen in allen Regionen des Landes 
Jugendberufsagenturen als effizientes Unter-
stützungssystem einrichten.“

So haben wir es letztes Jahr im Mai dort niederge-
schrieben. Nachdem seit 2015 in 14 Kreisen und 
kreisfreien Städten Schleswig-Holsteins Jugendbe-
rufsagenturen aufgebaut wurden, die inzwischen an 
20 Standorten vertreten sind, hatten wir uns zuletzt 
zur Aufgabe gemacht, diese Jugendberufsagenturen 
in regelmäßigen Austausch zu bringen.
Auf dem Fach- und Vernetzungstag im Septem-
ber 2023 wurde die strukturelle Vielfalt der 14 Ju-
gendberufsagenturen sichtbar. Jugendberufsagentu-
ren sind für alle Beteiligten ein Erfolg. Sie bilden 
als erste Anlaufstelle für junge Menschen eine Brü-
cke zwischen Schule und Ausbildung. Darüber re-
den wir sehr oft.
Nach der Aufbauphase der Jugendberufsagenturen 
muss es jetzt darum gehen, gemeinsam mit al-
len Rechtskreisen und Kooperationspartnern einen 
Qualitätsrahmen mit Standards zur rechtskreisüber-
greifenden Zusammenarbeit für alle Jugendberufs-
agenturen festzulegen und weiterzuentwickeln.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD)

Hierfür sollte ab 2025 eine dauerhafte Vernetzungs-
struktur geschaffen werden und ein jährliches Fach- 
und Vernetzungstreffen stattfinden. In dem Ände-
rungsantrag wird von 2024 geredet; ich denke – wir 
haben das vorhin auch schon besprochen –, darüber 
können wir sicherlich auch im Ausschuss noch dis-
kutieren.
Denn: Wir müssen dafür werben beziehungsweise 
auch sorgen, dass die Jugendberufsagenturen von 
den Jugendlichen, die auf der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz oder Job sind, auch wirklich auf-
gesucht werden. Wir müssen dafür sorgen, dass jun-
ge Menschen bei ihrem Übergang von der Schule 
in den Beruf gefördert und begleitet werden. Wir 
müssen für eine gute Zusammenarbeit aller Betei-
ligten im Übergangsbereich sorgen, sozusagen ein 
Übergangsmanagement schaffen und festigen.
Seit Jahren hören wir immer wieder vom Fachkräf-
temangel. Seit Jahren reden wir – auch hier – im-
mer wieder darüber: Wie kann es sein, dass Aus-
bildungsplätze nicht mehr besetzt werden können? 
Wie kann es also sein, dass wir immer mehr Ju-
gendliche direkt in die Arbeitslosigkeit verlieren? 
Wie kann es sein, dass unsere Jugendlichen keine 
Perspektive sehen, keinen Willen verspüren, sich in 
unserem System zu integrieren und mitzuarbeiten? 
– Da spreche ich nicht von der neuen Work-Life-
Balance oder Ähnlichem. – Wie kann es sein, dass 
immer mehr Jugendliche ohne Schulabschluss die 
Schule verlassen?
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Der Bund – das ist mein Kenntnisstand von heu-
te – möchte junge Menschen unter 25 Jahren, die 
Bürgergeld beziehen, ab dem Jahr 2025 vom Ver-
antwortungsbereich der Jobcenter einfach in die 
Zuständigkeit der Agentur für Arbeit überführen. 
Durch diesen Wechsel der Zuständigkeit von der 
Jugendberufsagentur zur Agentur für Arbeit wären 
massive negative Auswirkungen auf die Zielgrup-
pe zu erwarten, da die Jugendberufsagenturen weit 
mehr leisten als nur Beratung und Ausbildungsver-
mittlung. In den meisten Fällen sind zunächst eine 
Stabilisierung und Aktivierung erforderlich. Dafür 
sind die Jugendberufsagenturen ausgebildet und mit 
allen relevanten Arbeitsmarktakteuren in der Regi-
on gut vernetzt.

(Beifall CDU und Uta Röpcke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Der Zugang zu diesen bestehenden Unterstützungs-
strukturen muss weiterhin niedrigschwellig möglich 
sein, da ansonsten berufliche Integration behindert 
sowie Verarmung, soziale Ausgrenzung und Radi-
kalisierung junger Menschen befördert würden. Da-
bei unterstützt auf jeden Fall auch das YouConnect-
System zum digitalen Datenaustausch zwischen den 
Rechtskreisen, damit eine gemeinsame Fallarbeit 
effizienter gestaltet werden kann.
Und noch einmal: Es ist zu befürchten, dass bei 
einem Wechsel dieser Zuständigkeiten insbesondere 
die Jugendlichen, die Unterstützung am dringends-
ten benötigen, den Weg zu den Agenturen für Ar-
beit nicht finden werden.
Darum kann ich bei diesen Überlegungen auf kei-
nen Fall mitgehen. Ich denke, das können alle hier 
nicht, die sich mit diesem Thema beschäftigen. 
Aber vielleicht werden die Bundesschwingungen in 
die richtige Richtung ja bald irgendwann einmal 
final fixiert werden.
Wir haben dafür gesorgt, dass das Netz der Jugend-
berufsagenturen auf- und ausgebaut wurde und hier 
auch ein Austausch stattfindet. Genau hier sollten 
wir ansetzen, die Qualität der Beratung weiter ver-
bessern und ermitteln, wie wir Jugendliche und jun-
ge Erwachsene unter 25 besser erreichen, wie wir 
sie dazu motivieren können, sich für einen hand-
werklichen, gastgewerblichen oder sozialen Beruf 
zu entscheiden. Es ist eigentlich egal, wofür sie sich 
entscheiden – Hauptsache, eine Berufsausbildung 
und dadurch dauerhaft im Arbeitsmarkt.
Wir müssen ihnen helfen, einen Berufszweig zu fin-
den, der mit ihren Vorstellungen und Qualifikatio-
nen übereinstimmt, sie ermutigen, ihren Abschluss 
nachzuholen oder sich gar weiterzuqualifizieren, 

um den Start ins Berufsleben doch noch zu schaf-
fen. Genau hierfür brauchen wir die Jugendberufs-
agenturen mit der Zuständigkeit für Personen bis 
mindestens 25 Jahre. Vor einer Erweiterung auf 
die über 25-Jährigen ist es sicherlich wichtiger, 
die Jugendberufsagenturen in alle Regionen, auch 
dorthin, wo sie noch nicht vorhanden sind, auszu-
weiten, und sich dann mit dem anderen Thema zu 
beschäftigen.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Kommen Sie bitte zum Ende!

Peer Knöfler [CDU]: 
Es wäre wichtig –das ist mein letzter Satz –, dass 
wir uns gerade nach der Coronazeit darüber einig 
sind, die Jugendberufsagenturen physisch anzubie-
ten und virtuelle Jugendberufsagenturen nur als Er-
gänzung zu sehen. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
hat nun der Abgeordnete Malte Krüger das Wort.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Der Kollege Martin 
Habersaat hat hier beim letzten Mal, als wir über 
Jugendberufsagenturen gesprochen haben, ein Zitat 
von Olaf Scholz vorgetragen. Darin hat der Bundes-
kanzler gesagt, wie stolz er auf die Jugendberufs-
agenturen in Hamburg ist.

(Zuruf SPD)
Nun wissen die alteingesessenen Abgeordneten, 
dass es damals nicht der Hamburger Bürgermeis-
ter war, der die Jugendberufsagenturen bei uns im 
Land eingeführt hat, sondern die Küstenkoalition 
und maßgeblich unsere ehemalige grüne Abgeord-
nete Ines Strehlau, die sich wie keine Zweite für 
berufliche Bildung und auch die Jugendberufsagen-
turen eingesetzt hat.

(Zurufe SPD: Oh! Ah!)
– Das hat Martin Habersaat beim letzten Mal übri-
gens auch gesagt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
ruf Beate Raudies [SPD])

2972 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 39. Sitzung – Donnerstag, 12. Oktober 2023

(Peer Knöfler)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3303&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3303&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3442&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3442&format=WEBVOLLLANG


Jugendarbeitslosigkeit scheint in Deutschland kaum 
ein Problem zu sein. Nach jüngsten Zahlen liegt 
sie im EU-Schnitt bei 14 Prozent, in Deutschland 
aber nur bei 5,1 Prozent. Damit stehen wir im Ver-
gleich am besten da. Auch die Zahlen im bundes-
deutschen Vergleich zeigen, dass Schleswig-Hol-
stein mit gut 5,3 Prozent knapp über dem gesamt-
deutschen Schnitt liegt. Der schleswig-holsteinische 
Trend ist in den letzten Jahrzehnten nun einmal 
äußerst positiv. Waren 2005 noch 13,7 Prozent der 
15- bis 25-Jährigen arbeitslos, hat sich diese Quote 
mehr als halbiert. Das ist erst einmal ein gutes Zei-
chen.
Die Kollegin Uta Röpcke hat bereits im Dezember 
letzten Jahres darauf hingewiesen, dass es Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen aber schwerfällt, 
ihre eigenen Zukunfts- und Ausbildungsperspekti-
ven richtig einzuschätzen. Multiple Konfliktlagen 
verstärken dieses Phänomen. Eine gute Beratung ist 
von entscheidender Bedeutung.
Ich bin auch der Überzeugung, dass junge Men-
schen eine so hohe Vielfalt an Angeboten haben, 
dass sie sich kaum entscheiden können. Uta Wenzel 
und ich waren neulich bei der Meister_innenfeier 
in Flensburg, und ich glaube, wir erinnern uns bei-
de noch an eine junge Frau, die dort ihren dritten 
Meisterintitel stolz gezeigt hat. Das zeigt ein biss-
chen, dass es sehr viele Möglichkeiten gibt. Als sie 
gefragt worden ist, warum sie nun drei gemacht 
hat, sagte sie: „Es sind einfach so viele interessante 
Angebote da.“ – Das meine ich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Dann braucht es eben eine gute Beratung. Oft gibt 
es Zweifel, ob man ein und denselben Beruf 40 Jah-
re lang ausüben will. Ehrlich gesagt: Ich hatte die-
se Zweifel auch und konnte mir nicht vorstellen, 
40 Jahre lang als Lehrer zu arbeiten. Das mag auch 
ein Grund gewesen sein, warum ich Abgeordneter 
geworden bin.

(Vereinzelte Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Denn fünf Jahre Abgeordneter kann man noch 
überschauen, 40 Jahre Lehrer ist schon eine andere 
Nummer.
Gute Beratung ist der Schlüssel, und mit der Ein-
führung der Jugendberufsagenturen 2015 ist ein 
Meilenstein gesetzt worden. Hier ein Zitat von Ines 
Strehlau:

„Die Jugendberufsagenturen gewährleisten 
eine engmaschige Begleitung. Die Jugendli-

chen stehen im Zentrum, Agentur für Arbeit, 
Jugendhilfe, Jobcenter und Schulen bilden 
unter einem gemeinsamen Dach ein Unter-
stützungsnetzwerk um sie herum. So fällt 
kein Schüler und keine Schülerin auf dem 
Weg von der Schule in den Beruf durch das 
Raster.“

– Zitatende. – Das Zitat ist tatsächlich ein Zitat von 
Ines Strehlau und nicht vom Bundeskanzler. Ich 
kann das nur dreimal unterstreichen.

Die mittlerweile 14 Agenturen mit ihren 20 Stand-
orten leisten einen wichtigen Beitrag für Jugendli-
che und junge Erwachsene. Daran wird nicht gerüt-
telt. Im Gegenteil: Wir möchten mit dem vorliegen-
den Antrag rechtskreisübergreifende Zusammenar-
beit in den Jugendberufsagenturen stärken, indem 
wir einheitliche Standards setzen. Mit dem Antrag 
soll nun ein Qualitätsrahmen durch die Landesre-
gierung entwickelt werden. Dieser wird der Diver-
sität der Jugendberufsagenturen gerecht, indem lo-
kale Besonderheiten weiterhin berücksichtigt wer-
den können.

Wir werden den Fachtag der Jugendberufsagentu-
ren verstetigen und dadurch den Erkenntnissen der 
Wissenschaft gerecht werden. Nur ein Austausch 
kann den Erfolg der Agenturen aufrechterhalten. 
Dadurch wird es möglich sein, die Strukturen noch 
weiter auszubauen und noch gezielter auch in die 
ländliche Fläche hinein eine Beratung und Vermitt-
lung sicherzustellen – Herr Knöfler hat gerade dar-
auf hingewiesen.

Die Verlagerung der Beratung und Vermittlung von 
jungen Bürgergeldempfänger_innen in den Rechts-
kreis der Arbeitsagenturen ist mittlerweile nach be-
rechtigter Kritik vom Tisch. Da unterscheiden wir 
uns ein bisschen: Ich habe schon Signale vernom-
men, dass der Bund reagiert hat und das Ganze 
so nicht machen will. – Hoffentlich! Um sicherzu-
gehen, sollten wir als Land in unserem Antrag die 
Forderung aufrechterhalten, dass Beratung und Ver-
mittlung sowie weitere Leistungen in Bezug auf 
den Beruf zwingend aus einer Hand kommen müs-
sen. Dies bleibt nun also weiterhin in den Jobcen-
tern und den Jugendberufsagenturen – hoffentlich.

Es gibt noch den Änderungsantrag des Kollegen 
Habersaat. Erst einmal vielen Dank für diesen Än-
derungsantrag! Ich habe ihn mir angeschaut und 
finde, er enthält ein paar valide Punkte. Andere hal-
te ich aber für nicht so valide, und deshalb möchte 
ich hier beantragen, dass wir beide Anträge in den 
Bildungsausschuss überweisen.
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Lassen Sie uns weiter gemeinsam daran arbeiten, 
dass wir die Quote arbeitsloser junger Schleswig-
Holsteiner_innen erfolgreich unten halten! Lassen 
Sie uns weiter daran arbeiten, dass junge Menschen 
in diesem Land effektiv und zielorientiert beraten 
und in den Arbeitsmarkt integriert werden! – Herz-
lichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete 
Martin Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Damen und 
Herren! Als wir im letzten Jahr über dieses The-
ma sprachen, geschah das, weil ich einen Antrag 
gestellt hatte, in dem es mir darum ging, Qualitäts-
standards für unsere Jugendberufsagenturen einzu-
führen,

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])
und mir daran gelegen war, landesweit möglichst 
ähnliche Bedingungen in den Jugendberufsagentu-
ren zu erarbeiten. Damals konnten sich CDU und 
Grüne mitnichten dazu durchringen, das in irgend-
einer Form zu unterstützen. Stattdessen haben sie 
getan, was sie nicht selten tun: Sie haben etwas 
beantragt, was sowieso schon in Planung war. Sie 
haben beantragt, es möge einen Fachtag zum The-
ma Jugendberufsagenturen geben, der zu diesem 
Zeitpunkt längst geplant war, und zwar nicht vom 
Ministerium, sondern von der Arbeitsgemeinschaft 
der Jugendberufsagenturen. Aber geschenkt!
Der Fachtag hat inzwischen stattgefunden. Nach 
meiner Beobachtung hat ein Abgeordneter des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages daran teilge-
nommen, und ich habe eine Menge gelernt, als ich 
da war.

(Vereinzelte Heiterkeit SPD)
Die Erkenntnisse haben sich allerdings offenbar 
auch auf anderem Wege an andere weiterverteilt, 
und jetzt finden auch Sie Qualitätsstandards für 
Jugendberufsagenturen gut. Insofern: Herzlichen 
Glückwunsch, das ist ein Schritt nach vorne!

(Beifall SPD, FDP und Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Dieser Fachtag hat mir so gut gefallen, dass ich 
mir gut vorstellen könnte, ihn fortan jährlich durch-
zuführen, und ich habe noch nicht verstanden, war-

um Sie ihn erst 2025 einsetzen und dann jährlich 
machen wollen. Aber geschenkt! Das können Sie 
mir im Ausschuss erklären.

Interessant waren bei diesem Fachtag Plakate von 
allen Jugendberufsagenturen in Schleswig-Holstein, 
auf denen Wünsche und Handlungsaufforderungen 
an die Politik formuliert waren. Ein Wunsch, der 
mehrfach zu lesen war, war, dass der Arbeitsaus-
schuss zwischen Land und Kommunen zum The-
ma Jugendberufsagenturen wieder den Betrieb auf-
nehmen möge. Ich hatte gar nicht mitbekommen, 
dass der ausgesetzt worden war, und habe mich 
dafür interessiert, was denn damit war. Und siehe 
da! Das erste Mal tagte der Arbeitsausschuss am 
30. Juli 2014 – das war noch zu Zeiten der Küs-
tenkoalition auf Einladung des damaligen Staatsse-
kretärs Loßack –, und das letzte Mal tagte der Ar-
beitsausschuss im November 2021 auf Einladung 
des SHIBB unter der Aufsicht des damaligen Wirt-
schaftsministers Bernd Buchholz.

(Zuruf FDP: Aha!)

Was ist seitdem passiert? Warum tagt dieser Ar-
beitsausschuss nicht mehr? – Seitdem hat im We-
sentlichen Karin Prien die Verantwortung für das 
Thema übernommen. Ich weiß nicht, ob das damit 
zusammenhängt, muss aber feststellen, dass dem 
Runden Tisch Inklusion ein ähnliches Schicksal be-
schieden war zum dem Zeitpunkt, als Karin Prien 
die Verantwortung dafür übernommen hat. Da ist 
dieser quasi aus der Welt verschwunden.

Ich kenne ja auch die Taktfrequenz, in der die 
Ministerinnen Prien und Touré die Arbeitsgruppe 
tagen lassen, die das Recht auf Ganztag an den 
Grundschulen umsetzen soll. Da ist jährlich noch 
häufig. Das finde ich etwas bedauerlich. Insofern 
darf da gerne ein bisschen mehr Schwung sein.

Wenn ich in meinen Änderungsantrag geschrieben 
habe, dass ich mir mehr flächendeckende physische 
Präsenz wünsche, dann meine ich damit, dass vir-
tuelle Berufsagenturen eine Notlösung sein sollen, 
dass junge Menschen eher einen Ort brauchen, zu 
dem sie hingehen können. Ich weiß, dass mein Hei-
matkreis Stormarn ein weißer Fleck auf der Land-
karte ist. Seien Sie versichert, dass ich daran arbei-
te! Es gibt aber noch andere weiße Flecken. Zum 
Beispiel bräuchten wir auch eine Schüler-IT, damit 
die Jugendberufsagenturen besser arbeiten können. 
Das haben Sie sich mit dem Koalitionsvertrag vor-
genommen, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
CDU und Grünen. Da könnten Sie jetzt auch einmal 
große Fortschritte schaffen.
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Zur Frage, wie der Bund mit den unter 25-Jährigen 
umgeht, ist aus meiner Sicht alles geklärt. Es lohnt 
sich aber ein Blick auf die über 25-Jährigen. Herr 
Knöfler, ich verstehe nicht, warum man darauf war-
ten muss. Warum sollte man nicht in Kiel jemanden 
im Alter von mehr als 25 Jahren beraten, wenn es in 
Stormarn noch keine Jugendberufsagentur gibt?

(Beifall SPD und FDP)
Vielleicht kriegen wir auch das im Ausschuss hin.
Wenn wir über rechtskreisübergreifende Arbeit re-
den, müssen wir natürlich auch daran arbeiten, dass 
rechtskreisübergreifende Arbeit sogar auf Landes-
ebene stattfindet. Momentan stelle ich fest, dass im 
Graben zwischen Bildungs- und Sozialministerium 
die Arbeitssicherheit für Lehrkräfte gelandet ist, die 
Schulpflicht für Jugendliche in Erziehungseinrich-
tungen, das Recht auf Ganztag, der Übergang von 
der Kita in die Grundschule. Insofern haben Sie 
einige Gelegenheiten zu beweisen, dass Sie das mit 
der rechtskreisübergreifenden Arbeit im Land hin-
bekommen. Dann schaffen wir es, auf die dringend 
benötigte nächste qualitative Stufe zu kommen. 
Herr Krüger, diese habe nicht ich gefordert, sondern 
die hat Ministerin Prien beim Fachtag der Jugend-
berufsagenturen gefordert. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete 
Dr. Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Arbeit der Jugendberufsagenturen ist auch in 
Zeiten geringer Jugendarbeitslosigkeit wichtig, weil 
es gerade darum geht, dass im Zusammenspiel zwi-
schen Jugendhilfe, Jobcenter und Schulen junge 
Leute nicht durchs Rost fallen, was leider immer 
wieder passiert, weil sie keinen schulischen Ab-
schluss hinbekommen und in der Zeit, in der sie 
berufliche Tätigkeiten aufnehmen könnten, irgend-
wie verlorengehen. Genau das ist die Aufgabe von 
Jugendberufsagenturen.
Als wir das damals eingeführt haben, gab es ein 
datenschutzrechtliches Problem, weil andere die 
Daten aus einer Schule nicht mitnehmen konnten 
und deshalb nicht wussten, wo diejenige bezie-
hungsweise derjenige geblieben ist. Es ist der Sinn 
von Jugendberufsagenturen, das zu ermöglichen 
und sich in Fallkonferenzen jedes einzelne dieser 

Schicksale anzuschauen und daraus perspektivisch 
einen positiven Lebensweg zu machen. Deshalb ist 
es gut und richtig, dass wir das weiterentwickeln.

Herr Kollege Knöfler, ich bin voll und ganz dafür, 
dem auch einen Qualitätsrahmen zu geben. Es war 
in der Tat so, dass Kollege Habersaat das vor einem 
Jahr noch vehement abgelehnt hat. Warum das so 
war, weiß ich nicht. Man kann aber auch zu einer 
besseren Erkenntnis kommen.

(Beifall FDP und vereinzelt SPD)

Ich komme auf den zweiten Spiegelstrich eures An-
trags zu sprechen. Ich finde es sehr gut, dass wir 
diesen Antrag insgesamt in den Bildungsausschuss 
überweisen. Erstens kann sich der Kollege Vogt 
dann einmal sehr intensiv mit dem Thema beschäf-
tigen.

(Vereinzelt Heiterkeit und Beifall)

Zweitens möchte ich Ihnen den zweiten Spiegel-
strich noch einmal vorlesen. Da heißt es:

„Der Landtag bittet die Landesregierung, ge-
meinsam mit allen beteiligten Akteuren … zu 
prüfen, wie Jugendberufsagenturen in Netz-
werken sowie bei Veranstaltungen und Ak-
tivitäten im Kontext des Übergangs Schule-
Beruf stärker einbezogen und deren Öffent-
lichkeitsarbeit, insbesondere gegenüber all-
gemeinbildenden und beruflichen Schulen, 
intensiviert werden kann.“

– Hä?

(Vereinzelt Heiterkeit FDP und SPD)

Herr Kollege Knöfler, was wollen Sie jetzt? – 
Sie wollen prüfen, wie Jugendberufsagenturen in 
Netzwerken stärker einbezogen werden können. Da 
würde ich antworten: einladen.

(Martin Habersaat [SPD]: Damit ist die Prü-
fung schon erledigt!)

Zweitens geht es darum, wie die allgemeinbilden-
den Schulen besser über die Arbeit der Jugendbe-
rufsagenturen informiert werden können. Die Ant-
wort lautet: indem die Jugendberufsagenturen dort 
hingehen und über ihre Arbeit erzählen. – Wir kön-
nen das im Bildungsausschuss aber gerne noch in-
tensiv prüfen.

(Beifall FDP und vereinzelt SPD)

Sprecht im Ausschuss noch einmal darüber! Ich 
bin nicht Mitglied im Bildungsausschuss. Vielleicht 
ist mir der intellektuelle Mehrwert dieses Spiegel-
strichs auch nicht geläufig geworden.
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(Peer Knöfler [CDU]: Das mag sein!)

Ich bin auch dafür, die Fachtage zu intensivieren. 
Das finde ich gut.

Den letzten Spiegelstrich könnt und solltet ihr strei-
chen, weil diese Überlegungen von Hubertus Heil 
vom Tisch sind, ehrlicherweise zu Recht vom Tisch 
sind. Ich habe überhaupt nicht verstanden, wie man 
auf diese Idee kommen konnte.

(Beifall FDP)

– Wir wissen jetzt, dass es geprüft worden ist, weil 
die Einsparungsthemen, die auf dem Tisch lagen, 
schon so waren, dass man sich fragen musste, wo 
man die Millionen einsparen kann. Es war jeden-
falls der falsche Ansatz, darüber nachzudenken, bei 
den unter 25-Jährigen eine Veränderung vorzuneh-
men.

Im Änderungsantrag der Fraktion der SPD ist von 
„möglichst flächendeckend“ die Rede. Auf diesen 
Begriff reagiere ich immer etwas zögerlich. Ich 
bin sehr wohl dafür, dass wir auch in unserem 
Heimatkreis, in Stormarn, eine Jugendberufsagen-
tur bekommen. Daran sollten wir gemeinsam weiter 
arbeiten. Das tun wir ja auch. „Möglichst flächen-
deckend“ klingt aber immer so, als ob man im Dith-
marschen noch zwei oder drei mehr möchte.

(Peer Knöfler [CDU]: Wo ist denn jetzt der 
Vorschlag?)

– Der Vorschlag ist, im Ausschuss darüber zu re-
den, was gemeint ist.

(Zuruf CDU: Toller Vorschlag!)

Wir sind mit dem Ausrollen der Jugendberufsagen-
turen bis auf Stormarn verdammt weit gekommen. 
Wenn wir Stormarn noch dabei haben, dann haben 
wir für meine Begriffe im Land Schleswig-Holstein 
schon verdammt viel erreicht. Dann haben wir im 
Land Schleswig-Holstein genügend Standorte, die 
auch für alle einigermaßen gut erreichbar sind.

Warum man nicht mit prüfen kann, welche Erfah-
rungen Hamburg mit den über 25-Jährigen gemacht 
hat, kann ich ebenfalls nicht nachvollziehen. Ich 
täte das gerne.

Insoweit bin ich dankbar, dass diese beiden wichti-
gen Anträge mit dem Klärungsbedarf, den ich vor-
hin aufgezeigt habe, im Bildungsausschuss einer in-
tensiven Arbeit zugeführt werden, damit die Arbeit 
der Jugendberufsagenturen im Lande noch mehr 
verbessert werden kann. – Herzlichen Dank.

(Beifall FDP und SPD – Zuruf CDU: Sie 
sind herzlich willkommen! – Christopher 
Vogt [FDP]: Wir laden dich ein!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion des SSW hat nun die Abgeordnete 
Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Es steht mittlerweile außer Fra-
ge, dass die Jugendberufsagenturen einen wertvol-
len Beitrag für junge Menschen leisten, um die-
sen den Start am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
niedrigschwellig zu ermöglichen. Damit haben sich 
die Jugendberufsagenturen zu einem Erfolgsmodell 
entwickelt, nicht nur bei uns, sondern bundesweit. 
Die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit der 
regionalen Akteure mit der Agentur für Arbeit, dem 
Jobcenter und der jeweiligen kommunalen Ebene 
sowie die Unterstützung der allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen erleichtert jungen 
Menschen den Einstieg in den Arbeitsmarkt und 
bietet ihnen damit eine echte Perspektive. Daher 
möchte ich als Erstes auf den letzten Punkt des 
Antrags eingehen.
Mit der Ankündigung, dass der Bund die Arbeits-
förderung für junge Menschen unter 25 Jahren aus 
dem SGB II ausgliedern will und sie stattdessen 
in die BA und damit nach SGB III überführen 
will, hat bundesweit für Unverständnis und Kritik 
gesorgt. Auch wir vom SSW haben diese Entschei-
dung scharf kritisiert. Mit einem solchem Wechsel 
wäre eine wichtige Beratungshilfe weggebrochen. 
Das hätte gerade junge Menschen getroffen, die be-
sonders auf diesen integrierten Ansatz angewiesen 
sind.
Mittlerweile hat die Ampelkoalition ihren Fehler 
rückgängig gemacht. Und das ist auch gut so. Die 
Kuh ist nun vom Eis, und die Jugendberufsagentu-
ren können ihre erfolgreiche Arbeit im Sinne der 
jungen Menschen fortsetzen. Darauf kommt es an.

(Beifall SSW)
Mit dem Abschlussbericht der Evaluation der JBA 
in Schleswig-Holstein von 2019 haben wir eine 
Grundlage, um unsere Agenturen weiterzuentwi-
ckeln. Gleichwohl weise ich darauf hin, dass sich 
der Bericht auf die Arbeit von seinerzeit acht JBA 
bezieht. Heute haben wir 14 JBA in Schleswig-Hol-
stein, die sich inzwischen auf 20 Standorte vertei-
len. Das hebe ich hervor, weil es noch einmal den 
Erfolg der JBA bei uns im Land deutlich macht 
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und uns zeigt, dass sie in der Fläche verankert 
sind und angenommen werden. Damit haben sie 
sich als wichtige Beratungsstätten integriert, und 
ich bin fest der Meinung, dass gerade die Präsenz 
vor Ort für ihren Erfolg ausschlaggebend ist. Einen 
Qualitätsrahmen mit entsprechenden Standards zu 
entwickeln, kann aus Sicht des SSW nicht verkehrt 
sein. Wir wissen um den Erfolg und die langjäh-
rige Erfahrung mit den JBA in Hamburg. Daher 
sollten wir uns nicht scheuen, über den Tellerrand 
zu schauen, um zu sehen, was wir von unserem 
Nachbarn lernen und gegebenenfalls übernehmen 
können.

Bei der Weiterentwicklung der JBA sollten wir den 
Fehler vermeiden, den Rahmen zu eng zu gestal-
ten. Das soll heißen: Die JBA haben je nachdem, 
wo sie sind, unterschiedliche Anforderungen oder 
sogar Herausforderungen. Es ist eben nicht egal, 
ob sich die JBA in einer Stadt oder in einem Flä-
chenkreis befindet. Ebenso spielt es eine Rolle, ob 
eine JBA in einer strukturschwachen oder ‑starken 
Region angesiedelt ist. Daher sprechen wir uns da-
für aus, dass wir, wenn es um Qualitätsrahmen mit 
Standards geht, diese gemeinsam mit den verschie-
denen Akteuren vor Ort weiterentwickeln müssen. 
Nur so kann es gelingen, dass der praxisnahe Bezug 
und der integrative Ansatz weiter gewährleistet und 
verbessert werden.

In diesem Zusammenhang weise ich auf einen 
Punkt hin, der aus unserer Sicht bei der Weiter-
entwicklung der Standards nicht unerheblich ist: 
Es geht um die jungen Menschen, die während 
ihrer Betreuung den Kreis beziehungsweise den 
JBA-Standort wechseln. Nach unserer Erkenntnis 
gibt es einen Bruch. Entsprechende Informationen 
über Ortswechsel werden aus datenschutzrechtli-
chen Gründen nicht von einer JBA zur anderen 
weitergeleitet. Hier brauchen wir eine praxistaug-
liche Lösung für einen vereinfachten Informations-
fluss.

Nach dem Motto „Tu Gutes und rede darüber“ soll-
ten auch die JBA jährlich einen Fach- und Vernet-
zungstag veranstalten. In diesem Jahr konnten sie 
sich präsentieren und auf ihre Arbeit und struktu-
relle Vielfalt aufmerksam machen. Im Gegensatz 
zur Koalition sollten sie unserer Auffassung nach 
bereits im September des nächsten Jahres damit 
beginnen und nicht erst 2025. Warum warten? – 
Ich glaube, die JBA möchten loslegen und ihr Netz-
werk ausweiten und für sich und ihre Arbeit Re-
klame machen. Das machen sie nicht zum Selbst-
zweck, sondern für junge Menschen, die auf ihre 
Hilfe angewiesen sind.

Deshalb beantrage ich, beide Anträge in den Aus-
schuss zu überweisen. Ich möchte noch einmal sa-
gen – mein Name steht auch auf dem Antrag von 
Martin Habersaat. Ich freue mich auf eine konstruk-
tive Diskussion im Bildungsausschuss.

(Beifall SSW, SPD und FDP – Zuruf Martin 
Habersaat [SPD])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Landesregierung erteile ich das Wort der 
Ministerin für Justiz und Gesundheit, Frau Profes-
sorin Dr. Kerstin von der Decken, in Vertretung 
für die Ministerin für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur, Karin Prien.

Dr. Kerstin von der Decken, Ministerin für Justiz 
und Gesundheit: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten! Die Berufs-
wahl ist eine wichtige, in der Regel weitreichende 
Entscheidung im Leben eines jungen Menschen. 
In Zeiten, in denen sich die Arbeitswelt immer 
schneller verändert, fällt diese Entscheidung vielen 
Jugendlichen zunehmend schwer.
Die Landesregierung unternimmt viel, um den 
Übergang von der Schule in den Beruf zu erleich-
tern, und hat schon vor Jahren mit dem Landes-
konzept Berufliche Orientierung darauf reagiert. So 
soll die Berufsorientierung schulartübergreifend ge-
stärkt werden. Dazu gehört zum Beispiel das Se-
minarfach Berufliche Orientierung an den Gymna-
sien und der „Stärken Parcours“, den in der Jahr-
gangsstufe 7 alle Gemeinschaftsschulen verbindlich 
durchführen.
Über diese Angebote zur allgemeinen Berufsorien-
tierung für alle Schülerinnen und Schüler hinaus 
haben wir aber auch eine individuelle Unterstüt-
zung für die Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen, denen dieser Schritt besonders schwerfällt. 
Es handelt sich um Schülerinnen und Schüler im 
Abgangsjahrgang, die keine Anschlussperspektive 
nach dem Schulbesuch haben und diese auch im 
weiteren Verlauf nicht finden.
Die Jugendberufsagenturen im Land bieten ein 
passgenaues und wirksames Beratungsangebot für 
genau diese Gruppe von Schülerinnen und Schülern 
an. Sie sind so erfolgreich, weil sie in dezentra-
ler Verantwortung mit großem Handlungsspielraum 
und verschiedenen örtlichen Kooperationspartnern 
zusammenarbeiten. Neben den Schulen sind das 
zum Beispiel die Jugendmigrationsdienste, Arbeit-
geberorganisationen, die Jugendgerichtshilfe, aber 
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auch die Bundesagentur und die örtlichen Jobcen-
ter. Diese rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit 
ermöglicht einen ganzheitlichen Blick auf die indi-
viduellen Herausforderungen jeder und jedes Ein-
zelnen.

In den regionalen Netzwerken agieren die Jugend-
berufsagenturen sehr eigenständig – passend zu den 
Rahmenbedingungen vor Ort. Die können in Kiel 
oder Neumünster anders sein als in Nordfriesland.

Die erste Jugendberufsagentur eröffnete 2015. Mitt-
lerweile gibt es in 14 Kreisen und kreisfreien Städ-
ten eine Jugendberufsagentur, teilweise mit mehre-
ren Standorten. Dadurch erhalten junge Menschen 
in Schleswig-Holstein an insgesamt 20 Standorten 
Unterstützung. Darüber hinaus gibt es auch virtuel-
le Jugendberufsagenturen. Nur im Kreis Steinburg 
gibt es derzeit noch keinen Standort.

Die Jugendberufsagenturen sind zurzeit in ihrer 
Ausgestaltung und ihrem Angebot noch sehr unter-
schiedlich aufgestellt. Mit der Richtlinie über die 
Förderung von Jugendberufsagenturen unterstützt 
das SHIBB die Etablierung und Weiterentwicklung 
von Jugendberufsagenturen, damit wir zu einer flä-
chendeckenden Umsetzung des Konzeptes in allen 
Regionen kommen.

Die Vielfalt der unterschiedlichen Jugendberufs-
agenturen ist auch auf der Fach- und Vernetzungs-
tagung vor einem Monat, am 11. September 2023, 
sichtbar geworden. Diese Tagung wurde im Ergeb-
nis der 2019 erfolgten Evaluation der Jugendberufs-
agenturen von vielen Akteuren gewünscht. Wir ha-
ben auch dort noch einmal deutlich gemacht, wie 
wichtig eine gute Kommunikation und Vernetzung 
ist. Deshalb werden wir eine dauerhafte Vernet-
zungsstruktur schaffen und den Fach- und Vernet-
zungstag jährlich durchführen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und Beifall Christian Dirschau-
er [SSW])

Um die qualitative Arbeit der Jugendberufsagentu-
ren noch aussagekräftiger darzustellen und natür-
lich zu verbessern, sollten alle Standorte das ge-
meinsam entwickelte JBA-Monitoringsystem ein-
setzen. Dieses Monitoringsystem wurde Ende 2022 
fertiggestellt und ist ein Ergebnis der Evaluation 
von 2019. Außerdem wird an einem Kriterienkata-
log mit Qualitätsstandards zur rechtskreisübergrei-
fenden Zusammenarbeit gearbeitet. Dieser soll bei 
der Neugründung, dem Aufbau und der Weiterent-
wicklung von Jugendberufsagenturen Hinweise für 
eine erfolgreiche Arbeit geben.

Die sehr enge Zusammenarbeit der Jugendberufs-
agenturen mit den allgemein- und berufsbildenden 
Schulen und regionalen Ausbildungsbetrieben ist 
ein wichtiger Erfolgsfaktor und muss ebenfalls wei-
ter ausgebaut und verbessert werden.

Allen Schülerinnen und Schülern in Schleswig-Hol-
stein sollten das Angebot der Jugendberufsagentu-
ren und der für sie erreichbare Standort bekannt 
sein. Die Nutzung des Angebotes muss niedrig-
schwellig möglich sein. Das Bildungsministerium 
unterstützt bei der Information an Schulen.

Ich danke an dieser Stelle allen engagierten Lehr-
kräften, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Jugendberufsagenturen und den zahlreichen Koope-
rationspartnern.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie alle bieten jungen Menschen eine Perspektive, 
wo vorher keine war. Das ist von unschätzbarem 
Wert. – Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Die Ministerin hat ihr Redezeit um 
eine Minute und neun Sekunden ausgeweitet. Das 
würde jetzt jeder Fraktion zur Verfügung stehen. – 
Ich sehe nicht, dass davon Gebrauch gemacht wer-
den möchte. Insofern liegen dann auch keine weite-
ren Wortmeldungen vor. Ich schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag, Drucksache 
20/1477, sowie den Änderungsantrag, Drucksache 
20/1514, dem Bildungsausschuss zu überweisen. 
Wer so beschließen will, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen. – Gegenprobe! – Somit ist das 
einstimmig beschlossen worden, und der Antrag ist 
überwiesen.

Wir machen mit Tagesordnungspunkt 37 weiter:

Bildungsoffensive zur Verbraucherbildung

Bericht der Landesregierung
Drucksache 20/1059

Ich erteile nun dem Minister für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz, 
Werner Schwarz, das Wort.

Ich mache darauf aufmerksam: Die Reden der Frak-
tionen werden zu Protokoll gegeben.
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Werner Schwarz, Minister für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Ich bedanke mich für die 
Gelegenheit, Ihnen heute unsere Bildungsoffensive 
Landwirtschaft, Ernährung und Verbraucherschutz, 
kurz BiLEV, vorstellen zu dürfen.
Unsere breit angelegte BiLEV nimmt Fahrt auf. 
Am 22. Mai 2023 haben wir sie mit einer Auf-
taktveranstaltung der Öffentlichkeit präsentiert. Im 
100-Tage-Programm wurde die Bildungsoffensive 
angekündigt und sehr schnell von meinem Haus in 
enger Zusammenarbeit mit dem Bildungsministeri-
um in die konkrete Umsetzung gebracht.
Diese Bildungsoffensive antwortet auf gesamtge-
sellschaftliche Fragestellungen und erfüllt ein gro-
ßes Anliegen aller Beteiligten des Dialogprozesses 
zur Zukunft der Landwirtschaft in Schleswig-Hol-
stein. Sie trägt dazu bei, Wissen über die Zusam-
menhänge moderner landwirtschaftlicher Produkti-
on und dem weiteren Weg unserer Lebensmittel bis 
auf den Teller in die Gesellschaft zu transportieren, 
also nicht nur Landwirtschaft, sondern auch Ernäh-
rung und Verbraucherschutz.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Oliver Kumbartzky [FDP])

Mir persönlich ist die BiLEV sehr wichtig, denn 
es geht um einen wissenskundigen Blick junger 
Menschen auf unsere Landwirtschaft, ganz im Sin-
ne des Leitbildes der Bildung für eine nachhaltige 
Entwicklung, also im Sinne der Strategie „Bildung 
für Nachhaltige Entwicklung“ unseres Landes.
Wir haben Urteils- und Handlungskompetenzen für 
den eigenen Lebensalltag vermittelt. Unsere Land-
wirtschaft ist der wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Motor der ländlichen Räume Schleswig-Hol-
steins. Sie ist in einem stetigen Wandel und geht ak-
tiv neue Herausforderungen an: Themen wie Tier-
wohl, klimagerechtes Wirtschaften und Digitalisie-
rung stehen ebenso vorn wie ein Bewusstsein für 
die Bedeutung der Ernährungssicherung, gerade in 
diesen geopolitisch unruhigen Zeiten.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Oliver Kumbartzky [FDP])

Die Verbraucherinnen und Verbraucher haben heute 
vielfach nur ein unscharfes Bild davon, wie moder-
ne Landwirtschaft funktioniert und wie gesunde Le-
bensmittel produziert werden. Leider ist dieses Bild 
bei einigen Menschen negativ besetzt.
Sehr geehrte Damen und Herren, hier setzt die 
Bildungsoffensive an. Der Themendreiklang aus 

Landwirtschaft, Ernährung und Verbraucherschutz 
wird interaktiv erfahrbar. Die BiLEV leistet einen 
wichtigen Beitrag dazu, plakative Fehlinformatio-
nen fachlich fundiert einzuordnen. Es geht dabei 
um eine zielgruppen- und bedarfsgerechte Anspra-
che junger Menschen, also bewusst der Sekundar-
stufen I und II. Dabei ist sie mehr als ein Hofer-
lebnis mit allen Sinnen. Sie ergänzt mit fächerspezi-
fischen, anspruchsvollen Lernangeboten für ältere 
Schülerinnen und Schüler das wichtige Basisprojekt 
„Schulklassen auf dem Bauernhof“.

Es geht darum, im eigenen Lebensalltag ausrei-
chend Wissen für das eigene Handeln zu haben, 
also anspruchsvolle Bildung für eine nachhaltige 
Entwicklung. Unser Ziel ist ein informierter Bürger, 
der in der Lage ist, sich ein Urteil zu bilden und 
damit seine Ernährungsentscheidung für sich selbst 
zu fällen.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Herr Minister, lassen Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Martin Habersaat zu?

Werner Schwarz, Minister für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz: 
Selbstverständlich.

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Ich finde die Bildungsof-
fensive zur Verbraucherbildung im Bereich 
Ernährung und Landwirtschaft total umfäng-
lich, gut gelungen und richtig.

(Beifall CDU und FDP)

Wenn ich allerdings an Schulen unterwegs 
bin, dann begegnet es mir häufig, dass 
zur Verbraucherbildung auch Fragen zu Glo-
balisierung und Mode und Fragen zu Ein-
wegmode und dergleichen aufkommen. Bei 
DialogP-Veranstaltungen ist meist die Fra-
ge: „Werden eigentlich Finanzfragen in der 
Schule richtig behandelt? Kann man einen 
Handyvertrag lesen?“, und dergleichen. Rund 
um das Internet kommt immer wieder die 
Frage zu TikTok, zum Beispiel: „Was pas-
siert mit meinen Daten? Wo liegen die?“, und 
dergleichen.

Meine Frage an die Landesregierung ist: 
Werden diese anderen Bereiche, die für die 
Verbraucherbildung so wichtig sind, genauso 
intensiv behandelt werden, wie Ernährung 
und Landwirtschaft das jetzt erfahren haben?
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– Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Diese Frage ist 
durchaus berechtigt. Wir haben den Aufschlag ge-
macht, dass wir mit Landwirtschaft und Ernährung 
anfangen. Es steht dem nichts im Wege, diese The-
men später einzufügen.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Ich freue mich, dass es uns gelungen ist, die Euro-
pa-Universität Flensburg für die Begleitung der 
Konzeptionierung der vielfältigen Lerninhalte zu 
gewinnen. Im Projekt werden authentische Lernor-
te mit spezifischen Lerninhalten verbunden. Einer 
der Schwerpunkte der Lerneinheiten wird beispiels-
weise deutlich machen, wie regionale, saisonale Le-
bensmittel erzeugt werden und was eine gesunde 
und nachhaltige Ernährungsweise bedeutet. Damit 
stärkt die BiLEV die regionale Wertschöpfung und 
unterstützt die engagierten Direktvermarkterinnen 
und ‑vermarkter im Land.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Um über den Start der BiLEV breit zu informie-
ren, wurde sie im Rahmen der Lehrerveranstaltung 
des Bauernverbandes zur diesjährigen NORLA als 
Themenschwerpunkt aufgegriffen. Aktuell sind wir 
dabei, viele teilnehmende Betriebe zu gewinnen. 
Dies sind Landwirtinnen und Landwirte, aber auch 
verarbeitende Betriebe oder Gastronomen.

Am Dienstag hat Staatssekretärin Dr. Stenke aus 
dem Bildungsministerium zusammen mit meiner 
Staatssekretärin Sie genau zu diesem Thema ins 
MLLEV eingeladen. Wie mir berichtet wurde, war 
es ein intensiver Austausch über das Konzept un-
serer Bildungsoffensive unter der fachkompetenten 
Begleitung der Europa-Universität Flensburg. Auch 
Ihnen ist es wichtig, dass wir die wichtigen Themen 
Landwirtschaft, Ernährungssicherung, Tierhaltung, 
Klimaanpassung, gesunde Ernährung und Verbrau-
cherschutz in konkreten Lernangeboten abbilden. 
Ich danke Ihnen vielmals für Ihr Interesse.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Oliver Kumbartzky [FDP])

Das tragende Element der BiLEV ist das breit 
aufgestellte Akteursnetzwerk: PROHVIEH, Deme-
ter e.V., die Landjugend, FEINHEIMISCH e.V. 
oder der Lindhof der CAU, die Deutsche Gesell-
schaft für Ernährung, um nur einige zu ernähren.

(Heiterkeit – Andrea Tschacher [CDU]: Nen-
nen!)

– Zu nennen!

Es bildet die Basis für die Entwicklung des Bil-
dungskatalogs, der zeitnah an die Schulen gege-
ben werden soll. Derzeit befinden wir uns sehr er-
folgreich im Pilotbetrieb zusammen mit Betrieben 
und mit Schulgruppen, um das Programm bedarfs-
gerecht auszurichten. Um dem hohen Qualitätsan-
spruch methodisch und fachlich gerecht zu werden, 
wurden die Anbietenden in speziellen Workshops 
geschult: 58 Betriebe mit über 100 Personen haben 
mittlerweile daran teilgenommen.
Eine Vielzahl an Vereinen, Verbänden und Institu-
tionen aus unserem Land bringen ihre jeweilige 
Expertise und ihre Erfahrung ein. Sie alle verbin-
det, dass sie sich in genau dem beschriebenen The-
mendreieck bewegen. Ich bedanke mich für dieses 
Engagement und ermutige unsere Partnerinnen und 
Partner, nicht nachzulassen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Oliver Kumbartzky [FDP])

Zugleich rufe ich an dieser Stelle dazu auf, dass 
weitere interessierte landwirtschaftliche Betriebe, 
aber auch Betriebe aus der Lebensmittelverarbei-
tung, Gastronomie oder Direktvermarktung eben-
falls Teil dieses Projektes werden. Je größer und 
vielseitiger unser Netzwerk wird, desto besser wer-
den die verschiedenen Themenbereiche und ihre 
Verzweigungen landesweit abgebildet. Ich setze 
auch auf Ihre Unterstützung hier aus dem Haus für 
die BiLEV. – Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Oliver Kumbartzky [FDP])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Der Minister hat seine Redezeit um 
zwei Minuten zwölf Sekunden ausgedehnt. Die ste-
hen den Fraktionen rein theoretisch zur Verfügung. 
– Ich sehe aber keine weiteren Wortmeldungen.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Sollen wir unse-
re schriftlichen Reden verlängern? – Heiter-
keit)

Die Reden sind zu Protokoll gegeben worden.
Mir ist zu Ohren gekommen, dass Ausschussüber-
weisung beantragt worden ist. Der Bericht der Lan-
desregierung, Drucksache 20/1059, soll somit dem 
Umwelt- und Agrarausschuss überwiesen werden.

(Zurufe: Und Bildungsausschuss! Sonst kön-
nen wir uns das ganz sparen!)

– Wenn jemand noch etwas zur Geschäftsordnung 
sagen möchte? – Also federführend dem Agrar- 
Umweltausschuss, mitberatend – –
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(Martin Habersaat [SPD]: Das kann doch 
nicht wahr sein! – Wortmeldung Martin Ha-
bersaat [SPD])

– Herr Abgeordneter, möchten Sie etwas zur Ge-
schäftsordnung sagen?

Martin Habersaat [SPD]: 
Ja, Frau Vizepräsidentin. – Es geht hier um Bil-
dung. In Wirklichkeit geht es um Bildung, auch 
wenn es die ganze Zeit so scheint, als gehe es 
nur um Landwirtschaft, ausschließlich um Land-
wirtschaft, um Milch, um Äpfel und dergleichen. Es 
geht um Bildung. Deswegen bitte ich darum, den 
Bildungsausschuss federführend einzusetzen.

(Beifall)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Also federführend dem Bildungsausschuss, mitbe-
ratend dem Umwelt- und Agrarausschuss.

(Zurufe)

Wer so beschließen will, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen. – Die Gegenprobe kann nichts 
ergeben. Also ist das somit einstimmig beschlossen 
worden.

(Zurufe und Unruhe)

Also: Wenn man die Möglichkeit hat abzustimmen, 
dann nimmt man die Hände hoch. Wenn man das 
nicht möchte, dann ist alles gut. – So, wir machen 
weiter

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nächstes Mal stim-
men wir elektronisch ab! – Wortmeldung 
Christopher Vogt [FDP])

mit dem Tagesordnungspunkt Nummer 40, Erster 
Integrations- und Zuwanderungsbericht 2022 zur 
Umsetzung des Gesetzes – – Herr Abgeordneter!

Christopher Vogt [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Ich werde meine Enthal-
tung zu der Abstimmung eben – die wurde ja nicht 
abgefragt – dem Präsidium dann schriftlich mittei-
len. Vielen Dank. Kein Problem.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Ich notiere es hier: Der Abgeordnete Christopher 
Vogt hat sich enthalten.

(Heiterkeit – Zuruf: Dann haben wir das 
ja! – Manfred Uekermann [CDU]: Ich finde 

schon, dass man vernünftig abfragen sollte! 
Das ist das Mindeste!)

– Ja, Herr Abgeordneter, natürlich sollen wir die 
Enthaltungen auch abfragen. Aber wenn alle die 
Hände hochgenommen haben

(Zuruf FDP: Er nicht!)
– Dann werden wir das in Zukunft ganz anders 
machen. Dann muss jeder im Plenarsaal anwesend 
sein, damit jeder auch abstimmt.

(Serpil Midyatli [SPD]: Einfach eine normale 
Abstimmung!)

– Ja.
(Anhaltende Unruhe)

So, wir machen jetzt weiter.
Ich rufe Tagesordnungspunt 40 auf:

Erster Integrations- und Zuwanderungsbericht 
2022 zur Umsetzung des Gesetzes zur Integrati-
on und Teilhabe vom 23. Juni 2021

Bericht der Landesregierung
Drucksache 20/1452

Ich erteile das Wort der Ministerin für Soziales, 
Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleich-
stellung, Aminata Touré.

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Wir sprechen viel über Aufnahme und 
Unterbringung von Schutzsuchenden, aber wenig 
darüber, wie sie durch gelungene Integration auch 
Teil dieser Gesellschaft wurden und werden. Des-
halb freue ich mich, heute darüber zu sprechen, 
dass wir nun den ersten Integrations- und Zuwande-
rungsbericht vorlegen.
Auf über 160 Seiten haben wir die erste umfassen-
de Datenbasis ganz speziell für unser Bundesland. 
Dieser Bericht ist uns als Landesregierung extrem 
wichtig. Wir fördern als Land Integration ganzheit-
lich, und der Bericht bezieht sich auf Maßnahmen 
von der Staatskanzlei über das Wirtschaftsministeri-
um bis hin zu meinem Ministerium.
Ich möchte mich im Folgenden auf wenige, aber 
zentrale Ergebnisse beschränken. Zuerst ein Blick 
in den öffentlichen Dienst. Als Land haben wir eine 
Vorbildfunktion. Der Anteil der Nachwuchskräfte 
mit Migrationsgeschichte lag 2019 bei 21 Prozent, 
2014 waren es lediglich 15 Prozent. Unser Ziel ist 
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es, dass sich die Vielfalt in der Gesellschaft noch 
mehr in der Verwaltung widerspiegelt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich bin sehr froh darüber, dass es hier in die rich-
tige Richtung geht. Wir wollen, dass Kinder und 
Jugendliche mit Migrationsgeschichte die gleichen 
Chancen haben wie andere Kinder, denn jedes Kind 
soll in seiner Entwicklung unterstützt und gefördert 
werden.
Immer mehr Schulkinder mit Migrationsgeschich-
te besuchen Gymnasien und Gemeinschaftsschulen 
mit Oberstufe. Hier ist der Anteil von 31 Prozent 
auf 41 Prozent gestiegen. Aber viel wichtiger als 
der gymnasiale Abschluss ist überhaupt der Ab-
schluss. Da hat sich der Anteil derjenigen, die die 
Schule ohne Abschluss verlassen, verringert. Statt 
14 Prozent im Jahr 2019 lagen wir 2021 bei neun 
Prozent. Das ist eine extrem gute Entwicklung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Trotzdem müssen wir festhalten: Schulerfolg und 
die Teilhabe am Arbeitsmarkt sind noch immer 
stark von sozialer Herkunft und Sprachkenntnissen 
abhängig. Mit Sprint, DaZ-Programm und landes-
geförderten Sprach- und Integrationskursen tun wir 
vieles für die Sprachförderung hier im Land.
Aber was auch ganz deutlich ist: Mit den STAFF-
Kursen können wir die EOK-Kurse des Bundes 
nicht ersetzen. Deshalb fordern wir als Land, dass 
der Bund dauerhaft in die Finanzierung einsteigt, 
sie erhöht und die Strukturen für diese Kurse ver-
einfacht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Der Bericht zeigt auch, wie viele Menschen mit 
Migrationsgeschichte sich in und für unsere Gesell-
schaft engagieren. So waren es 2018 14,3 Prozent, 
die sich ehrenamtlich engagiert haben, vier Jahre 
später sind wir schon bei über 22 Prozent, Men-
schen, die motiviert sind zu gestalten, und es auch 
tun. Zusätzlich wirken sie als Multiplikator_innen 
und machen anderen Mut, Projekte umzusetzen.
Mit MaTZ fördert das Land Projekte, die die 
Teilhabe von Zugewanderten an gesellschaftlichen 
Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen voran-
bringen, aber auch solche, die das Zusammenleben 
vor Ort verbessern. Gerade Migrationsselbstorga-
nisationen nehmen diese Landesförderung in An-
spruch. Das ist genau das, was wir wollen.
Sehr geehrte Damen und Herren, Integration bedeu-
tet, Strukturen aufzubauen, die die Vielfalt in unse-
rer Gesellschaft unterstützen. Dieser Bericht zeigt, 

dass wir auf einem guten Weg sind und sehr gute 
Voraussetzungen hier im Land haben, um voranzu-
kommen. Deshalb ist es sehr gut, dass es diesen Be-
richt nun alle zwei Jahre geben wird, dass wir die 
Entwicklung so weiter eng begleiten können. Ich 
bin sehr stolz darauf, dass wir hier in Schleswig-
Holstein ein gesellschaftliches Miteinander haben, 
das Integration fördert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dieser Fakt in Kombination mit dem Bericht macht 
für mich ganz deutlich: Wir können hier in Schles-
wig-Holstein Großartiges erreichen, wenn wir ein 
Klima haben, das wir aufrechterhalten und aufbau-
en. Lassen Sie uns weiterhin gemeinsam an dieser 
Vielfalt arbeiten und diese stärken! – Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für die CDU-Fraktion erteile ich 
nun der Abgeordneten Seyran Papo das Wort.

Seyran Papo [CDU]: 
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Heute haben wir zum ersten Mal die 
Chance, gemeinsam den Integrations- und Zuwan-
derungsbericht zu thematisieren, einen der beson-
ders wichtigen Bausteine des noch jungen Inte-
grations- und Teilhabegesetzes. Der Bericht mit 
knapp 160 Seiten gibt für viele Bereiche Aufschluss 
über wichtige Fragen und liefert eine Reihe an ein-
drucksvollen Statistiken.
Folgenden Indikator möchte ich hier ausdrücklich 
hervorheben, da dieser für die allgemeine Arbeit 
aller Fachbereiche sicherlich hilfreich ist und mit 
zu einem Schlussbaustein der Integration und der 
Unabhängigkeit von staatlichen Transferleistungen 
gehört. Die Quote der arbeitslosen und erwerbsfähi-
gen Leistungsberechtigten stellt uns vor eine große 
Aufgabe.
Die Arbeitslosenquote der in Schleswig-Holstein 
lebenden Ausländer ist in den vergangenen Jahren 
erfreulicherweise gesunken, aber mit knapp fünf 
Prozent weiter über dem Bundesdurchschnitt und 
noch zu hoch. Gleiches gilt für erwerbsfähige Leis-
tungsberechtigte. Dies ist der dreifache Wert im 
Vergleich zu Inländern in Schleswig-Holstein.
Die Erwerbslosigkeit verursacht Folgeproblemati-
ken, die ich mit großer Sorge betrachte. Kinder und 
Jugendliche leben dadurch häufiger in Armut, die 
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Armutsrisikoquote ist deutlich erhöht. Kriminalität 
spielt eine andere Rolle. Die gesamte gesellschaftli-
che Integration und Teilhabe werden eingeschränkt.
Es ist notwendig, dass wir gemeinsam für die 
jungen Menschen das Übergangsmanagement zwi-
schen Schule und Erwerbsleben optimieren und 
versuchen, die Arbeitslosenquote zu senken.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Beate Raudies [SPD]: Zum Bespiel 
mit einer Jugendberufsagentur!)

Arbeitslosigkeit und der Rückgriff auf Transferleis-
tungen sollten minimiert werden. Im großen Bedarf 
an Arbeits- und Fachkräften kann eine Chance lie-
gen.
Außerdem möchte ich das Themenfeld Bildung und 
Sprachförderung an Schulen anreißen. Denn Spra-
che ist und bleibt der wichtigste Baustein für Inte-
gration – das muss man immer wieder betonen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insbesondere das Mehrstufenmodell des DaZ-Un-
terrichts und die Sprint-Maßnahmen, sprich die 
Sprachintensivförderung in der frühkindlichen Bil-
dung vor dem Schuleintritt sind erfolgreich. Die 
Arbeit, die das Bildungsministerium dort geleistet 
hat, ist beeindruckend. Ich bekomme das in meinem 
Wahlkreis regelmäßig mit. Die Lehrerinnen und 
Lehrer leisten hier viel Arbeit.
Das waren zwei kurze Einblicke in den Bericht, der 
noch viel mehr Chancen und Leuchttürme aufzeigt. 
Ich habe den Eindruck, dass das Land mit viel Kraft 
und Ideen viele Stellschrauben bewegt, und lege 
Ihnen ans Herz, dass Sie sich – wenn noch nicht ge-
schehen –diesen Bericht anschauen. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN erteile ich nun der Abgeordneten Catha-
rina Nies das Wort.

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleg_innen! Zu-
nächst einmal danke ich Frau Ministerin Touré und 
den Fachleuten in Ihrem Ministerium für den vor-
liegenden schriftlichen Integrations- und Zuwande-
rungsbericht. Auf über 160 Seiten werden hier die 
Ansätze schleswig-holsteinischer Migrations- und 

Teilhabepolitik ausführlich beschrieben. Es wird 
aufgezeigt, wo wir noch Lücken haben und nach-
bessern müssen, vor welchen Herausforderungen 
wir stehen und dass Integration und Teilhabe eine 
Querschnittsaufgabe aller Ressorts sind und sein 
müssen, um eine interkulturelle Öffnung der Regel-
strukturen und Regeldienste zu erreichen. Damit 
ist eine wichtige Faktenbasis geschaffen worden, 
um zu ermitteln, mit welchen Schritten wir die Zie-
le unseres Integrations- und Teilhabegesetzes von 
2021 Schritt für Schritt erreichen können.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU)

Auch wenn viele das Integrations- und Teilhabege-
setz als ein stumpfes Schwert empfinden – ein Ge-
setz ist immer nur so schwach oder stark, wie die 
Politik, die Behörden und die Menschen es anwen-
den. In dem Gesetz steht zum Beispiel:

„Der Zugang zu Integrationsangeboten wird 
mit Beginn des Aufenthalts in Deutschland 
geschaffen.“

Das heißt, der Zugang zu Sprachkursen, zu Anpas-
sungsqualifizierungen, zu Teilhabeangeboten soll 
für jede Person von Beginn an da sein. Im Gesetz 
heißt es weiter:

„Bei allen Maßnahmen ist auf die gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Frauen und Mädchen 
zu achten.“

Dieser Grundsatz sollte in allen Bereichen unse-
rer Integrationsarbeit umgesetzt werden. Und nach 
dem Gesetz unterstützt das Land Maßnahmen, die 
„den Zugang zu ausländerrechtlichen Informatio-
nen gewährleisten und landesweit analog wie digi-
tal ausbauen“. Das ist ein Bekenntnis zur Digita-
lisierung der Zuwanderungsbehörden und der An-
tragstellung bei Verlängerung eines Aufenthaltspa-
piers oder einer Beschäftigungserlaubnis.
Wie weit sind wir mit diesen Zielen und Maßnah-
men? – Nicht überall so weit, wie wir es gern 
wären, und wir sind auch regional unterschiedlich 
aufgestellt. Der Bericht skizziert die Ausgangslage, 
und wir werden nun Schritt für Schritt auch mit 
der Weiterentwicklung des Integrations- und Teilha-
begesetzes weitere Öffnungen und Verbesserungen 
vorantreiben.
Insbesondere in der aktuellen Zeit und angesichts 
des gefühlten Rechtsrucks in der Gesellschaft müs-
sen wir positiv über Einwanderung und Integration 
sprechen. Wir müssen darüber sprechen, dass es 
um Menschen geht, um Menschenrechte und einen 
würdigen Umgang miteinander. Bei all den Debat-
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ten muss klar sein: Je restriktiver die Integrations-
politik eines Bundeslandes ist, desto mehr Proble-
me wird es mit Zuwanderung geben, je offener und 
integrationsorientierter, desto mehr positive Erfah-
rungen können Menschen miteinander machen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Christian Dirschauer [SSW])

Ich möchte, dass wir positive Erfahrungen machen, 
wir als gesamte Gesellschaft, die Menschen, die zu 
uns kommen, und die Menschen, die hier schon 
leben.
Wenn wir eine erfolgreiche Integrationspolitik ma-
chen wollen, wenn wir Menschen wollen, die selbst 
eine Wohnung mieten, die ihr eigenes Geld verdie-
nen und Steuern zahlen, voll am Bildungswesen 
partizipieren und sich politisch beteiligen, mit in 
die Verantwortung gehen für diese Gesellschaft, 
unsere Umwelt und Natur, und wenn wir eine 
diverse Arbeitnehmer_innen- und Unternehmen_in-
nenschaft haben wollen, dann müssen wir auch da-
nach handeln, mit dem öffentlichen Dienst weiter 
vorangehen und strukturelle Hürden in der Zuwan-
derungsverwaltung konsequent abbauen. Wir benö-
tigen nachhaltige Strukturen in der Migrationsar-
beit, mit personeller Kontinuität und langfristiger 
Planungssicherheit. Ein Blick in unser Integrations- 
und Teilhabegesetz lohnt sich.
Dieser erste Begleitbereich dazu zeigt, dass vieles 
schon gut läuft und es noch einiges zu tun gibt. Las-
sen Sie uns diesen positiven Kurs halten und darauf 
weiter selbstbewusst aufbauen! – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion erteile ich 
nun der Abgeordneten Serpil Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Auch ich möchte am Beginn 
meiner Ausführungen gern den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Sozialministeriums im Namen 
der gesamten SPD-Fraktion ganz herzlich danken.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Christian Dirschauer [SSW])

Das ist nicht einfach nur so daher gesagt, sondern 
ich bin wirklich froh, dass wir erkannt haben, 
dass Integration eine Querschnittsaufgabe ist. Da 

herrscht mittlerweile große Einigkeit. Ich weiß aus 
diversen internen Verhandlungsrunden, was das be-
deutet. Wenn alle zuständig sind, fühlt sich am En-
de meistens niemand wirklich zuständig. Da sind 
wir ein großes Stück vorangekommen, daher wirk-
lich: Meinen Dank.

Was die Zahlen angeht, müssen wir uns wahr-
scheinlich auch noch beim Statistikamt Nord und 
beim Sachverständigenrat bedanken. Es sind viele 
Daten zusammengetragen worden, die andere für 
uns erheben.

Die Landesregierung ist sich ihrer Vorbildfunkti-
on bewusst, Integration ist keine Einbahnstraße. 
Der Ansatz der Landesregierung, dass Integration 
respektiert, gestaltet und vor allem gelebt werden 
soll, ist die Kernaussage, die sich durch den Bericht 
zieht.

Ehrlich gesagt, da sind wir aber erst am Anfang, 
und es wird sich auch erst im Prozess zeigen, wie 
weit wir hier kommen. Noch ist es deutlich zu früh, 
eine Bilanz zu ziehen. Da teile ich die Meinung 
meiner Vorrednerin. Wie gesagt, wir werden das 
weiter beobachten.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, im Bericht 
schreiben Sie, Sie nehmen das Integrations- und 
Teilhabegesetz, das 2021 verabschiedet worden ist, 
um einen ganzheitlichen Anspruch gewährleisten 
zu können. So weit, so gut, aber dass ein intensiver 
Prozess der Beteiligung vorausgegangen ist und die 
Hinweise alle aufgenommen worden sind, um das 
Ganze, das Gesetz, ausdrücklich besser zu machen, 
dem muss ich widersprechen. Wir hatten eine An-
hörung zum Integrations- und Teilhabegesetz, und 
davon ist so gut wie nichts aufgenommen worden. 
Der SSW als Servicedienstleister hat dann noch 
einmal in dieser Legislatur den Integrations- und 
Teilhabebericht eingebracht, zumindest mit Ände-
rungsvorschlägen dazu. Sie können sich gern noch 
einmal die Anhörungsergebnisse anschauen.

Es gibt in diesem Integrations- und Teilhabegesetz 
einen konkreten Punkt, dieser betrifft den Experten-
rat oder den Beirat. Lars Harms, ich weiß gar nicht, 
ob der Beirat nun endlich eingerichtet worden und 
ob er zusammengekommen ist.

(Zuruf Lars Harms [SSW])

– Nein, auch noch nicht. Okay. Das Gesetz, das 
man zum Anlass genommen hat, hat man noch gar 
nicht richtig erarbeitet. Alles klar, damit müssen 
wir eben auch zurechtkommen, aber das steht wahr-
scheinlich einmal wieder auf einer anderen Bilanz-
karte.
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Verehrte Kolleginnen und Kollegen, weder die For-
derungen nach klaren Handlungskriterien noch die 
Kritik sind damals in das Gesetz aufgenommen 
worden. Von daher bleibt hier auch noch einiges 
zu tun.

Frau Ministerin, Sie haben vorgestellt, was eine der 
größten Aufgaben ist, und da liegt die ganze Viel-
falt der Möglichkeiten, die Sie als Arbeitgeberin 
haben, vor allem als größte Arbeitgeberin Land mit 
einer Vorbildfunktion, um eine moderne und viel-
fältige Gesellschaft auf die Beine zu stellen. Aber 
in dem Bericht verweisen Sie auf einen Bericht, 
den Sie 2013 gegeben haben. 2017 ist das zum 
Thema vielfältige Verwaltung in einen anderen Be-
richt mit eingepflegt worden. Ehrlich gesagt, mehr 
steht da nicht drin. Zahlen, Daten, Fakten haben wir 
dazu auch nicht. Deswegen finde ich es wirklich 
mehr als bedauerlich, denn hier hätte die Landesre-
gierung wirklich freie Hand, um die gewünschte 
Vielfalt respektvoll zu gestalten und Diversität zu 
leben. Da wird noch einiges zu tun sein.

(Beifall SPD und Lars Harms [SSW])

Für mich persönlich ziehe ich drei Punkte heraus, 
die mir total fehlen: Sie sagen erstens, es fehlen 
knapp 15.000 Fachkräfte, die zu uns einwandern 
sollen. Aber mit keinem Ton sagen Sie, wie Sie 
das tatsächlich gestalten wollen. Dass das Welco-
me Center das nicht schaffen wird, das wissen 
wir jetzt schon. Herr Buchholz weiß auch, wovon 
ich rede. Also, wie wollen Sie dafür sorgen, dass 
15.000 Fachkräfte nach Deutschland kommen?

Zweitens. Wie schaffen Sie es, im Bereich DaZ 
den Defiziten, die Sie aufgelistet haben, was den 
Fachkräftemangel angeht, entgegenzuwirken?

Ein Punkt ist mir gerade erst zugespielt worden. 
Einige Kolleginnen und Kollegen der CDU-Frak-
tion schreiben jetzt schon Bundestagskollegen an 
und sagen: Uns fehlen DaZ-Plätze, uns fehlen Krip-
pen- und Kitaplätze. Dafür möge sich doch der 
Bundestagsabgeordnete Ralf Stegner einsetzen, vor 
allem, weil die Aufnahmekapazitäten in wenigen 
Tagen schon aufgebraucht sein werden. Frau Kolle-
gin Glißmann, das haben wir zum Beispiel heute 
Morgen diskutiert. Sie sind jetzt tatsächlich schon 
so dreist, die Aufgaben, die Sie erfüllen müssen, 
Krippe, Kita, DaZ, Unterkünfte, direkt an den Bun-
destagskollegen abzugeben. Dazu fällt mir nichts 
mehr ein. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Für die FDP-Fraktion erteile ich nun dem Abgeord-
neten Dr. Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es ist der erste Bericht der Frau Ministerin 
zu Integration und Zuwanderung nach dem Integra-
tions- und Teilhabegesetz. Deshalb will ich wirklich 
nicht zu streng damit sein. Wir müssen ehrlich mit 
uns selbst sein, was der Bericht leistet und was 
nicht.
Erst einmal ist Ihnen zu danken für die Fleißarbeit, 
die dahintersteckt, diese Daten alle zusammenzu-
stellen.
Ich sage auch: Ja, Ihr gesetzlicher Auftrag ist, drei 
Aufgaben mit diesem Bericht zu erfüllen. Erstens. 
Der Bericht soll die Bevölkerungsentwicklung un-
ter besonderer Berücksichtigung der verschiedenen 
Formen der Zuwanderung darstellen. Das leistet 
der Bericht. – Übrigens, Frau Kollegin Midyatli, 
daraus wissen wir jetzt, dass im Jahr 2021 der An-
teil der Erwerbsmigration nach Schleswig-Holstein 
insgesamt aus 355 Personen bestand. 2021 sind 
das 0,87 Prozent derjenigen, die in dem Jahr eine 
Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis erhalten 
haben. Das waren 40.500. Meine Damen und Her-
ren, das ist die Realität der Erwerbsimmigration. 
Das zeigt, wie weit der Weg dahin ist, 14.000 oder 
15.000 Menschen hierher zu bekommen.
Wir müssen ehrlich sein: 2021 war ich noch in 
Verantwortung. Da gab es noch kein Fachkräfteein-
wanderungsgesetz.

(Zurufe)
– Nein, das gab es noch nicht. Das war gerade erst 
wirksam geworden.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das lag an den Kol-
legen da drüben!)

– Ja, das lag an den anderen. Das macht nichts. 
– Ehrlich gesagt, wir reden hier vom Welcome 
Center und davon, wie viele Fachkräfte sind hier 
eingewandert. 355 waren es.
Der zweite Teil der Aufgabe dieses Berichtes ist es, 
spezifische Strukturen und Maßnahmen sowie Leis-
tungen im Land Schleswig-Holstein für Integration 
und Teilhabe darzustellen. Das leistet der Bericht 
auch. Ich finde, das ist ganz oft viel Lyrik und viel 
Darstellung der Ministerien.
Die aus meiner Sicht wichtige dritte Aufgabe ist 
jedoch: Der Bericht soll den Stand der Integration 
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und Teilhabe von Menschen mit Migrationshinter-
grund anhand von Zielen und Indikatoren beschrei-
ben. Wir müssen ehrlich sagen, das leistet der Be-
richt nicht, weil diese Indikatoren zum Teil gar 
nicht da sind. Ich mache das schlicht und ergreifend 
an einer Frage fest, die ich der Landesregierung 
im Sommer gestellt habe, und das ist eine legitime 
Frage, wenn man weiß, dass im Jahr 2015 und im 
Jahr 2016 aus Syrien relativ viele Menschen nach 
Schleswig-Holstein gekommen sind. Ich kann es 
Ihnen ziemlich genau sagen, wie viele es in diesen 
beiden Jahren waren, ich habe mir das zusammen-
gestellt. Im Jahr 2015 waren es 14.400 Menschen, 
und im Jahr 2016 waren es 2.500 Menschen. Das 
sind insgesamt fast 17.000 Menschen aus Syrien in 
den Jahren 2015 und 2016.
Die Frage war: Was ist mit denen eigentlich heute? 
Haben sie eine sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung? Haben die einen Sprachkurs gemacht? 
Haben die eine Arbeitsqualifikation? Sind die in 
Ausbildung, oder sind sie Bezieher von Leistungen 
geworden? – Und die Antwort ist einfach: Wir wis-
sen es nicht. Wir wissen es nicht, weil wir nicht 
einmal wissen, ob diese Menschen noch im Land 
sind. Auf die Frage, wer von diesen Menschen mit 
einem Wohnsitz hier gemeldet ist, lautet die Ant-
wort: Diese Daten werden nicht erhoben.
Auf die Frage, wie viele Menschen wir aus diesen 
beiden Jahren in den Arbeitsprozess bekommen 
haben, verweist die Landesregierung darauf: Der 
Landesregierung liegen die angefragten Daten nicht 
vor, sie ist insoweit auf die Zulieferung der Bun-
desagentur angewiesen, die nach eigenen Vorgaben 
Daten erhebt und verarbeitet. Daher wurde in der 
Bundesagentur angefragt, ob die erbetenen Daten 
bereitgestellt werden können. Nach Mitteilung der 
Bundesagentur ist es jedoch nicht möglich, aus dem 
Datenpool die Daten für die Geflüchteten aus den 
Jahren 2015 und 2016 zu extrahieren.
Meine Damen und Herren, anders ausgedrückt: In-
tegration findet im Blindflug statt. Und das, Frau 
Ministerin, ist gar kein Vorwurf an Sie. Das müssen 
wir ändern. Das müssen wir ändern, weil wir einen 
realistischen Blick darauf bekommen müssen, was 
tatsächlich passiert.
Ich stelle Ihnen das einmal dar: Ich habe mir 
die Mühe gemacht, anhand der Quellen der Bun-
desagentur, der Quellen aus Statista und anderen 
zusammenzustellen, wie viele Menschen aus den 
Asylhauptherkunftsländern kommen. Das ist näm-
lich die Zahl, die die Bundesagentur erhebt. Dort 
spricht man von Asylhauptherkunftsländern. Das 
sind die Länder Afghanistan, Syrien, Eritrea, Irak, 

Iran, Nigeria, Pakistan und Somalia. Wie viele sind 
aus diesen Ländern in den letzten Jahren eigentlich 
nach Schleswig-Holstein gekommen? – Es sind ins-
gesamt 104.106, davon 32.000 aus Syrien.

Jetzt muss man gucken, ob die noch alle hier sind 
oder nicht. Dazu kann man bei statista.de gucken, 
wie viele aus diesen Ländern in Schleswig-Holstein 
zum Stichtag Ende 2022 gemeldet sind. Das sind 
nur noch 81.250.

Jetzt setzen wir diese 81.250 einmal ist Verhältnis 
zu denen aus den Hauptherkunftsländern. Frau Kol-
legin von Kalben, es geht um Arbeitsmarktintegra-
tion. Das sind insgesamt 17.622 Menschen oder 
21 Prozent, die am Ende im Jahr 2022 sozialver-
sicherungspflichtig beschäftigt waren. Das jetzt bit-
te auf der Zunge zergehen lassen: Davon hatten 
nur 4.469 Menschen einen Berufsschul- oder einen 
beruflichen Abschluss oder eine akademische Qua-
lifikation. Das sind von den in den letzten zehn 
Jahren aus den Asylhauptherkunftsländern Einge-
reisten genau 5,5 Prozent.

(Serpil Midyatli [SPD]: Und wie viele 
Selbstständige?)

– Das kann ich nicht sagen. Das ergibt sich daraus 
nicht. Das weiß ich nicht.

Meine Damen und Herren! Dies zeigt einmal mehr, 
wie notwendig der realistische Blick auf die Frage 
ist, wie Integration bei uns stattfindet.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Herr Abgeordneter!

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin. – Wir 
müssen aber entsprechende Indikatoren entwickeln, 
die es uns ermöglichen, dass wir uns tatsächlich 
einen realistischen Blick auf den Stand der Integra-
tion verschaffen; diesen haben wir bisher nicht. – 
Herzlichen Dank.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für die SSW-Fraktion erteile ich 
nun dem Abgeordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Auch ich möchte mich vorab beim Sozial-
ministerium beziehungsweise bei allen zuarbeiten-
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den Ministerien und Behörden für diesen Bericht 
bedanken. Er ist der erste seiner Art, sehr umfas-
send und in seiner thematischen Ausrichtung weit 
gefasst. Manchmal habe ich das Gefühl gehabt: 
weit gefasst, aber dadurch unkonkret. Das mag an 
seinem Bezugspunkt, dem Integrations- und Teilha-
begesetz, wie es jetzt ausgestaltet ist, liegen.

An einigen Stellen ist der Bericht überraschend ge-
nau. Er unterscheidet beispielsweise intensiv zwi-
schen den verschiedenen Formen von Migration 
und zeigt so die vielfältigen – und berechtigten 
– Gründe, warum Menschen zu uns kommen: Er-
werbs- und Bildungsmigration, humanitäre Migrati-
on, Spätausgesiedelte, jüdische Zuwanderung aus 
den ehemaligen Sowjetrepubliken oder Zuwande-
rung deutscher Staatsangehöriger; so etwas gibt es 
nämlich auch. Die Auflistung von Zu- und Fortzü-
gen aus den einzelnen Staaten insgesamt und des 
damit einhergehenden Wanderungssaldos, der am 
Ende bleibt, finde ich ebenfalls aufschlussreich. 
Aber danach bleibt der Bericht an vielen Stellen zu 
vage.

Tatsächlich sammeln sich hier auf 160 Seiten The-
men aus so vielen verschiedenen Bereichen, dass 
sich eine Ausschussüberweisung und die Themati-
sierung dort selbsterklärend anschließen müssen. 
Denn wir wandern in der Lektüre des Berichts zwi-
schen verschiedenen Migrationsindikatoren – von 
der interkulturellen Öffnung der Verwaltung sowie 
der Bildung und Sprachförderung an den Schulen 
über die Landespolizei, die Beratungsstellen und 
das Ehrenamt im Sport bis hin zu Arbeitsmarkt, 
Gesundheit und Einbürgerung –, wobei kaum auf 
die konkrete Umsetzung eingegangen wird.

Der Integrationsbeirat – er ist wichtig – wird genau 
an einer Stelle genannt, nämlich dort, wo beschrie-
ben wird, dass die Landesregierung vorsieht, diesen 
ab Sommer 2023 einzurichten; allerdings hat das 
immer noch nicht stattgefunden.

Ein weiteres, sehr konkretes Thema hätte das Wel-
come Center sein können. Aber das ist laut Bericht 
einfach weiterhin „geplant“.

Gewundert habe ich mich außerdem über einen 
Satz zur Reform des Integrations- und Teilhabege-
setzes. Diese sei in der parlamentarischen Befas-
sung für das Jahr 2024 geplant. Na, das ist ja drol-
lig!

(Heiterkeit SPD)

Wir als SSW hatten am 5. Oktober 2022, also vor 
ziemlich genau einem Jahr, einen Änderungsantrag 
zum Integrations- und Teilhabegesetz eingereicht, 

an den sich bereits eine Plenardebatte – wir haben 
hier also schon darüber geredet – angeschlossen 
hat. Und: Wir haben dazu sogar eine schriftliche 
und eine mündliche Anhörung im Innenausschuss 
durchgeführt. Die parlamentarische Befassung hat 
also schon stattgefunden. Es wäre gut, wenn das 
Ministerium das vielleicht auch zur Kenntnis näh-
me.

(Beifall SSW und SPD)

Die zentralen Ergebnisse des Berichts lassen sich 
in aller Kürze vielleicht so zusammenfassen: Es 
ist weiterhin so, dass der Bildungserfolg auch in 
Schleswig-Holstein stark von der sozialen Herkunft 
und deutschen Sprachkenntnissen abhängt. Es ist 
weiterhin so, dass wir einen massiven Fachkräfte-
mangel haben. Es ist weiterhin so, dass zu weni-
ge Sprach- und Integrationskurse zur Verfügung 
stehen. Es ist weiterhin so, dass Integration in ver-
schiedensten Bereichen, sei es Kultur, Sport oder 
Arbeit, besser umgesetzt werden muss. Es ist wei-
terhin so, dass wir wohnräumliche Segregation ver-
hindern müssen, um Teilhabe zu ermöglichen. Es 
ist weiterhin so, dass Armut ein alles entscheiden-
der Faktor ist.

Und – das gilt leider auch für einige der gerade an-
gesprochenen Bereiche –: Es ist weiterhin so, dass 
uns an vielen wichtigen Stellen die Informationen 
fehlen. Ich sage das vor allem bezogen auf den Be-
reich Gesundheit. Der Bericht bleibt auf den Seiten 
115 und 116 so inhaltslos, dass es wert ist, ihn hier 
zu zitieren:

„Die Datenlage zum Gesundheitsstatus von 
Menschen mit Migrationshintergrund ist in 
Deutschland noch unzureichend. Menschen 
mit Migrationshintergrund unterscheiden sich 
stellenweise in ihrem Inanspruchnahmever-
halten von Leistungen des medizinischen und 
pflegerischen Versorgungssystems von der 
Bevölkerung ohne Migrationshintergrund.“

Das war’s! Das sind die Ausführungen zum The-
ma Gesundheit von Menschen mit Migrationshin-
tergrund.

(Serpil Midyatli [SPD]: Die werden nicht 
krank!)

Wir haben seit 1949 Migration, verfügen aber nicht 
über Informationen dazu. Das ist schon ziemlich 
bitter.

Der Bericht spiegelt für mich genau die Kritik wi-
der, die wir am bisherigen Integrations- und Teilha-
begesetz immer formuliert haben: Es ist zu vage. 
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Angesichts des Informationsdefizits kann es gar 
nicht anders sein.

Wir als SSW haben unsere Vorschläge bereits über 
unseren Gesetzentwurf zur Änderung des Integra-
tions- und Teilhabegesetzes eingebracht: bedarfsge-
rechter und kostenfreier Zugang zu Sprachkursen 
unabhängig vom jeweiligen Aufenthaltsstatus; Aus-
weitung des Zugangs zu Berufsschulen für voll-
jährige Geflüchtete, damit sie bis zur Vollendung 
des 27. Lebensjahres eine schulische Ausbildung, 
eine vernünftige Ausbildung machen können; ver-
einfachte Anerkennung von Schulabschlüssen und 
Berufsausbildungen; Ausbau von Gesundheitsleis-
tungen; Verbesserungen im Pflegebereich, gerade 
für Menschen mit Sprachbarrieren.

Es gibt also genügend, was man machen kann. In-
sofern ist der Bericht richtig klasse. Er zeigt näm-
lich, dass das, was wir bisher im Rahmen des Inte-
grations- und Teilhabegesetzes gemacht haben, bei 
Weitem nicht ausreichend ist. Es wird Zeit, dass wir 
dieses Gesetz endlich an die Realität anpassen. – 
Vielen Dank.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für einen Dreiminutenbeitrag hat 
sich der Abgeordnete Martin Habersaat gemeldet.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich hoffe stark, dass im nächsten Bericht 
Perspektiv-Kitas nicht mehr nur als vage Möglich-
keit in einer fernen Zukunft erwähnt werden, son-
dern dass tatsächlich schon über deren konkrete 
Arbeit berichtet werden kann; das wäre immerhin 
ein Teilerfolg.

Tatsächlich sind wir uns sicherlich alle einig, dass 
der Übergang von der Kita zur Grundschule und 
das Screenig von Viereinhalbjährigen, über das wir 
hier schon mehrfach gesprochen haben, natürlich 
besonders Kindern mit Migrationshintergrund zu-
gutekommen. Es ist wichtig, dass wir auch insoweit 
Fortschritte machen. Ich finde es erschütternd, dass 
wir seit anderthalb Jahren bezogen auf diesen Be-
reich immer nur Ankündigungen hören.

(Beifall SPD)

Was leistet der Bericht? Bezogen auf den DaZ-Be-
reich wird aufgeschrieben, was passiert. Was der 
Bericht nicht leistet, ist, irgendeine Perspektive 
oder Verbesserungsansätze aufzuzeigen.

Ich nenne ein Beispiel. Die Schulen mit DaZ-Ba-
sisstufen beklagen sich, dass sie zwar für die DaZ-
Basisstufe Personal bekommen, aber nicht für die 
Teilintegration der Schülerinnen und Schüler in die 
anderen Klassen. Konkret: Sie haben in einer DaZ-
Basisstufe 20 Kinder, die Deutsch lernen. Diese 
Kinder sollen aber wann immer möglich auch am 
Unterricht der anderen Klassen teilnehmen. Nun 
verteilen Sie die 20 auf die anderen Klassen und ha-
ben, wenn nur zwei Parallelklassen vorhanden sind, 
möglicherweise plötzlich 30 statt 20 Schüler im 
Musik-, im Sport- oder im Kunstunterricht sitzen. 
Dafür gibt es aber kein weiteres Personal. Diese 
Regelung sollte man überarbeiten; man könnte sie 
auch überarbeiten.

Ich höre von Schulen – auch das ist ein Punkt, 
den es zu bearbeiten gilt –, dass es Schwierigkeiten 
gibt, bei Schülerinnen und Schülern in der DaZ-Ba-
sisstufe weitere Förderbedarfe anerkennen zu las-
sen, um gegebenenfalls Förderlehrkräfte dazuzube-
kommen. Das sollte man sich noch einmal ansehen.

Ein ganz neues Kapitel schlage ich für den Bereich 
„Lehrkräfte mit im Ausland erworbener Qualifikati-
on“ vor. Auch das hat ja mit Migration und Integra-
tion zu tun. Wir brauchen diese Kräfte. Erstens ist 
aber im Ministerium mehr als eine halbe Stelle not-
wendig, die sich um deren Anerkennung kümmert. 
Wir brauchen zweitens Ressourcen für die Schulen, 
die diesen Lehrkräften dabei helfen, in das deutsche 
Schulsystem zu finden; so möchte ich es einmal 
formulieren. Das können unsere Lehrkräfte nicht 
nebenbei leisten, insbesondere dann nicht, wenn es 
um die Vermittlung von Deutschkenntnissen geht, 
die nun einmal erforderlich sind, wenn man unter-
richten möchte.

Das alles, was ich hier schildere, ist noch harm-
los im Vergleich zu dem, was Kollegin Glißmann 
und Kollege Balasus geschildert haben; leider sind 
beide nicht mehr da. Sie haben an den Bundes-
tagsabgeordneten Dr. Ralf Stegner einen Brief ge-
schrieben. Darin heißt es, dass Kitas und Schulen 
sich in einer „verschärften Lage“ befänden und die 
DaZ-Klassen voll seien. Nicht nur das, es ist von 
„unhaltbaren Zuständen“ die Rede, meine Damen 
und Herren. Unhaltbare Zustände an unseren Ki-
tas und Schulen – festgestellt von der Parlamenta-
rischen Geschäftsführerin der CDU-Landtagsfrakti-
on und dem bildungspolitischen Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion. Unhaltbare Zustände an unseren 
Schulen!

(Beifall SPD, SSW und Dr. Bernd Buchholz 
[FDP])
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Liebe Landesregierung, ich verlange, dass Sie die-
se unhaltbaren Zustände sofort beheben! – Vielen 
Dank.

(Beifall SPD und Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für einen weiteren Dreiminutenbei-
trag hat sich die Abgeordnete Serpil Midyatli ge-
meldet.

Serpil Midyatli [SPD]: 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich weiß, es 
ist kurz vor Feierabend. Aber mir ist es ganz beson-
ders wichtig, noch einmal auf einen Punkt einzuge-
hen. Wir haben die ganze Zeit wieder genau das 
gemacht, was wir in der Integrationsdebatte auch 
sonst immer tun: Wir waren wieder komplett defi-
zitorientiert.

Das ist auch wichtig, um zu sehen, in welchen 
Bereichen insbesondere wir als Politik reagieren 
müssen. Aber hier ging es ja nicht nur darum, eine 
Defizitbeschreibung vorzunehmen, sondern es war 
ein Integrations- und Zuwanderungsbericht.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, lieber Bernd 
Buchholz, Sie haben sich die Zahlen angeschaut 
– ich auch –: Wenn man sich die Gesamtzahl 
der Menschen mit Migrationsgeschichte und ‑hin-
tergrund und die einzelnen Bereiche anschaut, sieht 
man, dass die aller-, allermeisten schon voll inte-
griert sind. Es sind schon Schleswig-Holsteininnen 
und Schleswig-Holsteiner. Da hat etwas sehr gut 
funktioniert; das liegt natürlich zum Teil auch an 
unserem Land.

Vielleicht lohnt es sich auch, in diesem Bereich 
einmal genauer hinzuschauen: Mal gucken, warum 
hat es gerade bei dem sehr gut funktioniert? – Viel-
leicht können wir auch daraus etwas ableiten.

(Lars Harms [SSW]: Sehr gut! Ja!)

Gerade in dieser Debatte, so aufgeheizt und aufge-
hetzt, wie die Diskussion gerade im Land geführt 
wird – wirklich! – und bei den Zahlen der Rechts-
populisten, die so alarmierend sind! Das wird der 
eine oder andere von Ihnen vielleicht nicht nach-
vollziehen können, aber: In meiner Community re-
den wir sehr ernsthaft darüber, wie lange wir hier 
noch in Sicherheit leben können. Ich rede da von 
uns, die das alles mitbekommen, die der deutschen 
Sprache sehr wohl mächtig sind, deren Kinder in 
Sportvereinen und Schulen unterwegs sind.

Das ist nämlich auch etwas: Wenn wir immer 
nur defizitorientiert sind, immer nur schauen, was 
nicht funktioniert, fühlen sich alle anderen, die sich 
schon längst als Deutsche und Schleswig-Holstei-
nerinnen fühlen, total ausgeschlossen und sagen: 
Hey Leute, wir sind aber auch irgendwie ein Teil 
dieser Gesellschaft!
Das ist mir besonders wichtig, wenn wir Berichte 
machen – es geht hier um einen ganzheitlichen Be-
richt und die Einleitung in dem Bericht der Minis-
terin war ja auch so –, dass wir auf unsere Gesell-
schaft in Schleswig-Holstein schauen. Die Gesell-
schaft ist bunt, die ist vielfältig, die ist divers. Es 
wäre wirklich großartig, wenn wir diesen Teil auch 
einmal abbilden könnten,

(Beifall Jasper Balke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

wenn wir diesen Teil vielleicht auch einmal hochle-
ben lassen könnten. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Beratung. – Ist von dem 
Abgeordneten Lars Harms Ausschussüberweisung 
beantragt worden?

(Lars Harms [SSW]: Ja, ist es!)
– Gut. – Es ist beantragt worden, den Bericht 
der Landesregierung, Drucksache 20/1452, feder-
führend dem Innen- und Rechtsausschuss zu über-
weisen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Mitberatend 
dem Bildungsausschuss! – Martin Habersaat 
[SPD]: Bildung!)

– So, Konzentration! Also: Federführend dem In-
nen- und Rechtsausschuss, mitberatend dem Bil-
dungsausschuss.

(Birte Pauls [SPD]: Sozialausschuss auch!)
Ich wiederhole: federführend dem Innen- und 
Rechtsausschuss, mitberatend dem Bildungsaus-
schuss und dem Sozialausschuss zu überweisen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Dann muss er 
auch in den Wirtschaftsausschuss wegen der 
Arbeitsmigration!)

– Das ist völlig in Ordnung, Herr Abgeordneter. 
– Also, der Wirtschaftsausschuss ist auch noch da-
zugekommen. Wer so beschließen will, den bitte 
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ich jetzt um das Handzeichen. – Die Gegenprobe! 
– Stimmenthaltungen? – Das ist einstimmig so be-
schlossen worden.
Ich wünsche allen einen schönen Feierabend und 
unterbreche die Tagung. Wir sehen uns morgen früh 
um 10 Uhr wieder. Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 18:13 Uhr
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Anhang
Reden zu Protokoll

Bildungsoffensive zur Verbraucherbildung

Bericht der Landesregierung
Drucksache 20/1059

Dirk Kock-Rohwer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Im November letzten Jahres haben wir hier 
schon einmal über dieses Thema gesprochen, und 
ich habe berichtet, was wir auf unserem Hof mit 
Schulklassen so alles veranstalten.

Jetzt haben wir einen schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung vorliegen, und ich danke dem Minis-
ter und den Mitarbeitenden seines Hauses, des 
Bildungsministeriums und weiterer Häuser für die-
se Zusammenstellung der Aktivitäten zur Verbrau-
cher_innenbildung.

Das erklärte Ziel ist Handlungskompetenz. Die 
Schüler_innen werden auch in die Lage versetzt, 
bewusste, mit viel Hintergrundwissen belegte Ent-
scheidungen bezüglich ihres Konsums zu treffen. 
Dazu bedarf es eines Verständnisses der Realitäten, 
wie sie auf landwirtschaftlichen Betrieben, in der 
Lebensmittelverarbeitung und in der Vermarktung 
vorliegen. Dieses Verständnis wird am besten durch 
Anschauung geweckt. So verliert das Produkt im 
Supermarkt seine Anonymität und bekommt ein 
Gesicht, eine Geschichte.

Ich halte das Konzept der außerschulischen Lernor-
te für sehr sinnvoll und begrüße den landesweiten 
und fächerübergreifenden Ansatz sowie die Einbin-
dung der Europa-Universität Flensburg als wissen-
schaftliche Begleitung. Ich begreife das Ganze als 
Work in Progress; es ist kein Abschlussbericht, der 
uns vorliegt, sondern gibt den Arbeitsstand wieder.

Am letzten Dienstag wurde den zuständigen Mit-
gliedern aller Fraktionen bei einem Treffen im 
MLLEV der derzeitige Sachstand der BiLEV - 
Bildungsinitiative Landwirtschaft, Ernährung, Ver-
braucher - erläutert. Mit den Akteurinnen des Netz-
werks, Frau Dr. Peuker von der Europa-Universi-
tät in Flensburg und der Staatssekretärin aus dem 
MLLEV, Frau Benett-Sturies, sowie der Staats-
sekretärin aus dem Bildungsministerium, Frau 
Dr. Stenke, hatten wir einen sehr angeregten Aus-
tausch.

Es ist erstaunlich, was in der kurzen Zeit auf die 
Beine gestellt wurde. Man konnte das Engagement 
der Beteiligten förmlich mit den Händen greifen.

Wir haben gehört, wie die Qualifizierung sowohl 
von Lehrkräften als auch von Anbieter_innen an 
den Lernorten voranschreitet. In vier Veranstaltun-
gen wurden mehr als 100 Personen geschult und 
qualifiziert, von 58 unterschiedlichen Betrieben aus 
Produktion und Verarbeitung.

Dazu gehört eine Didaktisierung der themenspezi-
fischen Lerninhalte, die teilnehmende Betriebe lie-
fern können, durch entsprechend pädagogisch befä-
higtes Personal. Es steckt also weit mehr dahinter 
als nur den Schüler_innen mal einen Bauernhof zu 
zeigen und ein paar Kälber oder Lamas streicheln 
zu lassen.

Am Themenfeld Landwirtschaft und Ernährung 
lässt sich hervorragend fächerübergreifendes, mul-
tiperspektivisches Lernen umsetzen, wie das Schau-
bild auf Seite 8 des Berichtes sehr schön darstellt. 
Technik, Arbeitswelt, ethische Fragen, naturwissen-
schaftliche und ökologische Zusammenhänge, öko-
nomische Zusammenhänge wie Markt und Preisbil-
dung, all dies lässt sich ganz praktisch miteinander 
verknüpfen.

Ich hoffe, dass die Schulen im Land fleißig von 
dem Angebot Gebrauch machen und es in den 
Schulalltag und schulinternen Fachcurricula hinein-
fließen lassen werden. Es ist geeignet, nicht nur 
das Fach Verbraucher_innenbildung zu bereichern, 
sondern auch andere schulische Fächer können von 
den Projekten profitieren.

Ich danke den Akteur_innen, die sich mit konkreten 
Bildungsangeboten beteiligen und so einen Beitrag 
leisten, dass Lernen durch Begreifen im wahrsten 
Sinne des Wortes an möglichst vielen authentischen 
Lernorten umgesetzt werden kann.

Wir müssen dafür Sorge tragen, dass schon in 
jungen Jahren das Wissen entsteht, welche Auswir-
kung, welche Verantwortung schon beim Einkauf 
besteht, für unsere Umwelt, für Biodiversität, für 
die Auswirkung auf das Klima und auf die eigene 
Ernährungsgrundlage. Um ein besseres Verständnis 
von Nachhaltigkeitsaspekten in Landwirtschaft und 
Ernährung geht es inhaltlich bei diesem Konzept, 
aber der Schwerpunt der Umsetzung liegt bei den 
Schulen.
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Ich halte es daher für angebracht, dass sich auch 
der Bildungsausschuss mit der Thematik beschäf-
tigt, und beantrage die Überweisung in diesen Aus-
schuss, mitberatend in den Agrar- und Umweltaus-
schuss. - Vielen Dank für ihre Aufmerksamkeit.

Marc Timmer [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Zunächst einmal vielen Dank für den 
Bericht. Verbraucher_innenbildung ist ein wichtiges 
Thema, über das wir noch viel intensiver sprechen 
sollten. Denn sie klärt auf und schafft insbeson-
dere bei jungen Leuten ein Bewusstsein für eine 
selbstbestimmte, gesunde und verantwortungsvolle 
Lebensführung. Heute ist es bei all den schnellen 
Entwicklungen und Veränderung sowie der mannig-
faltigen Herausforderungen wahrscheinlich beson-
ders wichtig, dass Schüler_innen jeden Alters ler-
nen, bewusst mit der Vielfalt an Angeboten und 
Entscheidungen umzugehen. Sie dabei zu unterstüt-
zen und ihnen das Handwerkszeug für ein gutes 
Leben mitzugeben, ist eine wichtige Aufgabe.
Lieber Herr Minister Schwarz, Sie sind vom Par-
lament durch die Zustimmung von CDU und Grü-
nen in ihrem Antrag aus dem November 2022 mit 
der Bildungsoffensive beauftragt worden. Häkchen 
dran. Jetzt unterstützen wir die Bildungsoffensive 
dem Grundsatz nach. Ich finde es gut, dass Sie gute 
und zahlreiche Akteure gewinnen konnten.
Bitte erlauben Sie mir dennoch zwei grundsätzliche 
Kritikpunkte. Leider konzentrieren Sie sich mit Ih-
rer Bildungsoffensive zur Verbraucherbildung aus 
meiner Sicht zu sehr auf den Bereich Landwirt-
schaft. Die Tatsache, dass Verbraucherschutz im 
Landwirtschaftsministerium verortet ist, heißt nicht, 
dass sich Verbraucherschutz vorrangig mit Land-
wirtschaft befassen muss.
Verstehen Sie mich nicht falsch, das sind wichtig 
Themen. Die Produktion von Lebensmitteln, Kli-
maanpassung, die Bedeutung regionaler Produkte, 
eine gesunde und nachhaltige Ernährung oder auch 
Lebensmittelverschwendung sollten Schülerinnen 
und Schülern nähergebracht werden. Und: Land-
wirtschaft ist wichtig für Schleswig-Holstein. Land-
wirte üben einen wichtigen und sehr anspruchsvol-
len Beruf aus, der durch zahlreiche Regelungen, 
schwierige Märkte und große Unsicherheiten ge-
kennzeichnet ist. Der ständige Veränderungsdruck, 
dem Landwirte ausgesetzt sind, ist enorm. Dass 
sich die Landwirtinnen und Landwirte diesem 
Druck – auch oftmals öffentlichem Druck – in ih-
rem Beruf stellen, dafür möchte ich mich bei ihnen 
bedanken.

Dennoch denke ich, dass diese Bildungsoffensive 
nur ein kleiner Ausschnitt der Verbraucherbildung 
ist. Es erscheint mir grundsätzlich sinnvoll, wenn 
nicht jedes Fachministerium eigene Bildungsoffen-
siven starten kann. Ansonsten verzetteln wir uns. 
Mir ist aber noch nicht ganz klar, welche Evidenzen 
es gibt, dass der Bereich Landwirtschaft und Ernäh-
rung eine besondere Stellung einnehmen soll.

Wenn Sie bei Jugendlichen fragen, wo das Interes-
se im Bereich des Verbraucherschutzes liegt, dann 
bekommen Sie folgende Antworten zu hören: Was 
muss ich über Kaufverträge wissen? Wie beziehe 
ich meine erste eigene Wohnung? Welche Versiche-
rungen brauche ich, welche vielleicht nicht? Wie 
habe ich mein Geld im Griff, um mich nicht zu ver-
schulden? Cookies sind neben der gesunden Ernäh-
rung wichtig, aber doch auch, wenn es um Datensi-
cherheit im Netz geht. Was muss ich beim Online-
Shopping beachten? Wie erkenne ich nachhaltige 
Kleidung? Wie schütze ich mich in den sozialen 
Medien vor Hatespeech oder Lovescamming?

Verbraucher_innenbildung ist an Schulen zu Recht 
breit aufgestellt. Es soll das gesamte Leben junger 
Menschen beleuchten und ihnen bei den schwieri-
gen Themen das wichtige Know-how für ein eigen-
ständiges Leben mitgeben. Das tun Sie mit ihrer 
Bildungsoffensive leider nur bedingt. Ich fände es 
also gut, wenn die Bildungsoffensive viele Bereiche 
des Verbraucherschutzes umfasst.

Seit 2009 ist Verbraucherbildung nun – zumindest 
in einigen Schulformen – ein eigenes Fach. Das war 
ein wichtiger Schritt. Leider ist es aber immer noch 
ein Kann-Thema. Wir brauchen mehr Verbindlich-
keit und ein flächendeckendes Angebot. Warum 
Gymnasien dieses Fach nicht anbieten, erschließt 
sich mir zum Beispiel nicht. Aber das können ja 
unsere Bildungspolitiker_innen noch einmal an an-
derer Stelle diskutieren.

Im nächsten Jahr wird es eine Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe geben, in die Lehrende, Lernende, 
Eltern und Verbraucherschutzorganisationen einge-
bunden werden. Das ist ein guter Moment, um das 
Thema Verbraucherschutz hier erneut zu diskutie-
ren und thematisch zu erweitern.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Frau Präsidentin! Die Bildungsinitiative „Landwirt-
schaft, Ernährung und Verbraucherschutz“ ist in 
Zusammenarbeit zwischen Landwirtschafts- und 
Bildungsministerium gewachsen und hat seinen Ur-
sprung im Dialogprozess „Zukunft der Landwirt-
schaft“.
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In den letzten Jahren haben wir häufig über diesen 
Dialogprozess diskutieret. Das Verhältnis der Ver-
braucherinnen und Verbraucher zur Landwirtschaft 
und zur Lebensmittelproduktion hat sich in den 
letzten Jahren verändert. Einst waren sie der unan-
tastbare Motor im ländlichen Raum, doch mittler-
weile hat sich der gesellschaftliche Blick auf die 
Produktion von Lebensmitteln verändert, und das 
hat auch die Landwirtschaft zu spüren bekommen. 
Der Druck hat stetig zugenommen. Ob es um die 
Nährstoffeinträge in unsere Gewässer, der Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln oder um Tierwohl geht 
– das ist ein Auszug des umfangreichen Themen-
katalogs, zu dem unsere Landwirtschaft Stellung 
nehmen und sich zum Teil auch rechtfertigen muss.
Der Wunsch vonseiten der Bürgerinnen und Bür-
ger, bei der Produktion von Lebensmitteln eigene 
Erfahrungen zu sammeln, ist gerade in den letzten 
Jahren gestiegen. Ob es der Schrebergarten ist, So-
LaWi oder andere Formen der Produktion von Feld-
früchten: Wir verzeichnen ein Umdenken auch in 
der Gesellschaft. Die Wertschätzung für selbstpro-
duzierte Lebensmittel ist gestiegen – auch, weil 
jedem damit bewusst wird, unter welchen Umstän-
den Lebensmittel produziert werden und welcher 
Arbeitseinsatz damit verbunden ist.
Aber nicht alle haben die Möglichkeit, entsprechen-
de Erfahrungen mit der Produktion von Lebensmit-
teln zu machen. Hier setzt die Bildungsinitiative an, 
gerade um jungen Menschen an Schulen – insbe-
sondere der Sekundarstufen I und II – die Möglich-
keit zu geben, sich ein Bild von Landwirtschaft, Le-
bensmittelproduktion, Ernährung und Verbraucher-
schutz zu machen.
Wir halten diesen Ansatz für richtig und ange-
bracht, auch weil der Landwirtschaft damit im di-
rekten Gespräch die Möglichkeit gegeben wird, 
Vorurteile auszuräumen. Auch können sich jun-
ge Menschen einen Eindruck verschaffen, unter 
welchen Voraussetzungen und Erschwernissen die 
Landwirtschaft heute produziert. Nach dem Motto 
vom Acker bis zum Teller können sie sich ein ganz-
heitliches Bild verschaffen.
Hierzu werden spezifische Bildungsangebote an 
authentischen Lernorten – also direkt bei den Be-
trieben – entwickelt. Maßgeblich für die Konzept-
entwicklung und das Projektmanagement ist hier 
die Europa-Universität Flensburg. Das begrüße ich 
sehr. Nicht nur weil ich Flensburger bin, sondern 
auch weil ich weiß, dass die EUF hierfür der richti-
ge Partner ist, denn sie verfügt über die notwendige 
Expertise für dieses Konzept. Davon konnten wir 
uns jüngst erst vergewissern. Daher danke ich dem 

Landwirtschaftsministerium für die Einladung zur 
Präsentation und Projektdarstellung.
Die EUF ist beauftragt, ein Konzept für das Schul-
jahr 2023/24 zu erstellen. Dank des Vortrages von 
Frau Professorin Dr. Peucker haben wir einen um-
fangreichen Einblick in den konzeptionellen Auf-
bau der Bildungsinitiative bekommen. Es handelt 
sich dabei um ein in sich evaluierendes und lernen-
des System in Bezug auf Umsetzung und Wirkung. 
Die qualifizierten Teilnehmer, also die Betriebe, 
scharren schon mit den Hufen und erwarten die 
Schulen. Wir begrüßen auch die leichte Zugänglich-
keit für die Schulen zu den verschiedenen Akteuren 
und Lernorten. Nun ist es an ihnen, das Angebot 
entsprechend ihrer Anforderungen zu nutzen. Ich 
gehe davon aus, dass auch den Schulen der däni-
schen Minderheit ein solches Angebot entsprechend 
gemacht wird. Gleichzeitig freue ich mich natürlich 
auch über Angebote in dänischer und friesischer 
Sprache, die es hoffentlich auch geben wird.
Wir sehen hier durchaus den Mehrwert sowohl 
für die Schülerinnen und Schüler als auch für die 
Landwirtschaft. Wenn wir uns dafür aussprechen, 
den Dialogprozess „Zukunft in der Landwirtschaft“ 
fortzuführen, dann sehen wir die Bildungsinitiative 
auch in diesem Fahrwasser. Eine dauerhafte Verste-
tigung des Projektes ist durchaus in unserem Sinne.
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